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Bericht und Dringlichkeitsantrag des Ausschusses zur Bekampfung und

Pravention von Armut und sozialer Spaltung

Der Ausschuss zur Bekampfung und Pravention von Armut Gbersendet den
anliegenden Bericht und Dringlichkeitsantrag und empfiehlt wie folgt zu beschliel3en:

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt den Bericht des Ausschusses zur Bekdmpfung
und Pravention von Armut und sozialer Spaltung zur Kenntnis.

Ausschussvorsitzender

Anlage

Bericht und Dringlichkeitsantrag des Ausschusses zur Bekampfung und Pravention
von Armut und sozialer Spaltung



Inhaltsverzeichnis

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

51

5.1.1.

5.1.2.

513
514

5.2
521
522
523

6.1
6.1.1

6.1.2

6.1.2
6.1.3
6.1.4
6.1.5

6.2
6.2.1
6.2.2
6.2.3
6.2.4

EINSETZUNG DES AUSSCHUSSES

EINLEITUNG

ARBEIT DES AUSSCHUSSES

GRUNDLAGEN ZUR ARMUTSENTWICKLUNG

Was gilt als Armut und Armutsgefahrdung?
Armutsgefahrdungsquoten

Ursachen fur Armut

Verfestigung von Armut

Erscheinungsformen von Armut

ARMUT VON KINDERN UND JUGENDLICHEN

Ergebnisse der Anhdrung

Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut von Kindern und Jugendlichen
wurden von den Sachverstéandigen getroffen:

Folgende Erscheinungsformen von Kinderarmut wurden genannt:

Folgende Feststellungen wurden im Bereich Bildung getroffen:

Folgende Feststellungen wurden im ressortiibergreifenden Bereich getroffen:

Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses
MafRnahmen im Bereich Bildung:

MafRnahmen im Bereich Kinder und Jugendliche:

MafRnahmen in ressortiibergreifenden Bereichen:

ARMUT UND MIGRATION

Ergebnisse der Anhdrung
Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut und Migration wurden von den
Sachverstéandigen getroffen:

10

10

11

12

12

13

14
14
14
16
17
19
20
20

21
23

24

24

24

Folgende Feststellungen wurden im Bereich frihkindliche und schulische Bildung getroffen:

Folgende Feststellungen wurden im Bereich Arbeit getroffen:

Folgende Feststellungen wurden im Bereich Inneres getroffen:

Folgenden Feststellungen wurden im Bereich Integration getroffen:
Folgende Feststellungen wurden zu sozialraumlich Instrumenten getroffen:

Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses
MafRnahmen im Bereich frihkindlicher und schulischer Bildung:
MafRnahmen im Bereich Arbeit:

MalRnahmen im Bereich Inneres:

MafRnahmen im Bereich Integration:

25
27
27
27
28

29
29
31
33
33



7. ARMUT UND BILDUNG 35
7.1 Ergebnisse der Anhdrung 35
7.1.1 Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut und Bildung wurden von den
Sachverstéandigen getroffen: 35
7.1.2 Folgende Feststellungen wurden zum Bereich Bildung getroffen: 36
7.1.3 Folgende Feststellungen zu berufsvorbereitenden MaRnhahmen in der Schule wurden
getroffen: 38
7.1.4 Folgende Feststellungen wurden im ressortibergreifenden Bereich getroffen: 39
7.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses 39
7.2.1 MaBnahmen im Bereich Bildung: 39
7.2.2 MaBnahmen im Bereich der Berufsvorbereitung in der Schule: 41
7.2.3 Malnahmen im Bereich Kinder und Jugendliche: 42
7.2.4 MaBnahmen im ressortiibergreifenden Bereich: 43
8. ARMUT UND BESCHAFTIGUNG 44
8.1 Sozialer Arbeitsmarkt, Lohnlticken, Aufstockung 44
8.1.1 Ergebnisse der Anhdrungen 44
8.1.1.1 Zu der allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Lage in Bremen wurden von den
Sachverstéandigen folgende Ausfiihrungen gemacht: 44
8.1.1.2 Zur Arbeitsmarktpolitik wurden von den Sachverstandigen folgende Feststellungen
getroffen: 46
8.1.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses a7
8.1.2.1 MaRnahmen im Bereich Arbeitsmarktpolitik: 48
8.1.2.2 MaRnahmen im arbeitsmarktpolitischen Bereich firr spezielle Zielgruppen: 50
8.1.2.3 MaRnahmen, die die Arbeit des Jobcenters betreffen: 53
8.2 Arbeitsmarkt unter frauenspezifischen Fragestellungen 54
8.2.1 Ergebnisse der Anhdrung 54
8.2.1.1 Folgende Feststellungen zur allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Lage von Frauen in
Bremen wurden von den Sachverstandigen getroffen: 54
8.2.1.2 Folgende arbeitsmarktpolitische Schlussfolgerungen wurden unter frauenspezifischen
Gesichtspunkten genannt: 55
8.2.2. Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses 58
9. ARMUT UND SOZIALRAUMLICHE INSTRUMENTE 63
9.1 Ergebnisse der Anhdrung 63
9.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses 64
9.2.1 MaRRnahmen im Bereich der Kindertagesstatten: 64
9.2.2 MaRnahmen im Bereich der Finanzierung der Arbeit vor Ort: 65
9.2.3 MaRRnahmen im Bereich Wohnungsbau: 66
9.2.4 MaRRnahmen im Bereich sozialrAumlicher Instrumente: 66
10. ZUSAMMENFASSUNG 67
11. BESCHLUSSEMPFEHLUNG 71



1. Einsetzung des Ausschusses

Die Burgerschaft (Landtag) hat in ihrer 58. Sitzung am 27. Marz 2014 den Ausschuss zur
Bekampfung und Pravention von Armut und sozialer Spaltung eingesetzt (Drs. 18/1337 vom
26. Marz 2014) und folgende Abgeordnete als dessen Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder gewanhlt:

Mitglieder Stellvertreterin/Stellvertreter
Bdschen, Sybille (SPD) Gungor, Sanem (SPD)
Garling, Karin (SPD) Kottisch, Andreas (SPD)
Kriimpfer, Petra (SPD) Oztiirk, Patrick (SPD)
Mohle, Klaus (SPD) Ryglewski, Sarah (SPD)
Weigelt, Helmut (SPD) Vogelsang, Rolf (SPD)

Dr. Glldner, Matthias Dogan, Sillmez

(Bundnis 90/Die Griinen) (Bundnis 90/Die Griinen)

Dr. Kappert-Gonther, Kirsten Dr. Mohammadzadeh, Zahra
(Bundnis 90/Die Griinen) (Bundnis 90/Die Griinen)
Willmann, Frank Dr. Schlenker, Stephan
(Bundnis 90/Die Griinen) (Bundnis 90/Die Griinen)

Dr. vom Bruch, Thomas (CDU) Ahrens, Sandra (CDU)
Kastendiek, Jorg (CDU) Gronert, Sigrid (CDU)
Roéwekamp, Thomas (CDU) Dr. Yazici, Oguzhan (CDU)
Vogt, Kristina (DIE LINKE) Erlanson, Peter (DIE LINKE)

Der Ausschuss hatte folgende Aufgaben:

1.

Beratung von soziotkonomischen, strukturellen und individuellen Ursachen von Armut
und Maflinahmen zur Bekdmpfung und Pravention von Armut.

Beratung von Vorschlagen des Senats und verschiedener gesellschaftlicher Gruppen
zur Armutsbekampfung, zur Erh6hung gesellschaftlicher Teilhabe und Stérkung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts, insbesondere aber auch die Anho6rung von
Betroffenen, von Expertinnen und Experten, von Vertreterinnen und Vertretern
gesellschaftlicher Gruppen, die mit der Beratung von armutsgefdhrdeten und
armutsbetroffenen Personen befasst sind oder aus der Selbstorganisation betroffener
Personenkreise entstanden sind.

Beratung der besseren Verzahnungsmdglichkeiten von bereits bestehenden
Malnahmen zur Bekampfung und Pravention von Armut.

Begleitung aller Angelegenheiten, die den Bereich Armutsbekdmpfung und
Armutspravention betreffen. Eine Rolle spielen sollen dabei unter anderem Beratung



und Vorschlag von Konzepten - auch unter Bewertung der Wirksamkeit und Effizienz
des Mitteleinsatzes -

fur existenzsichernde Einkinfte fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und den
Schutz von Menschen mit geringem Einkommen sowie deren Schutz vor
Ausbeutung und das Schliel3en der Lohnliicke zwischen Frauen und Mannern;

fur nachhaltig und passgenau ausgerichtete arbeitsmarktpolitische Instrumente zur
Vermittlung, Qualifizierung und Beschéaftigungsférderung von Arbeitslosen und
Schaffung niederschwelliger Beschaftigungsmal3nahmen fiir Langzeitarbeitslose mit
Vermittlungshemmnissen, die mittelfristig keine Aussicht auf regulare Beschaftigung
haben;

fur nachhaltig ausgerichtete sozialraumliche Instrumente, die die Betroffenen
starken und ihnen gesellschaftliche Partizipationsmoglichkeiten aufzeigen, und
Schutz von Sozialleistungsbezieherinnen und -beziehern gegen Diskriminierung und
Ausbeutung;

zur Kinderarmut und der Rolle von frihkindlicher Bildung und Kinderbetreuung bei
der Bekampfung von Armut;

fur bildungspolitische Strategien zur Férderung armutsgefahrdeter Jugendlicher und
junger  Erwachsener und eine  Verzahnung mit  auferschulischen
Bildungsangeboten;

fur Ausbildung und Arbeit als zentrale Faktoren der sozialen Teilhabe und des
Ausstiegs aus Armut, unter Einbeziehung der regionalen Wirtschaft;

fur den Umgang mit Krankheit und Behinderung als Armutsrisiko, zur Verbesserung
von Gesundheitsversorgung als Armutspravention;

fur altere Menschen, insbesondere zur Vermeidung von Altersarmut;

fur die besondere Lebenssituation von Alleinerziehenden, die besonders haufig von
Armut betroffen sind;

fur Menschen mit Migrationshintergrund, hier insbesondere bezogen auf altere
Menschen, Asylsuchende, Flichtlinge und generell Menschen mit ungesichertem
Aufenthaltsstatus;

zur Verbesserung der Versorgung mit gunstigem Wohnraum fur sozial
benachteiligte Menschen in Bremen und Bremerhaven und zur Verhinderung von
sozialer Entmischung in den Wohnquartieren;

zur starkeren Beriicksichtigung der sozialen und soziodkonomischen Lage und
Lebenssituationen in den Diversity-Konzepten des Senats.

Der Ausschuss wurde zudem gebeten, der Birgerschaft (Landtag) einen Bericht Gber das
Ergebnis seiner Beratungen und der sich daraus ergebenen Konsequenzen vorzulegen.



2. Einleitung

Armut, Armutsgefahrdung und die sich fir die (potentiell) Betroffenen konkret ergebenden
Folgeprobleme/Begleiterscheinungen finanzieller Armut sind ein inzwischen zwar nicht mehr
tabuisiertes, aber im offentlichen Bewusstsein dennoch nicht ausreichend beachtetes
gesellschaftliches Problem. Dabei ist das soziale Auseinanderdriften durchaus geeignet, den
Konsens der Gesellschaft, das Empfinden von Gerechtigkeit und die sozialen
Aufstiegsmadglichkeiten infrage zu stellen. Die Problemlage wird dabei fir Bremen und
Bremerhaven in mehrfacher Hinsicht verscharft: Aktuell sind bereits ca. ein Viertel aller
Menschen in unserem Bundesland arm oder von Armut bedroht. Sorge bereitet
insbesondere eine in den letzten Jahren kontinuierlich fortschreitende Entwicklung von
Armut. Beobachtbar und bemerkenswert sind hier insbesondere auch eine sehr
unterschiedliche Entwicklung im {berregionalen Vergleich und die Kumulation von
Problemen in unserem Bundesland in einzelnen Stadtteilen. Die auch hier wiederum regional
sehr unterschiedliche Entwicklung (Segregation) und das Zusammenkommen von privater
und offentlicher Armut kdnnen zu einer weiteren Verscharfung der Problemlage fiihren. Die
Arbeit des Ausschusses hat zum Teil dringenden Handlungsbedarf der Kommunen und des
Landes, aber auch des Bundes ergeben, der im Folgenden bezogen auf einzelne
Phanomene konkretisiert wird.

Die zahlreichen Anhérungen des Ausschusses haben auch gezeigt, dass es im Prinzip kein
Erkenntnis-, wohl aber ein Umsetzungsproblem gibt. Zahlen, Daten und Fakten lGber Armut
in der Gegenwart, aber auch in ihrer Entwicklung, sind vielfaltig verfligbar, aber nicht in
ausreichendem Mal3e Bestandteil des offentlichen (Problem-) Bewusstseins. Neben den
Bewertungen und Schlussfolgerungen ist auch die Sammlung, Verdichtung und die
,Umsetzung’ dieser Grundlagen insbesondere mit Blick auf Bremen und Bremerhaven
Gegenstand dieses Berichtes. Es sei darauf hingewiesen, dass die Darstellungen und
Erkenntnisse des Berichts sich im Wesentlichen auf die Kommune Bremen beziehen. Der
Ausschuss ist allerdings der Auffassung, dass die beschriebenen Phanomene grundsétzlich
auch in Bremerhaven vorfindbar sind und die Ldsungsansatze, sofern in kommunaler
Entscheidungs- und Umsetzungsverantwortung, auch fir Bremerhaven erwogen werden
sollten. Hier galt es, insbesondere einen Querschnitt regionalen Sachverstandes mit Fakten,
Einschatzungen und Hinweisen zu Wort kommen zu lassen. Dabei hat sich herausgestellt,
dass im Land Bremen einiges, aber nicht alles eine Sache des (fehlenden) Geldes ist.
Flexibilisierung, Entburokratisierung, Straffung und Vereinfachung in der Organisation von
Ablaufen, in der Dokumentation, Antragstellung und Verwaltung sowie eine Verbesserung
der Zusammenarbeit und Netzwerkarbeit unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure kdnnen
bei der Armutsbekampfung und -pravention ebenfalls férderliches bewirken.

Nicht alle Beschreibungen und Schlussfolgerungen der Ausschussarbeit sind deshalb neu.
Eine Neuerung ist dagegen der Uberfraktionelle Versuch, einen Konsens uber einzelne,
madglichst konkrete MalRnahmen zur Armutsbekampfung und -pravention zu finden. Dieses
ist und war angesichts politischer Gegensatze nicht immer einfach. Es ist aber auch
Ausdruck des Problemdrucks, dass eine Problemldsung in vielen Teilaspekten gelang oder
zumindest einer Erdrterung zugefuhrt wurde. Insofern versteht der Ausschuss seine Arbeit
als Prozess und diesen Bericht nicht als einen Abschluss. Er ist vielmehr ein
Zwischenergebnis in einer sich dynamisch verandernden Problemsituation.

Damit korrespondiert, dass der Ausschuss nicht fur sich in Anspruch nimmt, alle Facetten
von Armut oder damit im Zusammenhang stehender lebenspraktischer Probleme
ausgeleuchtet zu haben. Schon gar nicht ist zu erwarten, dass das Problem zeitnah oder mit



dem ,einen grolRen Wurf* zu bewaltigen sein wird. Tatsachlich werden viele kleine Schritte zu
gehen sein. Vieles ist initiiert, vieles wére aber zu intensivieren, zu verstetigen, zu
vereinfachen und zu beschleunigen. Zwar ist in vielen Bereichen auch ,Geduld* erforderlich,
um die Wirksamkeit von eingeleiteten MaRnahmen abzuwarten. Es bleibt aber die Sorge,
dass die Entwicklung von Armutstendenzen schneller verlauft als die Implementierung von
gegensteuernden Malnahmen. Hinzu kommt die Ungewissheit tber die Reichweite und
Wirksamkeit ergriffener Ma3hahmen.

Bezogen auf einzelne Ph&nomene ist der Ausschuss jeweils in zwei Schritten vorgegangen,
die sich auch im Aufbau dieses Berichtes widerspiegeln: Nach einer Faktensammlung im
Rahmen von Anhérungen finden sich die sich schwerpunktméafig daraus ergebenden
Schlussfolgerungen und Empfehlungen. Diese bedlrfen nicht nur der weiteren Erganzung,
Beratung und ggf. der Konkretisierung, sondern auch insbesondere der inhaltlichen und
zeitnahen Umsetzung. Es besteht Einigkeit darin, dass die Arbeit bei der Bekampfung und
Pravention von Armut in geeigneter Weise fortgesetzt und weiterentwickelt werden muss.
Notwendig ist dieses mit dem Ziel, einzelne Aktivitdten, Ideen und Kapazitaten in einem
geschlossenen und die regionalen Moglichkeiten und Krafte bindelnden Konzept
zusammenzufassen.

Armut in Bremen und Bremerhaven muss an die Spitze der politischen Agenda gesetzt
werden. Regionales Handeln muss durch gut vernetzte und effektive Strukturen erganzt
werden. Hier lohnt auch ein Blick Uber den ,Tellerrand“: Viele Kommunen (und Lénder) sind
von ganz ahnlich ausgepragten Problemlagen bedroht und es gibt eine Vielzahl guter, aber
durchaus unterschiedlicher Konzepte und Vorgehensweisen. Hier gilt es mehr als bisher,
Erfahrungen auszutauschen und, wo moglich, Krafte zu bindeln und einen gegenseitigen
Lernprozess zu initiieren. Dieses betrifft nicht nur Ideen des (gemeinsamen) Vorgehens,
sondern inshesondere auch Erfahrungen der Wirksamkeit von MaRnahmen und der Effizienz
eingesetzter Mittel. Dabei missen zwei Zielsetzungen im Vordergrund stehen: Neben der
Bekampfung und Abmilderung von Ursachen und Auswirkungen eingetretener Armut, muss
insbesondere die Pravention und die Unterbrechung von ,Karrieren* in Armut in den Fokus
geruckt werden. Diesem hat der Ausschuss dadurch versucht Rechnung zu tragen, Kinder-
und Jugendarmut einen breiten Raum in seinen Beratungen zu geben. Denn: Kinder und
Jugendliche sind nicht nur (Haupt-) Betroffene materieller (Familien-) Armut, sondern
dadurch auch systematisch eingeschrankt in ihren Zukunftschancen. Und verminderte
Chancen sind nicht nur ein individuelles Gerechtigkeitsproblem, sondern in ihrer Summe und
in ihren Auswirkungen unsere gemeinsamen gesellschaftlichen und sozialen Probleme von
morgen.

Vor diesem Hintergrund treten Fragen der Bildung im umfassenden Sinne in den Mittelpunkt.
Sprachférderung, die Weiterentwicklung der frihkindlichen Bildung,
Ganztagsschulbetreuung, Gesundheitsforderung, ein verbesserter Ubergang in die
berufliche Aus- und Weiterbildung und eine mit umfassender Kompetenz ausgestattete
Schule sind wichtige zukunftsbezogene Stichworte, insbesondere in Quartieren mit sozialen
Herausforderungen. Diese Quartiere sind nicht selten identisch mit denen, wo viele
Menschen mit Migrationshintergrund leben. Eine enge Vernetzung im sozialrdumlichen
Bereich mit weiteren Initiativen und Akteurinnen und Akteuren, aber auch mit tberregionalen
Einrichtungen ist notwendig, um niemanden im Sinne von Unterstitzung ,aus den Augen“ zu
verlieren. Dazu sind aufsuchende (Eltern-) Arbeit, niedrigschwellige, transparente und
verstandliche Angebote erforderlich, die bei Bedarf verstetigt werden missen. Es ist darauf
hinzuwirken, dass bestehende oder zu schaffende Angebote von den Zielgruppen auch
angenommen und ggf. mit den Angebotstradgern weiterentwickelt und mit Leben gefllt



werden. Denn: Neben materieller Benachteiligung ist verminderte Beteiligung ein
Hauptproblem und eine Folge von Armut. Insofern ist Kern von Armutsbek&dmpfung und -
pravention, individuelle Chancen zu erdffnen, Isolation zu reduzieren, fdrderliche
Rahmenbedingungen zu entwickeln oder Hindernisse z. B. auf dem Weg in eine berufliche
Perspektive zu beseitigen. Hierbei ist der Blick auf einzelne Gruppen und Fallkonstellationen
mit zumindest ahnlichen Problemlagen empfehlenswert. Diesem hat sich der Ausschuss -
wie im Folgenden dargestellt - versucht zu stellen und zu nahern.

Nach Ansicht des Ausschusses ist eine offene Fortsetzung der Diskussion uber
Armutstendenzen in unseren Stadten wichtig. Diese muss auch zum Ziel haben, die
offentliche Sensibilitdt zu entwickeln und maoglichen Polarisierungen vorzubeugen.
Insbesondere kann sie aber bewirken, Tendenzen der Diskriminierung oder gar der
Stigmatisierung und mdglichen Tabuisierung entgegenzuwirken. Denn es geht auch um eine
mdglichst breite Einbindung der Menschen in den gesellschaftlichen Konsens und das
soziale Leben. Hierin liegt nicht zuletzt auch eine entscheidende Voraussetzung einer
politischen Beteiligung der Menschen an unserem demokratischen Gemeinwesen. Insofern
ist Armutsbek&mpfung und -pravention nicht nur eine Gerechtigkeitsfrage, sondern auch eine
zentrale gesellschaftliche und politische Zukunftsfrage. Hierzu werden mdoglichst breiter
politischer Konsens und grof3e Beharrlichkeit bei der Umsetzung einer Vielzahl von
MalRnahmen notig sein.

Die Arbeit und die Anhdrungen des Ausschusses haben auch gezeigt, dass das
Meinungsbild dber Ursachen, Auswirkungen, und Entwicklungen von Armut und der
Erscheinungsformen der Armut vielfaltig und z. Tl. kontrovers ist. So machen sich auch der
Ausschuss, einzelne Fraktionen oder Abgeordnete nicht jede in diesem Bericht
wiedergegebene Aussage, Bewertung oder Schlussfolgerung der angehdrten
Sachverstandigen zu eigen. Sie sind dennoch ein wesentlicher Teil dieses Berichtes, zeigen
sie doch eine Bandbreite des verfugbaren Meinungs- und Wissensspektrums zur
Armutsproblematik auf. Sie waren jedoch insbesondere - und schon deshalb gebthrt allen
Referentinnen und Referenten hoher Dank - ein wichtiger Impuls und Ausgangspunkt der
Beratungen und Empfehlungen des Ausschusses.

Schlief3lich mdchten wir uns bedanken: Insbesondere bei den Vielen, die konkret und vor Ort
mit Armut, ihrer Bewaltigung oder Pravention umgehen. Diese Arbeit ist, und das ist
besonders bemerkenswert, nicht zuletzt getragen von viel ehrenamtlichem Engagement in
vielfaltigen Organisationen und Einrichtungen in unseren beiden Stadten.

3. Arbeit des Ausschusses

In seiner konstituierenden Sitzung am 13. Mai 2014 wahlte der Ausschuss den
Abgeordneten Dr. Thomas vom Bruch zum Vorsitzenden sowie den Abgeordneten Klaus
Mohle zum stellvertretenden Vorsitzenden und nahm seine Beratungen auf.

AulRerdem verabschiedete der Ausschuss eine Verfahrensordnung.
Der Ausschuss hat folgende Institutionen als stindige Gaste eingeladen:

Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
Arbeitnehmerkammer

Arbeitskreis Armut und Sozialhilfe

Handelskammer Bremen und Industrie- und Handelskammer Bremerhaven



e Universitat Bremen
e Senatskanzlei
e Sozial erfahrene Dritte

Wahrend der Beratungen trat der Ausschuss in der Zeit vom 13. Mai 2014 bis zum 24. Marz
2015 zu 11 Sitzungen zusammen. Dartber hinaus gab es diverse Arbeitstreffen im Kreise
der  zustdndigen  Fraktionssprecherinnen  und  Fraktionssprecher  sowie  der
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Der Ausschuss war sich auch vor dem Hintergrund der zur Verfligung stehenden Zeit
bewusst, in seinen Beratungen nicht alle moéglichen Aspekte und Phanomene von Armut
erschopfend beleuchten und debattieren zu kénnen. Die Erscheinungsformen von Armut
sind so facettenreich, dass er sich zu einem Vorgehen entschieden hat, thematische
Schwerpunkte zu setzen. Hierbei nahm der Ausschuss einerseits die Aspekte wirksamer
MalRnahmen zur Armutspravention und zur Reduzierung von Armut und zum anderen die
Frage nach Modoglichkeiten der Unterbrechung von Armutskarrieren in den Fokus der
Ausschussarbeit. Der Ausschuss weist ausdriucklich darauf hin, dass er trotz dieser
Schwerpunktsetzungen die Bedeutung anderer Armutsphanomene und Armutssituationen
sieht. Sie sind ggf. in zukinftigen parlamentarischen Befassungen mit Prioritat zu betrachten.

Auf der Grundlage dieser Uberlegungen befasste sich der Ausschuss mit folgenden
Themenschwerpunkten:

e Armut von Kindern und Jugendlichen
e  Armut und Migration
e  Armut und Bildung
e Armut und Beschaftigung mit den Schwerpunkten
o0 ,Arbeitsmarkt’ unter besonderer Berlicksichtigung des Phanomens ,Lohnliicken’
und spezieller Beschéaftigungs- und Erwerbsverhaltnisse (,Aufstocker’)
o L,Arbeitsmarkt’, unter frauenspezifischen Fragestellungen
e  Armut und sozialraumliche Instrumente

Zudem wurde der Entwurf des Armuts- und Reichtumsberichts des Senats der Freien
Hansestadt Bremen - 2014 - (Stand: Oktober 2014) beigezogen, der in der 10. Sitzung des
Ausschusses am 26. Februar 2015 von Dr. Karl Bronke, Senatorin flr Soziales, Kinder und
Jugend, erlautert wurde.

Die Senatskanzlei wurde vom Ausschuss um eine kurze Darstellung der Zielsetzung des
Bundnisses fir den sozialen Zusammenhalt und den gegenwartigen Sachstand gebeten.
Sie hat dazu mit Datum vom 20. Mai 2014 die in der Anlage 1 beigefiigten Unterlagen
Ubermittelt.

Der Ausschuss fuihrte zu den von ihm zu bearbeitenden Themenfeldern insgesamt acht
offentliche Anhorungen durch. Zur unterstiitzenden Beratungen des Ausschusses waren
insgesamt 23 externe Sachverstandige eingeladen. Den Sachverstandigen wurde fur ihre
Ausflihrungen eine Redezeit von jeweils bis zu 20 Minuten eingerdumt. Im Anschluss an den
Vortrag war eine Fragerunde durch die Mitglieder des Ausschusses vorgesehen. Eine
Schlussdiskussion mit allen Beteiligten war nach Beendigung der Sachverstandigenvortrage
maglich.
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Eine Liste der Sachverstandigen ist in Anlage 2 beigefiigt. Der Ausschuss dankt auch auf
diesem Wege nochmals fir die wertvollen Hinweise und die engagierten Diskussionen.

Die Protokolle der Sachverstadndigenanhérungen sowie die von ihnen zur Vorbereitung der
Anhorung Ubermittelten Prasentationen wahrend der Anhorung sind abrufbar unter:
http://www.bremische-buergerschaft.de/index.php?id=578.

4.  Grundlagen zur Armutsentwicklung

Der Ausschuss befasste sich in seiner zweiten Sitzung am 4. Juni 2014 mit dem
Themenkomplex Ursachen und Phanomene von Armut.

Die geladenen Sachverstandigen Herr Prof. Dr. Olaf Groh-Samberg, Bremen International
Graduate School of Social Sciences (BIGSSS), Herr Thomas Schwarzer,
Arbeithnehmerkammer Bremen und Herr Dr. Glnter Warsewa, Universitat Bremen, Institut
Arbeit und Wirtschaft, gaben dem Ausschuss aus wissenschaftlicher Sicht einen Uberblick
Uber begriffliche Bestimmungen, Entwicklungen und die Auswirkungen von Armut in
Deutschland sowie in Bremen und Bremerhaven.

Auf der Grundlage dieser Ausfliihrungen wurde deutlich, dass Armut in unserer Gesellschaft
viele Aspekte, Ursachen und Folgen hat und unterschiedliche Lebensbereiche eines
Menschen betrifft und erfasst. Dabei ist Armut eben nicht nur daran zu messen, wie viel Geld
zur Lebensfilhrung zur Verfiigung steht, sondern bezieht sich insbesondere auch auf die
Chancen der Teilhabe an Arbeit, Bildung, Wohnen, Gesundheit und sozialem Leben.

4.1 Was gilt als Armut und Armutsgefahrdung?

Grundsatzlich muss zwischen absoluter und relativer Armut unterschieden werden.

Als absolut arm gelten Personen, wenn sie Uber ein Einkommen unterhalb des
Existenzminimums verfiigen. Diese Armutsschwelle liegt nach Berechnungen der Weltbank
bei einem verfiigharen Betrag von 1,25 US-Dollar am Tag.

In den Industrienationen wird Armut in der Regel als relative Armut bemessen; hierbei wird
das Einkommen herangezogen. In Deutschland gelten danach alle Menschen als
armutsgeféahrdet, deren verfigbares Haushaltseinkommen weniger als 60% des mittleren
Einkommens (Median) - inklusive Sozialleistungen — im Vergleich zur gesamten Bevolkerung
betragt. In Deutschland lag die Armutsgefahrdungsschwelle im Jahre 2013 bei 892 Euro fir
einen Einpersonenhaushalt (2009: 801 Euro) und fir einen Haushalt mit zwei Erwachsenen
und zwei Kindern unter 14 Jahren bei 1 873 Euro (2009: 1 683 Euro).*

Die Armutsgefahrdungsschwelle, getrennt betrachtet nach der sich unterscheidenden
Kaufkraft in den einzelnen Bundeslandern, weist fur Bremen fir das Jahr 2013 einen Wert
von 797 Euro fir einen Einpersonenhaushalt (2009: 746 Euro) und flr einen Haushalt mit

! Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tabelle A.2 Armutsgefahrdungsschwelle in Euro
nach Bundeslander und Haushaltstypen
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zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren einen Wert von 1 674 Euro (2009:
1 567 Euro) auf.?

4.2 Armutsgefahrdungsquoten

Deutschland:

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lag der Durchschnitt der armutsgefahrdeten
Personen in Deutschland im Jahre 2013 bei 15,5% der Wohnbevélkerung, was bundesweit
fast 13 Mio. Menschen entspricht. Im Vergleich zum Jahre 2012 stieg die Zahl der
Armutsgefahrdeten im bundesweiten Durchschnitt um 0,5%; 2006 lag der Durchschnitt noch
bei 14,0%.°

Besonders armutsgefahrdet sind in Deutschland Frauen (16,2%), Alleinerziehende (43,0%),
Alleinlebende (26,4%) und Erwerbslose (58,7%). Auffallig ist, dass Frauen in allen
Altersklassen starker von Armut bedroht sind als Manner.*

Bundesland Bremen:

Im Jahre 2013 waren 24,6% der Bevolkerung des Bundeslands Bremen - also fast jeder
vierte Einwohner - von Armut bedroht.> Die Armutsgefahrdungsquote lag damit héher als in
den beiden vorausgegangenen Jahren (2012: 22,9%, 2011: 22%) und deutlich Uber dem
Bundesdurchschnitt.

Damit lag das Bundesland Bremen im Vergleich der Bundeslander an ,erster’ Stelle, gefolgt
von Mecklenburg-Vorpommern (23,6%) und Berlin (21,4%). Die niedrigsten
Armutsgefahrdungsquoten ergaben sich in Bayern (11,3%) und Baden-Wirttemberg
(11,4%).

Weiter ist die Besonderheit bemerkenswert, dass Manner und Frauen in Bremen im gleichen
MaRe, aber haufig mit sehr unterschiedlichen Hintergrinden armutsgefahrdet (24,5%:
24.,6%)° waren.

In hohem Malf? von Armut bedroht waren vor allem die unter 18-Jahrigen (35,9%) und die 18-
bis unter 25-Jahrigen (42,4%). Die Quote allein in dieser Altersklasse betrug bei den Frauen
45,7% und 38,9% bei den gleichaltrigen Mannern. Fir die Gruppe der 65-Jahrigen und
Alteren lag die Armutsgefahrdungsquote mit 15,1% (iber dem Durchschnitt der Bevolkerung
(14,3%).”

Nach einem Vergleich nach Haushaltstypen war mehr als jede dritte Familie mit drei oder
mehr Kindern (44,8%) und fast jede/r dritte Alleinlebende (32,2%) von Armut bedroht.?
Hieraus ist in bedriickender Klarheit erkennbar, dass Kinder (-reichtum) ein eigenes

? Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tabelle A.2 Armutsgefahrdungsschwelle in Euro
nach Bundeslander und Haushaltstypen

® Statistische Amter der Bundes und der Lander, Tabelle A 1.1.0 Armutsgefahrdungsquoten nach
soziodemografischen Merkmalen in% gemessen am Bundesmedian

* Statistische Amter der Bundes und der Lander, Tabelle A 1.1.0 Armutsgefahrdungsquoten nach
soziodemografischen Merkmalen in% gemessen am Bundesmedian

> Vgl. Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tab A 1.1.05 Bremen, Armutsgefahrdungsquote

® vgl. Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tab A 1.1.05 Bremen, Armutsgefahrdungsquote

" Vgl. Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tabelle A 1.1.05 Bremen -
Armutsgefahrdungsquote nach soziodemografischen Merkmalen in% gemessen am Bundesmedian

® Vgl. Statistische Amter des Bundes und der Lander, Tab A 1.1.05 Bremen, Armutsgefahrdungsquote
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Armutsrisiko darstellt. Am stérksten gefahrdet waren jedoch auch hier die Alleinerziehenden:
Bei mehr als jedem zweiten Haushalt mit einer erwachsenen Person mit Kind(-ern) (56,4%)
bestand ein Armutsrisiko. Die Quote lag hier deutlich tber dem Bundesdurchschnitt (43,0%).

Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven

Auch eine kommunale Betrachtung ist von Bedeutung: Die Armutsgefahrdungsquote der
Stadt Bremen lag im Vergleich zu anderen deutschen Grof3stadten im oberen Bereich. Sie
betrug im Jahre 2013 23,0% und stieg damit im Vergleich zum Vorjahr um einen
Prozentpunkt. Vergleichbare Quoten fanden sich nur in Leipzig (25,4%) Dortmund (25,0%)
und Berlin (21,4%). Im unteren Bereich lagen die Stadte Minchen (10,3%), Frankfurt am
Main (14,7%) und Stuttgart (15,2%).°

In Bremerhaven betrug die Armutsgefahrdungsquote im Jahr 2013 32,6% und war damit
noch einmal deutlich héher als in der Stadt Bremen. Auch die besonders negative
Entwicklung in der jingeren Vergangenheit ist besonders bemerkenswert: Hier ist ein
Anstieg um fast 30% im Vergleich zum Jahr 2008 (23,5%) und eine Zunahme von mehr als
5% gegeniiber dem Wert fur das Jahr 2012 zu beobachten. Damit liegt Bremerhaven beim
relativen Anteil armutsgefahrdeter Menschen an der Spitze der deutschen Stadte.™

4.3 Ursachen fur Armut

Herr Schwarzer von der Arbeitnehmerkammer Bremen unterschied in seinen Auffihrungen
zwischen individuellen und strukturellen Ursachen fir Armut.

Zu den individuellen Ursachen gehdren Erwerbsprobleme wie (Langzeit-) Erwerbslosigkeit,
niedriges Einkommen und Bezug von ,Hartz IV’, aber auch persénliche und soziale Probleme
wie z. B. Uberschuldung, Trennung, Scheidung, Krankheit oder Behinderungen.

Hinzu kommen Armutsrisiken wie Migration, alleiniges Erziehen von Kindern, Bildungsarmut,
Kinderreichtum und Wohnen in durch Armut gepréagten Quartieren™.

Als gesellschaftlich-strukturelle Ursachen und Armut verscharfende Faktoren benannte Herr
Schwarzer:

0 soziale Ungleichheiten aufgrund der extremen Konzentration privaten Reichtums
(insbesondere Vermdgen) auf der einen Seite und offentlicher Verschuldung auf
der anderen Seite sowie den mangelnden sozialen Ausgleich;

0 soziale Differenzierung, die durch gespaltene (duale) Arbeitsméarkte (gesichert
oder prekar) verscharft wird;

0 soziale Spaltung, die durch selektive, stark von der Herkunft mitbestimmte
Bildungswege reproduziert wird.*?

4.4 Verfestigung von Armut

Herr Prof. Dr. Groh-Samberg verwies darauf, dass die Entwicklung der Armut in
Deutschland in den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen hat und es fir Menschen, die

° Vgl. Statistische Amter des Bundes und der Lander Tabelle A 1.5.1. - Armutsgefahrdungsquoten
nach ausgewahlten deutschen GroR3stadten in% gemessen am Bundesmedian

19 ygl. Statistische Amter des Bundes und der Lander Tabelle A 1.4.1. Armutsgefahrdungsquoten
nach Raumordnungsregionen / Anpassungsschichten in% gemessen am Bundesmedian.

! Thomas Schwarzer, Arbeitnehmerkammer Bremen, Protokoll der 2. Sitzung, S 22/23

2 Thomas Schwarzer, Arbeitnehmerkammer Bremen, Protokoll der 2. Sitzung, S. 22/23
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in Armut geraten sind, immer schwieriger werde, aus dieser Armut wieder
herauszukommen.*® Die momentane Armutsentwicklung trifft somit diejenigen am hartesten,
die ohnehin schon lange am Rande der Armut oder bereits lange in Armut leben.

Als Faktoren verfestigter Armut nannte er zunehmende Armutsdauer, abnehmende
Aufstiegschancen sowie sozialstrukturelle und sozialraumliche Konzentration.**

4.5 Erscheinungsformen von Armut

Die unterschiedlichen Erscheinungsformen von Armut erlauterte Herr Schwarzer anhand
von verschiedenen Sozialindikatoren und Kennziffern in den Stadtteilen:

So liegen die Arbeitslosenquoten in der Stadtgemeinde Bremen in Uberwiegend materiell
prekaren Sozial- und Armutslagen zwischen 18% bis 32%. Davon betroffen sind z. B. Stadt-
bzw. Ortsteile wie Gropelingen, Tenever, Kattenturm oder die Neue Vahr Nord. In
uberwiegend materiell besser situierten Soziallagen wie z.B. Borgfeld, Horn oder
Schwachhausen lagen die Arbeitslosenquoten dagegen nur zwischen 3,5% und 10%.
Dazwischen liegen mit gesicherten und prekaren Soziallagen Stadt- und Ortsteile wie Walle,
Findorff, Ostertor, Neustadt, Peterswerder und Arsten, deren Quoten der Arbeitslosigkeit
zwischen 8% und 23% liegen.*®

Auch gemessen an den steuerpflichtigen Einkommen gibt es in den einzelnen Ortsteilen
deutliche Unterschiede: Das jahrliche Durchschnittshaushaltseinkommen liegt in Ohlenhof
bei 17 432 Euro (wobei 56% der Einkiinfte weniger als 15 000 Euro betragen) und in Horn
bei 108 145 Euro (hier liegen nur 30,4% der Einkiinfte bei weniger zu 15 000 Euro).*®

Ebenfalls von hoher Bedeutung ist, dass der Erwerbsstatus ein wesentlicher Faktor flr das
Armutsgefahrdungsrisiko ist: Mehr als zwei Drittel (67,9%) der Erwerbslosen in Bremen sind
von Armut bedroht, dem gegenuber aber nur 11,7% der Erwerbstatigen. Auch beim
Erwerbsstatus wird ein Unterschied zum Bundesdurchschnitt deutlich: Bremen weicht um
12,6% nach oben ab.

Ein besonders wichtiger Aspekt der Armutsgefahrdung ist der Bildungsstand, wie folgende
Zahlen plakativ transparent machen: So lebten im Jahre 2013 lediglich 5,3% der Personen
mit einem hohen Bildungsstand in Armut’, bei Personen mit mittlerem Bildungsstand waren
es schon 150% und bei Personen mit niedrigem Bildungsstand lag die
Armutsgefahrdungsquote mit 39,3% deutlich (ber einem Drittel des betroffenen
Personenkreises.

Als weiteren Indikator flr die soziale Spaltung benannte Herr Schwarzer die Verfiigbarkeit
von Krippenplatzen fur unter 3-Jahrige (U3). So kénnen in Uberwiegend materiell prekaren
Sozial- und Armutslagen zwischen 34% und 41% aller unter 3-Jahrigen Kinder in den Stadt-
bzw. Ortsteilen Grdpelingen, Obervieland, Osterholz und Vahr eine Krippe besuchen. Diese
Bandbreite ist im Vergleich zu anderen Stadtteilen unterdurchschnittlich: In den tberwiegend
materiell gut gestellten Soziallagen (Borgfeld, Horn-Lehe, Schwachhausen) besuchen

'3 prof. Groh-Samberg, Protokoll der 2. Sitzung, S. 10/11

' Prof. Groh-Samberg, Protokoll der 2. Sitzung, S. 14

> vgl. Schwarzer, Protokoll der 2. Sitzung, S. 26/27

'®vgl. Schwarzer, Protokoll der 2. Sitzung S. 27

ol Bildungsstand nach der Klassifikation ISCED - International Standard Classification of Education
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zwischen 46% und 70% aller unter 3-Jahrigen eine Krippe. Im mittleren Bereich liegen
Soziallagen mit gesicherten und prekéren Verhaltnissen, die Betreuungsquoten zwischen
36% und 51% (Walle, Findorff, dstliche Vorstadt und Neustadt) erreichen.'®

Herr Prof. Dr. Groh-Samberg fihrte ergdnzend aus, dass von den Jugendlichen, die im
Alter zwischen 10 und 14 Jahre nicht in Armut lebten, 45% ein Abitur machten. Bei
Jugendlichen, die drei bis funf Jahre ihrer Kindheit in Armut lebten, erreichen nur 15% bis
20% das Abitur.™®

Er stellte weiterhin dar, dass Armut und Konjunktur zunehmend entkoppelt seien. Das halte
er fur problematisch. Der Rickgang der Arbeitslosigkeit seit 2005 ginge mit einem kaum
verénderten gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen einher. Lediglich die Verteilung in den
einzelnen Arbeitssegmenten habe sich verandert. Vorangetrieben wurde diese Entwicklung
laut Herrn Prof. Dr. Groh-Samberg durch die Entwicklungen bei den Mini- und Midijobs und
im Niedriglohnbereich. Durch die Ungleichheiten am Arbeitsmarkt sei zudem die
Durchlassigkeit nicht mehr gewéhrleistet. Die Hartz-Reformen hatten durch Minijobs sowie
prekdre und befristete Beschéftigung diese Prozesse noch unterstitzt. Sie kdnnten ein
Grund dafur sein, dass es zu einer stetigen Verschiebung von ,Armut in Arbeitslosigkeit* hin
Zu einer ,Armut in Arbeit* gekommen sei.

Als allgemeine strukturelle Bedingungen fir die Reduzierung bzw. Beseitigung von
Armutsfolgen formulierte Herr Dr. Warsewa als Handlungsansatze die Optimierung von
Informations- und Entscheidungsgrundlagen, die horizontale und vertikale Kooperation von
Institutionen, die Kombination von Ressourcen und sozialrdumliche Instrumente.

5. Armut von Kindern und Jugendlichen

5.1 Ergebnisse der Anhdrung

In der dritten Sitzung des Ausschusses am 1. Juli 2014 wurden zum Thema Kinder- und
Jugendarmut Herr René Bohme, Universitat Bremen, Institut Arbeit und Wirtschaft, Herr
Rudiger Kurz, Pastor der Abraham-Gemeinde Kattenturm, Frau Wilma Warbel und Frau
Astrid Gallinger, beide Gesundheitstreffpunkt Bremen West sowie Herr Gerald Doljes,
Leiter der Schule Fischerhuder Stralie, als Sachverstandige gehort.

5.1.1. Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut von
Kindern und Jugendlichen wurden von den Sachverstandigen
getroffen:

Herr Bohme fiihrte aus, dass sich das Phanomen Kinderarmut aus der Einkommensarmut
von Familien, also gleichsam in Verknipfung zu (ungiinstigen) Lebenslagen der Eltern
entwickle. Kinderarmut meine aber auch die (immateriellen) Folgen der Einkommensarmut in
den verschiedenen Lebensbereichen der Kinder. Anzumerken ist hier: Der Begriff

'8 vgl. Schwarzer, Prasentation, S. 10
19 prof. Dr. Olaf Groh-Samberg, Protokoll der 2. Sitzung, S. 14
20 Vgl. Dr. Warsewa, Protokoll der 2. Sitzung, S. 32ff
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Kinderarmut’ kdnne somit irrefihrend sein: Der Kern von ,Kinderarmut' sei Eltern- und
Familienarmut.

Der Anteil, der jungen Menschen, die von Transferleistungen nach SGB Il leben, betrug im
Jahre 2012 23% bei den 15- bis 18-Jahrigen und 34% bei den 3- bis 6-Jahrigen.

Bremerhaven hatte mit 35,1% im Jahre 2012 (2008: 37,2%) den bundesweit hochsten Wert
bei der Armut von Kindern. In Bremen erreichte die Quote zur gleichen Zeit 28,9% (2008:
28,4%). Im Vergleich dazu wiesen im Jahre 2012 Stadte wie z. B. Minchen mit 11,7% und
Stuttgart mit 13,3% Werte deutlich geringerer Kinderarmut aus.

Herr Bohme erlauterte, dass Unterschiede in den Lebenslagen der Kinder bestiinden. Die
sozialraumliche Polarisierung nehme im Zeitverlauf zu und die Ortsteile mit hoher
Kinderarmut seien zugleich Ortsteile mit hohen Geburtenzahlen sowie einem hohen Anteil an
Kindern unter 6 Jahren. So betrage die Kinderarmut der unter 15-Jahrigen im Stadtteil
Ohlenhof 48,9%, in Schwachhausen seien es dagegen nur 6,1%. Eine gewisse
Entsprechung fande sich auch beim Migrationsanteil: Bei den unter 18-Jahrigen wiesen in
Ohlenhof 74,60% einen Migrationshintergrund auf, in Schwachhausen jedoch nur 22,4% auf.
Ein weiteres Merkmal sei die Sprachférderquote, die fir den Bereich Ohlenhof 62% und fiir
Schwachhausen 15,7% betrage. Der gréf3te Unterschied liege allerdings bei dem Erwerb des
Abiturs: Nicht das Abitur erwerben in Ohlenhof 84,6% der Schulabsolventinnen und
Schulabsolventen, wahrend in Schwachhausen nur 15,2% der Schilerinnen und Schiler die
Schule ohne Abitur verlassen. Letztlich erschwere eine hohe soziale Selektivitat des
Bildungssystems das Ausbrechen aus dem Armutskreislauf. Anzumerken sei hier:
Ungulnstige Verhaltnisse erzeugten nicht nur eine schwierige soziale Situation, sondern auch
unterschiedliche Zukunftsperspektiven.

Zu der Frage warum die Kinderarmut in Bremen Uberdurchschnittlich hoch sei, fihrte Herr
Bohme aus, dass es einen hohen Anteil von Menschen mit geringem Qualifikationsniveau
und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit gebe, denen es nicht moglich sei, in eine
Beschéaftigung zu gelangen. Das Ergebnis sei, dass der gesamte familiare Haushalt,
inklusive der Kinder, im Leistungsbezug nach dem SGB Il bliebe.

Ein weiterer Faktor sei die Frauenerwerbstétigkeit, die im Vergleich der Grof3stadte
unterdurchschnittlich sei. In Verbindung mit dem durchschnittlichen Lohnniveau bei
Erwerbstatigkeit sei dies ein weiter Indikator fur Kinderarmut. Hinzu kédme eine nicht selten
vergleichsweise hohe Geburtenrate in benachteiligten Quartieren.

Der Kinderarmutspravention solle nach Vorstellung von Herrn Bohme begegnet werden mit
der Verbesserung der finanziellen Situation von Familien, z.B. durch eine
Kindergrundsicherung, héhere Kinderregelsatze, durch eine veranderte Steuerpolitik und der
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hier lagen die Handlungsspielrdume
vor allem auf Bundesebene.

Zur Kinderarmut in Bremen formulierte Herr BOhme zusammenfassend folgende Thesen:

o0 Die Herausforderung zum Thema Kinderarmut in Bremen und Bremerhaven
im Bundesvergleich sei Uberdurchschnittlich hoch. Dennoch bilde die
systematische Kinderarmutspravention im Gegensatz zu vielen anderen
Stadten bisher keinen Handlungsschwerpunkt. Handlungsspielraume seien
auf kommunaler Ebene aber vorhanden.
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o In der Vergangenheit seien Entscheidungen getroffen worden, welche
teilweise die Kinderarmutspravention eher behinderten. Der grofite
Handlungsbedarf bestehe im Bereich der Kindertagesbetreuung. Dort seien
auch die grofiten Effekte zu erzielen.

0 Es misse ein Kinderarmutspraventionsprogramm geschaffen werden, mit
dem Ziel der Systematisierung einzelner Projektansatze und der Ausweitung
der Breitenwirkung von MaRnahmen.

o Das Erziehungsgeld sei mit Blick auf die tatsachliche Wirkung zu
hinterfragen und politisch zu tberprifen.

Frau Warbel fuhrte aus, dass die Handlungsfelder ihrer Arbeit im Gesundheitstreffpunkt
West durch niedrigschwellige und aufsuchende Vor-Ort-Arbeit auf der Grundlage gemeinsam
entwickelter Aktivitaten (z. B. gemeinsame Feste und Zielgruppenaktivitaten) gekennzeichnet
seien.

Als Probleme in ihrer taglichen Arbeit kbnne man
o die chronische Geldknappheit und die Personallage,
o fehlende ressortiibergreifende Konzepte,

o die ungenugende Bericksichtigung der Gesundheitsaspekte bei einem
Ubergewicht in Richtung Bau, Bildung und Kultur sowie

o das fehlende Selbstbewusstsein der Betroffenen, das sich durch
Hemmschwellen bei der Wahrnehmung von Angeboten durch Institutionen
darstelle, benennen.

Herr Kurz trug seine Gedanken aus dem Blickwinkel des Erlebens mit den Menschen aus
Kattenturm-Mitte vor und merkte an, dass Integration auch zu fordern statt nur anzubieten
sei. Hierbei seien Erwartungen zu formulieren und bis zu einem gewissen Grad auch
Forderungsstrukturen statt nur Angebotsstrukturen zu etablieren.

Kinderarmut sei immer Familienarmut, was bedeute, dass der Ansatz immer bei der ganzen
Familie liegen muisse.

5.1.2. Folgende Erscheinungsformen von Kinderarmut wurden genannt:

Herr Bohme verwies auf folgende ausgewahlte Facetten von Kinderarmut: Im Bereich
Bildung sei festzustellen, dass die betroffenen Kinder in der Regel spéter eingeschult
wilrden, einen schlechteren Sprachstand aufwiesen, seltener Bildungsempfehlungen fir das
Gymnasium erhielten und haufiger nicht versetzt wirden. Hinzu kdmen h&ufig schlechtere
Schulabschliisse und es wirde seltener ein Hochschulstudium aufgenommen.

Im Bereich Gesundheit sei darauf hinzuweisen, dass Kinder an unterschiedlichen Stellen
Benachteiligungen erfiihren. Zu beobachten seien u.a. Sprachstérungen, verzogerte geistige
Entwicklungen sowie Mangelerndhrung bzw. Ubergewicht und weitere psychische
Auffalligkeiten als ebenfalls sozial determinierte Erscheinungsformen.
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Im Bereich Freizeit und Teilhabe seien es Auswirkungen wie eine seltenere
Vereinsmitgliedschaft, eine monotonere Freizeitgestaltung, weniger Spielgelegenheiten,
geringere kulturelle Teilhabe und seltenes ehrenamtliches und politisches Engagement.
Auch der Aspekt der nicht selten unangemessenen Kleidung spiele eine Rolle.

Im Bereich Wohnen habe man es mit einer geringeren WohnungsgréRe und fehlenden
Kinderzimmern zu tun. Die Umwelten der Quartiere, in denen Kinder in Armut lebten, seien
haufig anregungsarmer als die anderer Quatrtiere.

Im Bereich der Mobilitat stelle man ebenfalls Segregationserscheinungen fest; die Kinder
seien haufig auf das eigene Quartier beschrankt.

Herr Doljes fuhrte aus, dass Kinderarmut sehr heterogene Ursachen und sehr individuelle
Folgen fir die Betroffenen habe. Es gebe keine zwangslaufigen Verlaufe bzw. Situationen.
So hatten auch arme Kinder grundsatzlich gute Bildungschancen. Allerdings seien
Trennungssituationen von Eltern ein wesentlicher (beeintrachtigender) Faktor.

5.1.3 Folgende Feststellungen wurden im Bereich Bildung getroffen:

Herr BBhme merkte an, dass im Bereich der Grundschulen der Ausbau von
Ganztagsschulen sowie die Verstetigung und Ausweitung schulischer Sozialarbeit
vordringlich sei. Zudem gebe es Quartiersbildungszentren in drei Ortsteilen, in denen bereits
die Verzahnung zwischen Schule und sozialen Diensten stattfinde. Hinzu kdmen zahlreiche
Modellvorhaben zur Interkulturalitdt und Elternkooperation.

Als Herausforderungen fir Bremen formulierte Herr BOhme neben der Notwendigkeit des
weiteren Ausbaus der Ganztagsschulen, die Weiterentwicklung und Wirkungskontrolle der
schulischen  Sprachstandférderung sowie die Verstetigung und Erhohung der
Breitenwirksamkeit von Programmen.

Zudem sehe er die Gestaltung des Ubergangs zur Sekundarstufe |, die Entwicklung der
Ganztagsschule in diesem Bereich und den Ubergang von Schule zum Beruf als weitere
Herausforderungen. Die Ausbildungsgarantie sei in diesem Bereich fur die alteren Kinder
und Jugendlichen zu erwahnen und ebenso sei eine bessere Teilhabe von Kindern an Sport,
Freizeit und Kultur durch einen Sozialpass notwendig und forderlich.

Durch eine verbesserte Ausstattung kdnne die Erhéhung der Anziehungskraft von Schulen in
Brennpunktbereichen erreicht werden. Ein Beispiel hierfir sei die Gesamtschule Ost.

Zum Bereich der Kindertagesbetreuung fiihrte Herr B&hme aus, dass es zwar
Betreuungsplatze fur Kinder unter sechs Jahren gebe, aber eine erhebliche Herausforderung
darin bestehe, diesen Bereich mit dem Ziel der Armutspravention verbessert zu gestalten.
Die quantitative und qualitative Entwicklung der Kindertagesstatten in benachteiligten
Quartieren misse erheblich ausgedehnt und flexibilisiert werden. Die Fachkraft-Kind-
Relation und Qualifikation der Betreuerinnen und Betreuer musse uberprift werden. Auch
die Sprachférderung muisse ausgeweitet und weiterentwickelt werden. Im Bereich der
integrierten Sprachférderung liege Bremen unter dem Bundesdurchschnitt. Armutspravention
musse im Rahmenplan Bildung und Erziehung Berlcksichtigung finden. In Bezug auf die
Gestaltung der Ubergange sei die Durchgangigkeit der Systeme zu verbessern. Bei Kita-
Bremen’ gebe es kaum Platze fir unter Dreijdhrige.
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Herr Doljes wies darauf hin, dass neben mangelnder Sprachfertigkeit auch der geringe
Wortschatz sowie die Beschéftigungssituation und der (ungesicherte) Aufenthaltsstatus der
Betroffenen eine entwicklungsbehindernde Wirkung haben kénnten.

Als weitere Hindernisse stellten sich eine haufig geringere Motivation sowie eine nicht
ausreichende Forderung durch die Eltern dar. Der fehlende Aufenthaltsstatus und das
fehlende Geld seien haufiger ein Problem fiir Armut als ein etwaiger Migrationshintergrund.

Daruber hinaus stellte auch Herr Doljes fest, dass die Wohnungssituation oftmals
mangelhaft sei. Weitere Punkte seien fehlende (witterungs-) angemessene Kleidung fir die
Kinder, bei denen immer o6fter auch Mangel in der Erndhrung festzustellen seien. lhnen
fehlten haufig gemeinsame Aktivitaten im Rahmen der Familie wie z. B. Reisen. Auch eine
Vereinsmitgliedschaft sei vielfach nicht moglich. Verstarkt sei zu erkennen, dass Regeln
nicht gelebt wirden und eine Neigung zur Aggressivitat, auch vor dem Hintergrund eigener
Gewalterlebnisse, bestehe.

Herr Doljes benannte die Anforderungen an die Schule und den Lehrkraften wie folgt:
Schulen und Lehrerkraften misse mehr Zeit zur Verfligung gestellt werden, damit sie sich,
Uber den Unterricht hinaus, um die Belange der Kinder kimmern kdnnten. Es bedirfe auch
veranderter und erweiterter Kompetenzen, die in der gegenwartigen Ausbildung der
Lehrerinnen und Lehrer nicht vorkommen. Benétigt wirden z.B. Kenntnisse Uber
Sozialversicherungsleistungen, Krankenversicherung u. &.. Hierzu biete sich das verstérkte
Zusammenwirken von Schule und Lehrerpersonal mit anderen Einrichtungen an. Dartber
hinaus sei an eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit Eltern, auch im Rahmen von
Hausbesuchen, zu denken. Von hoher Bedeutung sei die Vermittlung von Struktur fir den
Alltag der Kinder. Der Erziehungsauftrag gewinne Prioritat vor dem Bildungsauftrag. Dazu
sei eine bessere (personelle) Ausstattung der Schulen in Brennpunktbereichen notwendig,
die sich sowohl im (Personal-) Umfang als auch in der (verminderten) Stundenverpflichtung
niederschlagen misse. Auch verbesserte Reserven z. B. fur Krankheitsfalle und Supervision
seien notwendig. SchlieB3lich gebe es einen erhoéhten Bedarf an schnell verfligbarer
Unterstlitzung z. B. durch Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter oder Dolmetscherinnen und
Dolmetscher.

Herr Kurz stellte fest, dass Hilfen fur die Kinder haufig durch die fehlende Sprachkompetenz
der Eltern blockiert wirden. Zudem behinderten kulturelle Unterschiede, z. B. durch ein
anderes Verstandnis zur Bedeutung von Schule, haufig die notwendigen Schritte.

Mit Prioritat sei Bildung in den Problembereichen zu entwickeln. Das bedeute zum Beispiel
eine quantitative und qualitative Ausdehnung der Ganztagsschule mit individueller
Hausaufgabenbetreuung und weniger betreutem Spielen. Schulverweigerung und
-absentismus sei kurzfristig und konsequent nachzugehen.

Um erkennbar das Problem Armut anzugehen, pladierte Herr Kurz fir langfristige Ansétze
statt ,kurzfristigem Balsam’. Dabei gehe es um Qualifizierung statt kurzfristigen ,Kultur- und
SpalRangeboten’ sowie intensiver Sprachférderung insbesondere bei Einwanderinnen und
Einwanderern im Jugend- und Kindesalter. Beispielhaft sei das Deutschlernen dem Early-
English vorzuziehen. Mit Besorgnis sei zu beobachten, dass die schulischen Anforderungen
abgesenkt und die Kinder somit mit weniger Bildung in unsere Gesellschaft entlassen
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wirden. Das bedeute, dass sie verringerte Chancen hatten, auf dem Arbeitsmarkt zu
bestehen.

5.1.4 Folgende Feststellungen wurden im ressortibergreifenden
Bereich getroffen:

Herr B6hme wies darauf hin, dass es bei einem Konzept zur Armutspravention darum ginge,
die Kinder im gesamten Lebensverlauf zu fordern. Dazu misse ein Netzwerk fur Forderung,
Unterstutzung, Bildung, Partizipation und Schutz entstehen, das im Sinne einer
Praventionskette von der Krippe Uber die Kindertagesstatte, Grundschule und
weiterfihrenden Schule bis zur Berufsausbildung eng ineinandergreife. Hier lagen die
HandlungsspielrAume in Bremen.

Im Bereich der frihen Hilfe und im Gesundheitsdienst der Stadt Bremen gebe es zahlreiche
Angebote und MaRnahmen, insbesondere im Rahmen von Quartierszentren, wo eine
Vielzahl von Familienbildungsprogrammen angeboten werde. Als Herausforderungen fur
Bremen kdnne eine Verstarkung der aufsuchenden Unterstiitzung sowie die Verzahnung und
Koordinierung der Angebote genannt werden. Notwendig sei beispielsweise, dort mehr
direkten Kontakt zu den Familien aufzunehmen und einzelne Angebote verbessert
aufeinander abzustimmen, mit dem Ziel, anschlussfahige und sich erganzende
PraventionsmalRnahmen (,Préventionsketten’) zu schaffen.

In einer Starken-Schwachen-Analyse fiur Bremen wies Herr Bohme darauf hin, dass
einerseits bereits einzelne Elemente der Kinderarmutspravention umgesetzt worden seien.
Dazu zahlten Hausbesuche des Gesundheitsamtes, der Ausbau der Kinderbetreuung, die
Entwicklung von Quartierszentren sowie der Ganztagsschulen und weiterer Programme zur
Verbesserung des schulischen Angebotes. Teilweise bestiinden vorbildliche Institutionen
und Projektansatze. Andererseits fehle es an einem integrierten Gesamtkonzept wie in
anderen Stadten (z. B. Nurnberg oder Dortmund). Die Systematik und Breitenwirksamkeit
musse verbessert und teilweise eklatante Lucken in den lokalen Praventionsketten
geschlossen werden. Darum seien bestehende Projekte zu verstetigen und weitere Projekte
zu entwickeln.

Herr Kurz machte deutlich, dass sich Armut in Defiziten in unterschiedlichen (Kompetenz-)
Bereichen aullere: Betroffen sei die Sprach- und Bildungskompetenz, aber auch die
Finanzkompetenz sowie die soziale und kulturelle Kompetenz.

Notwendig sei, staatliche Hilfen verstandlicher darzustellen und zu gestalten. Es misse
gelingen, eine verlassliche Organisation und eine Langfristigkeit der Hilfen zu sichern,
Ressourcen zu konzentrieren und die Wirksamkeit der MaBnahmen zu Uberprifen.
Insbesondere gelte es, sowohl in Bildung als auch in soziale Betreuung zu investieren.

Frau Warbel beschrieb das Grundverstandnis ihrer Arbeit mit einer ,Triade’ aus Gesundheit,
Soziales und Bildung. Diese sei eine Schnittstelle zwischen Soziales und Gesundheit. Der
Ansatz ihrer Arbeit sei die Hilfe bei ganz elementaren Bedirfnissen. Ziele seien die
Gesundheitsférderung, die Netzwerkarbeit in Form einer ganzheitlichen Quartiersarbeit, die
Verbesserung der Lebensbedingungen und -chancen, die Pravention (z. B. auch vor
Vandalismus) sowie die Starkung der Gemeinschaft und die Herstellung von Verlasslichkeit.
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Zur Veranderungen der Situation der Betroffenen regte sie die Schaffung von
Praventionsketten, eine Verbesserung der Zusammenarbeit der Ressorts und die
Einbeziehung von tberregionalen Erfahrungen und Anregungen an.

5.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:

5.2.1 MaRRnahmen im Bereich Bildung:

o Sprachférderung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Notwendig ist ein durchgangiges und aufeinander abgestimmtes Sprachférderungskonzept
auf dem gesamten Bildungsweg. Hierzu sind bestehende Programme zu evaluieren und
Erfahrungen bewéhrter Konzepte im Sinne eines ,Best Practice® zu nutzen. Die
Berlcksichtigung von Erst- und Zweitsprache ist zu gewahrleisten bzw. Mehrsprachigkeit zu
fordern. Sprachstandstests sind im Hinblick auf Zeitpunkt, Methodik und Wirksamkeit zu
evaluieren.

Die Fraktion der CDU ist erganzend der Auffassung, dass die bisherigen
Erkenntnisse im Bereich Sprachforderung schnellstmdglich zu einem fur alle
Einrichtungen verbindlichen Sprachforderkonzept verdichtet und spéatestens zum
Schuljahresbeginn 2016/2017 verbindlich umzusetzen werden mussen (siehe auch
Nummer 6.2.1).

Die Fraktion DIE LINKE ist der Meinung, dass ein Sprachférderkonzept Ressourcen
nicht per GieRkanne Uber alle Stadtteile gleichmafig verteilen sollte, sondern da
ansetzen misse, wo real die dringendsten Bedarfe bestehen. Deswegen sollten vor
allem Stadtteile mit den entsprechenden sozialen Bedarfen gezielt geférdert werden.
Indikatoren kdnnten Sozialindikatoren und schlechte Ergebnisse bei den
Sprachstandstests sein (siehe auch Nummer 6.2.1).

o Bildungseinrichtungen in benachteiligten Stadtteilen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Schulen und Kindertagesstatten in benachteiligten Stadtteilen sind regelhaft quantitativ und
qualitativ zu bevorzugen und der sozialen Problemlage entsprechend auszustatten.

Dartuber hinaus ist zu prifen, inwieweit durch gezielte MalRnahmen soziale Heterogenitat in
Kindertagesstatten und Schulen geférdert werden kann.

Die Fraktion DIE LINKE ist darlber hinaus der Auffassung, dass Lehrerinnen und
Lehrer in &rmeren Stadtteilen von der Unterrichtsverpflichtung entlastet werden
mussen, um ihren zunehmenden sozialarbeiterischen und erzieherischen Téatigkeiten
gerecht werden zu kénnen. Hierzu misse das Lehrpersonal in diesen Stadtteilen
deutlich aufgestockt werden.
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o Anpassung der Ausbildung von Erziehungs- und Lehrkraften

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern sowie von Lehrerinnen und Lehrern und die
Konzepte der Bildungseinrichtungen missen an die gestiegenen Anforderungen im
erzieherischen Bereich und in der Betreuung angepasst werden.

. Personalmix ausbauen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grunen, der CDU
und DIE LINKE:

In benachteiligten Stadtteilen sind mehr personelle Ressourcen notwendig, um die
sozialpraventive Tatigkeit der Schulen zu verbessern. Daflir ist der Personalmix auszubauen.

o Rahmenplan Bildung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Armutsbekdmpfung und Armutspravention sind als Punkte in den noch zu erstellenden
Rahmenplan Bildung aufzunehmen.

. Elternunterstiitzung und , Elternkompetenz”

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Elternunterstitzung und ,Elternkompetenz* der Kindertagesstatten und der Schulen ist
zu verbessern. Kinder kénnen nur adaquat aufwachsen, wenn Eltern ihren Teil der
Verantwortung Ubernehmen und, wenn sie dieses nicht in der erforderlichen Art und Weise
kénnen, unterstltzt werden.

o Angebot an Ganztagsschulen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grunen, der CDU
und DIE LINKE:

Das Angebot an Ganztagsschulen, insbesondere in benachteiligten Stadtteilen, ist quantitativ
und qualitativ deutlich auszubauen.

5.2.2 Malnahmen im Bereich Kinder und Jugendliche:

o Verbesserung der Kindertagesbetreuung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Kindertagesbetreuung in benachteiligten Quartieren ist im Sinne einer aufholenden
Entwicklung auszuweiten. Der Mindestbetreuungsanspruch von 6 Stunden ist auch im U3-
Bereich gesetzlich zu garantieren. Unterjahrige Aufnahmen missen gewahrleistet und
Betreuungszeiten flexibilisiert werden. Der Mittagstisch in den Einrichtungen ist zu
garantieren. Perspektivisch ist darauf hinzuarbeiten, eine Bedarfsprifung uberflissig zu
machen. Das wirde zu einem allgemeinen Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung fir
alle Kinder fuhren.
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Die Fraktion der CDU schlagt ergénzend folgende Mal3hahmen vor:

Die Qualitat in Kindertageseinrichtungen soll fir Eltern transparenter werden. Anhand
vorher festgelegter und verbindlicher Kriterien sei in Zusammenarbeit mit allen
Tragern ein unabh&ngiger und externer Kita-TUV einzufiihren.

Fur arbeitssuchende Alleinerziehende soll im Rahmen eines Modellprojektes die
Bedarfsprifung fur die Kindertageseinrichtungen aufgehoben werden. Nur wenn
Alleinerziehende Anrecht auf eine Ganztagsbetreuung hatten, konne fir sie der
Einstieg ins Berufsleben gelingen.

Gute Bildung fihrt zu guten Schulabschlissen zu besseren Chancen auf eine
Berufsausbildung oder ein Studium und letztendlich zu einem Beruf der dauerhaft ein
auskommliches Einkommen sichert. Deshalb sollten diejenigen Kinder, denen
absehbar die Fahigkeit dem Unterricht zu folgen nach Abschluss des dritten
Kindergartenjahres fehlen werde, in einem maoglichst weitgehend verpflichtenden und
kostenlosen Vorschuljahr vorbereitet werden auf den Beginn der Schullaufbahn und
die Teilhabe an Bildung (siehe auch Nummern 8.1.2.2, 8.2.2 sowie 7.2.3).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt erganzend folgende MalRhahmen vor:

Die Bedarfspriifung in den Bremer Kindertageseinrichtungen und den Krippen ist
aufzuheben; dazu sei das Aufnahmeortsgesetz zu &ndern. Dies solle insbesondere
Alleinerziehenden die Mdoglichkeit der Suche und Aufnahmen von Erwerbsarbeit
erleichtern (siehe auch Nummern 8.1.2.2, 8.2.2 sowie 7.2.3).

o Aufsuchende und stadtteilbezogene Jugendarbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die aufsuchende und stadtteilbezogene Jugendarbeit in &rmeren Stadtteilen muss
intensiviert und zeitgemafR sowie nach inklusiven Gesichtspunkten ausrichtet werden.
Grundlage der Umsetzungsmal3nahmen ist ein vom Jugendhilfeausschuss und der
Sozialdeputation jlingst beschlossenes Konzept.

Zu prifen ist, inwieweit in diesem Bereich ein hoherer Haushaltsansatz notig ist.

Die Fraktion DIE LINKE ist darlber hinaus der Auffassung, dass
Jugendfreizeitheime nachhaltig und langfristig planbar voll ausfinanziert werden
mussen.

o Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Verbesserung des Kinder- und Jugendschutzes ist fortzufiihren. Zentral sind hierbei die
Kooperation zwischen Kinderschutz und Gesundheitssystem (z. B. auch der Kinderarztinnen
und Kinderérzte) sowie der Kindertagesstatten und Schulen mit unterstitzenden
Einrichtungen. Wichtige Grundlagen des Kinderschutzes werden aber bereits in der
Begleitung werdender Mutter gelegt. Diese nachhaltig pragende Betreuung ist besonders fiir
Frauen mit sozialen Risiken zu verstarken. Die Einsetzung von Familienhebammen ist
bereits ein guter und weiter auszubauender Ansatz. In der Jugendhilfe muss zudem
weiterhin an einer Verringerung der Fallzahlen der Casemanagerinnen und Casemanager
gearbeitet werden.
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5.2.3 Malnahmen in ressortiibergreifenden Bereichen:

o Kindertagesstatten und Schule

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Kindertagesstatten mussen gerade in benachteiligten Wohngebieten zu Familienzentren
ausgebaut werden. Kindertagesstatten und Schulen missen besser verzahnt und die
Ressorts Soziales, Bildung und Gesundheit mit einbezogen werden.

o Verbesserung der Ressortzusammenarbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es bedarf der Verbesserung der Ressortzusammenarbeit zwischen Bildung und Soziales. Zu
prifen ist eine Institutionalisierung dieser Zusammenarbeit.

Die Fraktion der CDU schlagt als zuséatzliche Malinahme vor:

Die Kinder, Jugend und Bildung betreffenden Zustandigkeiten sind in der
Verantwortung des Bildungsressorts zusammenzufassen (siehe auch Nummern 6.2.1
und 7.2.4).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt darlber hinaus vor, ein ressortibergreifendes
Referat ,frihkindliche Bildung“ mit eigenem Budget zu schaffen (siehe auch
Nummern 6.2.1 und 7.2.4).

. Praventionsketten

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Durch eine verbesserte Abstimmung von ,MalRnahmen’ sind ununterbrochene
Préaventionsketten zu schaffen. Dieses ist auch durch eine vertrauensvolle Zusammenarbeit
und Vernetzung der Bereiche ,Soziales’ und ,Gesundheit’ (Behorden, Amter, Vereine,
Institutionen etc.) zu gewahrleisten. Es bedarf dariiber hinaus einer besseren Abstimmung
zwischen Schulen, Sportvereinen, Kultureinrichtungen und anderen auf3erschulischen
Einrichtungen.

o Integriertes und langfristiges Rahmenkonzept Kinderarmut

Die Fraktionen der CDU und DIE LINKE schlagen vor, ein zwischen den Ressorts
abgestimmtes und langfristig orientiertes Rahmenkonzept ,Kinderarmut’ zu entwickeln
und umzusetzen. Diese Vorgehensweise habe sich in anderen Kommunen bewahrt.
Deshalb seien deren Erfahrungen gezielt zu nutzen.

. Uberpriifung und Bewertung von MaRnahmen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

MalRnahmen sind auch und gezielt an ihrer gesellschaftlichen, sozialen und beruflichen
Nutzbarkeit zu messen. Diese Ziele bedirfen der kontinuierlichen Uberprifung auf ihre
Wirksamkeit. MaRBnhahmen mit nicht belegbaren Effekten sind zu hinterfragen.
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o Kindergrundsicherung

Die Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grinen und DIE LINKE streben mittelfristig eine
Kindergrundsicherung an, bei der jedes Kind, unabhangig vom Einkommen seiner Familie,
die gleiche finanzielle Unterstiitzung vom Staat erhélt. Sie sprechen sich also fiir eine direkte
und existenzsichernde Kinderférderung aus.

6. Armut und Migration

6.1 Ergebnisse der Anhdrung

Der Ausschuss hat sich in seiner vierten Sitzung am 22. Juli 2014 mit dem Thema Armut und
Migration befasst. Hierzu wurden Herr Dr. Christoph Fantini, Universitat Bremen, Herr Dr.
Stefan Luft, Universitdt Bremen, Herr Aykut Tasan, Amt fir Soziale Dienste und
Quartiersmanagement Schweizer Viertel sowie Herr Ibrahim Bagarkasi, Bremer Rat fur
Integration als Sachverstandige angehort.

6.1.1 Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut und
Migration wurden von den Sachverstandigen getroffen:

Herr Dr. Fantini fihrte anhand empirischer Zahlen zur Armut aus, dass in der Gruppe der
unter 16-Jahrigen mit Migrationshintergrund rund 48% von Armut bedroht seien. Das
Armutsrisiko sei in Familien mit Migrationshintergrund dreifach héher. Erkennbar sei, dass
sich die Armut bei Menschen mit niedriger beruflicher Qualifikation reproduziere. 28% der
Menschen mit Migrationshintergrund héatten keine, oder keine in Deutschland anerkannte
berufliche Qualifikation.

Herr Dr. Luft verdeutlichte, dass 15,3 Mio. Menschen in Deutschland einen
Migrationshintergrund héatten. Das seien 19,2% der Bevolkerung. 3,3 Mio. Menschen davon
seien Aussiedler und Spataussiedler bzw. deren Angehérige. 3 Mio. Menschen seien
turkischstammig; 2,9 Mio. Menschen stammten aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen
Sowjetunion; 1,5 Mio. Menschen stammten aus den Nachfolgestaaten Jugoslawiens; 1,5
Mio. Menschen seien polnischstdmmig. Bezlglich der Strukturen in Bremen wies er darauf
hin, dass der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in Bremen 26,6% betrage. Die
Altersvariabilitat reiche von einem Minimalwert von knapp Uber 10% bei den Uber 65-
Jahrigen bis zu einem Maximalwert von knapp unter 50% bei den unter 6-Jahrigen.

Herr Dr. Luft fuhrte weiter aus, dass Menschen mit Migrationshintergrund ein erhdhtes
Armutsrisiko hatten; turkischstammige Menschen seien am haufigsten betroffen. Eine
besonders gefahrdete Altersgruppe seien die 10- bis 25-Jahrigen und die tber 70 Jahre
alten Menschen. Ein vermindertes Risiko bestehe bei der Gruppe der 20- bis 30-Jahrigen.
Sie hatten ein geringeres Risiko als Menschen ohne Migrationshintergrund gleichen Alters.
Die ethnische Komponente trete insofern als Segregationsfaktor hinzu.

Herr Bagarkasi merkte an, dass die Pravention vor Armut eine Zukunftsinvestition sei.

Herr Dr. Fantini sah  Handlungsbedarf bei einem  statusunabhangigen
Familienlastenausgleich sowie bei einer armutsfesten, bedarfsgerechten und
repressionsfreien Grundsicherung.
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Herr Tasan flhrte aus, dass sozialer Polarisierung und Segregation durch geblindelte
Malnahmen entgegengewirkt werden misse. Dies sei bedeutungsvoll bei der Stadtplanung
und Wohnungspolitik sowie bei der Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Sozial-, Familien-, Jugend- und
Auslanderpolitik.

Herr Tasan berichtete, dass sich im sog. ,Schweizer Viertel' eine heterogene
Bevolkerungsstruktur von ca. 80 Nationen versammle. Die Gruppe der unter 18-Jahrigen
betrage 18%, aber auch die der Menschen &lterer Jahrgange steige stetig an. Der Anteil der
Menschen mit Migrationshintergrund liege bei fast 50%, bei den Kindern und Jugendlichen
betrage er bis zu 70%.

6.1.2 Folgende Feststellungen wurden im Bereich frihkindliche und
schulische Bildung getroffen:

o Spracherwerb

Herr Dr. Fantini benannte das Angebot einer durchgehenden Sprachférderung bis zum
Abitur als wichtig, um der Reproduktion von Armut durch verminderte Bildungschancen zu
begegnen. Gleichzeitig sei auch das Angebot von Unterricht in Herkunftssprachen
auszubauen.

Herr Bagarkasi forderte eine Intensivierung der Sprachférderung in Kindertagesstatten und
Grundschulen, dabei seien bisherige Erfahrungen wissenschaftlicher Studien einzubeziehen.

Herr Dr. Luft stellte fest, dass hohere Bildung das wirksamste Mittel zur Integration sei.
Dazu missten Hindernisse (ethische, lokale wund soziale) aufgelost werden.
Voraussetzungen seien der Ansatz im frihen Alter und ggf. die Kompensation fehlender
kultureller Ressourcen des Elternhauses. Das ,A" und ,O“ sei aber der Erwerb sprachlicher
Kompetenz. Als Problem auch fur die Kinder und Jugendlichen bezeichnete er ggf.
vorhandene Sprach- und Integrationsprobleme der Eltern. Das fihre zu ungleichen Chancen
bei gleichen schulischen Voraussetzungen.

. Zusammenarbeit mit den Eltern

Eine zentrale Bedeutung maf3 Herr Dr. Fantini intensiver Elternarbeit zu. So sei durch eine
zielgruppengerechte Zusammenarbeit mit den Eltern von der frihkindlichen Bildung bis hin
zum Hochschulzugang ein forderlicher Weg aufzuzeigen. Fur diese Aufgabe sei eine
Entlastung der Lehrkréafte erforderlich.

o Starkere Verzahnung von Elementar- und Primarbereich

Fur die Handlungsebene unterbreitete Herr Dr. Fantini Vorschlage wie z. B. den Ausbau
von Ganztagsschulen und durchgéngige Schulen von der 1. bis zur 8. Klasse. Notwendig
seien Investitionen in ,arme Schulen“ (unter anderem in der ,Materialausstattung’ und der
,Elternkooperation’) und mehr Migrantinnen und Migranten fir den Lehrerberuf bzw. als
Schulassistentinnen und Schulassistenten zu gewinnen. Sie konnten neben der
verbesserten padagogischen Begleitung als Vorbilder aufzeigen, dass ein Bildungsaufstieg
maglich sei.
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o Ausgrenzung und Diskriminierung schon im Kindesalter vermeiden

Als besonders erwahnenswertes Problemfeld bezeichnete Herr Dr. Luft die Diskriminierung
durch die Zuschreibung negativer Eigenschaften. Das fuhre zu ungleichen Chancen bei
gleichen schulischen Voraussetzungen.

o Bildungsexpansion vorantreiben

Herr Dr. Fantini betonte, dass die Ortsteile mit dem hdchsten soziodkonomischen
Benachteiligungsindex auch die Ortsteile mit dem hdchsten Anteil an Menschen mit
Migrationshintergrund seien. Die dortigen Schulen seien in der Regel am Ende der
.Schulscharfen Indikatorenliste®. Ohne Interventionen potenziere sich das niedrige
Schulabschlussniveau. Ein gelungenes Gegenbeispiel sei die Gesamtschule Ost.

Als Aufgabe und Herausforderungen fur die Politik und Zivilgesellschaft seien nach
Vorstellungen von Herrn Dr. Luft folgende Maflinahmen von Bedeutung: Es sollten die
Bildungsanstrengungen vorangetrieben werden, insbesondere mit Blick auf die
geburtenschwachen Jahrgéange. Dazu sei die Sicherung der finanzpolitischen
Handlungsfahigkeit, insbesondere bei den Landern, trotz der Ausgabenrestriktionen notig.

o Zusammenhang von Herkunftsland, Migrationsgeschichte und Bildungserfolg

Nach den Ausfuhrungen von Herrn Dr. Luft sei erkennbar, dass fehlende Schulabschliisse
bei Zugewanderten tberdurchschnittlich h&dufig anzutreffen seien, wobei das Armutsrisiko mit
steigender Aufenthaltsdauer abnehme. Je hoher das Armutsrisiko in einem Ortsteil sei, desto
hoher sei der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund. In kinderreichen Stadtteilen sei
das Armutsrisiko besonders hoch. Es bestehe ein hoher Zusammenhang zwischen
Bildungsniveau bzw. Bildungsabschluss und Stadtteil bzw. ortsteilbezogener Herkunft.

Herr Dr. Luft fUhrte weiter aus, dass die mit der Zuwanderung verbundenen Probleme stark
abhangig und variierend nach der Herkunft seien. Hierzu gehoérten die Entwertung des
Humanvermogens (Sprache/Netzwerke) sowie fehlende personale Ressourcen (anerkannte
Abschliisse, Informationen Uber Bildungswege, kulturelles Wissen). Es bestiinden soziale
Distanzen bei der Aufnahmegesellschaft und bei Migrantinnen bzw. Migranten. Er betonte,
dass eine starke Differenzierung hinsichtlich der Herkunft bzw. Herkunftslander und den
Generationen, dem Bildungsstand sowie der Wanderungsgeschichte notwendig sei. Dartber
hinaus sei das Zuwanderungsmotiv wichtig fir den Integrationserfolg. Entsprechend von
Bedeutung sei, ob die Zuwanderung (vorwiegend) aus politischen oder wirtschaftlichen
Grunden (Iran vs. Turkei) erfolgt sei.

Viele Migrantengruppen erreichten laut Herrn Dr. Luft bessere Ergebnisse in den
Funktionssystemen Bildung und Arbeitsmarkt als der Durchschnitt der nicht-zugewanderten
Deutschen. Als Beispiel sei das Erreichen der Hochschulreife von Bedeutung. In diesem
Zusammenhang seien die Ergebnisse Jugendlicher aus EU-Staaten, Ostasien und Amerika
als Uberdurchschnittlich zu bezeichnen, wahrend die Gruppe der Jugendlichen aus der
Turkei und ltalien unterdurchschnittliche Ergebnisse erzielt hatten.
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6.1.2 Folgende Feststellungen wurden im Bereich Arbeit getroffen:

. Hiurden bei Eintritt in den Arbeitsmarkt abbauen

Herr Dr. Fantini sah Handlungsbedarf zur Reduzierung der herkunftsbezogenen
Diskriminierungseffekte bei der Ausbildungsplatzsuche oder am Arbeitsmarkt.

Als Problem bezeichnete Herr Dr. Luft die Diskriminierung durch die Zuschreibung negativer
Eigenschaften. Das fuhre zu ungleichen Chancen bei der Bewerbung auf dem Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt, insbesondere bei kleinen und mittleren Betrieben.

o Anerkennung von Berufsabschlissen

Fur Herrn Dr. Luft war es weiter von Bedeutung, die hier lebenden Auslander in gesicherte
Arbeitsverhaltnisse zu vermitteln. Im Zusammenhang mit der Anerkennung von im Ausland
erworbenen Qualifikationen und Konzentration auf aufnahmelandspezifische Qualifikationen,
sollten diese Ressourcen weiter gefordert werden. Der sozialraumlichen Polarisierung und
Segregation in den Stadten misse entgegengewirkt werden, mit dem Ziel, den
innerstadtischen Lastenausgleich und die Mischung in den Bildungseinrichtungen zu férdern.

o Menschen mit Migrationshintergrund fur den 6ffentlichen Dienst gewinnen

Herr Bagarkasi vom Bremer Rat fur Integration betonte, dass eine Schwierigkeit darin
bestehe, dass die Migrantinnen und Migranten in der Berufshierarchie unterschiedlich
reprasentiert seien. Gerade ab der mittleren FUhrungsebene seien sie deutlich
unterreprasentiert. Dieses betreffe insbesondere auch den 6ffentlichen Dienst.

6.1.3 Folgende Feststellungen wurden im Bereich Inneres getroffen:

o Aufenthaltsperspektiven sichern
Herr Bagarkasi forderte gesicherte Aufenthaltstitel, da mit einer Duldung keine Zukunft
planbar sei.

Herr Dr. Fantini stellte ebenfalls dar, dass mit Statusfragen in Verbindung mit
Aufenthaltstiteln Risiko- und Reproduktionsfaktoren von Armut verbunden sein kénnten.

6.1.4 Folgenden Feststellungen wurden im Bereich Integration
getroffen:

o Integration von Fluchtlingen férdern

Herr Bagarkasi fuhrte aus, dass stadtteilnahe flachendeckende Sprachkurse fir Flichtlinge
notig seien.

o Starkung der sozialen Teilhabe

Herr Dr. Fantini stellte fest, dass von Armut bedroht zu sein, nicht vordringlich ,Hunger nach
Brot’, sondern vielmehr ,Hunger nach Ende der Deklassierung’ ausdriicke. Dies bedeute
z. B. Frustration, Lethargie, gesundheitliche bzw. psychische Beeintrachtigung und Suche
nach Kompensation. Dies zeige sich verscharft insbesondere bei Flichtlingsfamilien,
Geduldeten und Papierlosen.
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Als besonderes Problem bezeichnete Herr Dr. Luft die Kumulation von Defiziten. Diese
seien: Soziale Probleme, Sprachprobleme und mangelnde Integration schon der Eltern,
Zuzug in bereits strukturschwache Gebiete der Stadte und Diskriminierung durch die
Zuschreibung negativer Eigenschaften.

Herr Tasan fuhrte aus, dass die zielgruppenspezifische Arbeit z. B. mit Menschen mit
Migrationshintergrund mit der Heranfiihrung und Einbindung in vorhandene lokale Strukturen
erfolgen misse. Diese wirden im Stadtteil mit niederschwelligen Angeboten bzw. Projekten
wie Quartiersfesten, Spielenachmittagen, aber auch mit Sport- und Bildungsangeboten
unterstutzt.

o Starkung und Transparenz der Angebote in der Sozial- und Bildungslandschaft

Herr Bagarkasi erlauterte, dass unterschiedliche Bezeichnungen fir Angebote in den
Stadteilen, die ahnliche Felder abdeckten, zu fehlender Orientierung und Nachvollziehbarkeit
(nicht nur bei den Migrantinnen und Migranten) fihrten. Zudem sei das bestehende Angebot
kaum fUr die der EU-Blrgerinnen und Birger aus Sidosteuropa ausgelegt, obwohl diese
gerade von ausbeuterischen Arbeitsverhéltnissen am starksten betroffen seien. Auch
deshalb sei die Einrichtung von multifunktionalen Beratungsbiros mit sprachlich
Zielgruppenorientierten und niedrigschwelligen Angeboten notwendig.

o Aufsuchende Altenarbeit fir Menschen mit Migrationshintergrund

Herr Bagarkasi erlauterte die Notwendigkeit der Installierung von aufsuchenden Angeboten
bzw. flachendeckend verfligbarer Beratung, speziell fir altersarme Menschen.

6.1.5 Folgende Feststellungen wurden zu sozialrdumlich Instrumenten
getroffen:

Herr Bagarkasi forderte die Einbindung von Beteiligten bei Projektentscheidungen und -
konzeptionen vor Ort in den Stadtteilen.

Herr Tasan fuhrte aus, dass negative Wirkungen durch die Reduzierung der Forderung von
sozialem  Mietwohnungsbau und dem Abbau bzw. der Privatisierung von
Sozialwohnungsbestanden bestiinden. Daher sei ein integriertes Handlungskonzept ,Soziale
Stadt” zu fordern. Herr Tasan benannte beispielhaft Eckdaten der sozialdemographischen
Struktur des ,Schweizer Viertels". Dieses sei gekennzeichnet durch einen hohen Anteil von
Menschen mit Migrationshintergrund, einer hohen Armutsrate insbesondere bei Kindern,
einem hohen Anteil von SGB-II-Empfangerinnen und SGB-II-Empféngern sowie einem
hohen allgemeinen Anteil von Kindern und Jugendlichen an der Wohnbevolkerung. Das
Quartier profitiere von bestehenden Programmen: Dies seien die WIN-Mittel und Gelder fir
sozio-kulturelle Projekte sowie Stadtebauférderung und LOS-Mittel (Lokales Kapital fir
soziale Zwecke). Probleme entstinden z.B. durch fehlende quartiersbezogene
Infrastruktureinrichtungen wie Wohninfrastruktur, einer geringen Nutzbarkeit des 6ffentlichen
Raumes sowie einem Mangel an Réaumlichkeiten fur niederschwellige Angebote. Neben
schulgebundenen Angeboten der Bildung und Weiterbildung fur Erwachsene fehlten auch
finanzielle Mittel wie z. B. Impulsgelder oder Mitteln aus der Stiftung ,Wohnliche Stadt".
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6.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:

6.2.1 MalRnahmen im Bereich frihkindlicher und schulischer Bildung:
o Spracherwerb

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Starkung des Spracherwerbs ist von hoher Bedeutung fir die soziale Teilhabe von
Migrantinnen und Migranten. Ein durchgangiges und ganzheitliches Sprachkonzept, bezogen
auf den gesamten Bildungsweg, verspricht die gré3ten Aussichten auf nachhaltigen Erfolg.

Wer gut Deutsch spricht, hat grof3ere Chancen, Benachteiligungen auszugleichen und
Armutskreislaufe zu durchbrechen. Dazu gehért auch die Foérderung der beruflichen
Deutschkenntnisse.

Noch groRere Chancen hat, wer mehrere Sprachen spricht, denn das erhéht die
Jobchancen. Deshalb sollte Mehrsprachigkeit untersttitzt und geférdert werden.

Mehrsprachigkeit (Zweisprachigkeit) wird deshalb im Bremer Bildungsplan als wichtige
Ressource anerkannt. Die FoOrderung der Mutter- bzw. Erstsprache findet im
muttersprachlichen Unterricht in den einzelnen Herkunftssprachen ergdnzend zum
allgemeinen Unterricht statt.

Um eine bessere Sprachférderung von Anfang an zu gewahrleisten, bedarf es einer
Evaluierung der bestehenden und sehr unterschiedlichen Sprachférderangebote in
Kindertagesstatten und Schulen. Dabei muss die alltagsintegrierte Sprachférderung gestarkt
und im Rahmen der Entwicklungsdokumentationen (Portfolio) als Prozess dokumentiert
werden. Dafir sind Fortbildungen der Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer
und des padagogischen Personals notwendig.

Die Evaluation der Sprachtests ist im Hinblick auf Zeitpunkt, Methodik und Wirksamkeit
dringend notwendig. Insbesondere ist zu prifen, ob diese Tests bereits im ersten
Kindergartenjahr durchzufuhren sind.

Die Fraktion der CDU ist erganzend der Auffassung, dass die bisherigen
Erkenntnisse im Bereich Sprachforderung schnellstmdglich zu einem fur alle
Einrichtungen verbindlichen Sprachférderkonzept verdichtet und spatestens zum
Schuljahresbeginn 2016/2017 verbindlich umzusetzen werden miissen (siehe auch
Nummer 5.2.1).

Die Fraktion DIE LINKE ist der Meinung, dass ein Sprachférderkonzept Ressourcen
nicht per GieRkanne Uber alle Stadtteile gleichmalig verteilen sollte, sondern da
ansetzen musse, wo real die dringendsten Bedarfe bestehen. Deswegen sollten vor
allem Stadtteile mit den entsprechenden sozialen Bedarfen gezielt geférdert werden.
Indikatoren konnten Sozialindikatoren und schlechte Ergebnissen bei den
Sprachstandstests sein (siehe auch Nummer 5.2.1).
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o Interkulturelle Qualifizierung des padagogischen Personals verstarken

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die interkulturelle Qualifizierung des padagogischen Personals ist sowohl in den
Kindertagesstatten als auch in den Schulen zu verstarken. Dazu gehort der Umgang mit
Heterogenitat als zentralem Bestandteil der Aus- und Fortbildung von Erzieherinnen,
Erziehern und Lehrkréften.

Daruber hinaus sind Trainings fir mehr interkulturelle Kompetenz, wie sie u. a. das Aus- und
Fortbildungszentrum fir den offentlichen Dienst in Bremen (AFZ) anbietet, wichtige
Bausteine zum Abbau von Vorurteilen und zur Sensibilisierung gegen diskriminierendes
Verhalten.

Es ist zu analysieren, wie und wie stark Rassismus zu Armut beitrdgt und Armut bedingt.
Daran anknupfend, missen Strategien gegen Rassismus entwickelt werden.

o Unterstitzende Angebote

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Unterstiitzende Angebote fur Kinder aus Familien mit sozialen Problemlagen missen so friih
wie mdglich beginnen und ausgebaut werden mit dem Ziel, in geeigneter Weise auf die
Problemlagen von Menschen mit Migrationshintergrund einzugehen.

. Zusammenarbeit mit den Eltern

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es gilt der Grundsatz: Die gesamte Familie wird in den Blick genommen.

Die Zusammenarbeit von Schule und Eltern mit Migrationsbiographien ist wichtig, um
einerseits die Situation der Schilerinnen und Schiler ausreichend berlcksichtigen und
verbessern zu konnen und um andererseits den schulgesetzlich vorgesehenen
Mitwirkungsauftrag (und das Mitwirkungsrecht) der Eltern in schulischen Angelegenheiten zu
verwirklichen. Aber auch deshalb, um Migrantinnen und Migranten mit schulpflichtigen
Kindern zu unterstitzen, ihre Interessen und die ihrer Kinder gegentber Schule und
Schultragern angemessen vertreten und wahrnehmen zu kdnnen. Dies ist ein Faktor fir
Mdglichkeiten der sozialen Stabilisierung und des sozialen Aufstiegs der Familien.

Im Rahmen der aufsuchenden Frihférderung missen daflir bestehende Angebote
ausgeweitet und weiterentwickelt werden, mit dem Ziel, Barrieren abzubauen, die z. B. einer
Anmeldung in einer Krippe oder Kindertagesstatte bisher im Wege stehen. Das kann u. a.
die mehrsprachige Anrede und kultursensible Kontaktaufnahme zu den Eltern sein. Dazu
gehort aber auch die kompensatorische Sprachférderung im Erwachsenenalter (Erreichen
der Eltern Uber die Kinder, Fortsetzung von Programmen wie ,Mama lernt Deutsch®).

Die aufsuchende Bildungs- und Sozialarbeit, die oftmals die einzige wirksame Mdbglichkeit
der Kontaktaufnahme und der Hilfestellung bietet, ist auszubauen.
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Das Verhéltnis von Angebot und Forderung muss in einem ausgewogenen Verhaltnis
stehen. Die Verbindlichkeiten sind zu erhdhen und bestehende Instrumente sind auf ihre
Wirkung hin zu evaluieren.

Die Mitwirkung von Eltern ist zu unterstitzen und einzufordern, wie beispielsweise die
Wahrnahme von Angeboten. Hierzu gehort insbesondere die Férderung der Kinder durch
Besuch von Kindertagesstatten und Schulen und die aktive Zusammenarbeit mit diesen
Einrichtungen.

o Starkere Verzahnung des Elementar- und Primarbereichs

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Verzahnung des Elementar- und Primarbereichs ist eine wichtige Voraussetzung fir
Lernerfolge nicht nur beim Spracherwerb und muss deutlich fortentwickelt werden.

Dafir muss die Zusammenarbeit zwischen den Ressorts Bildung und Soziales verbessert
werden. Zu prifen ist eine institutionelle Verzahnung dieser Zusammenarbeit.

Die Fraktion der CDU schlagt als zuséatzliche Malinahme vor:

Die Kinder, Jugend und Bildung betreffenden Zustandigkeiten sind in der
Verantwortung des Bildungsressorts zusammenzufassen (siehe auch Nummern 5.2.3
und 7.2.4).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt daruber hinaus vor, ein ressortibergreifendes
Referat ,frihkindliche Bildung* mit eigenem Budget zu schaffen (siehe auch
Nummern 5.2.3 und 7.2.4).

. Ausgrenzung und Diskriminierung schon im Kindesalter vermeiden

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Ausgrenzung und Diskriminierung von Menschen mit Migrationshintergrund missen
bereits in Kindertagesstatten und Schulen thematisiert und vermieden werden.

6.2.2 MalRRnahmen im Bereich Arbeit:

o Menschen mit Migrationshintergrund in das Lehramt und in die sozialen Berufe

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Lehrerinnen und Lehrer mit Migrationshintergrund sind Vorbilder fir die Kinder und wichtige
Brickenbauer und Bruckenbauerinnen fur die Kommunikation mit den Eltern. Das
Elternbildungs- und Qualifizierungsprogramm ,Fit U3* ist hierfur ein erster Schritt, es missen
weitere Programme entwickelt werden.
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Die Fraktionen von SPD, Blindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE begrif3en zudem, dass
in Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes ein Kopftuchverbot fir Lehrerinnen
nicht mehr besteht. Es stellte eine einzig auf eine Personengruppe fokussierte
Diskriminierung am Arbeitsplatz dar und widersprach dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Es
stand der MaRRgabe im Weg, dass sich die Vielfalt der Gesellschaft auch in der Lehrerschaft
widerspiegeln sollte. Zudem hat der Staat eine Vorbildfunktion fir den privaten Sektor, wo
die Arbeitsplatzsuche fir Frauen mit Kopftuch ebenfalls erschwert sei.

Die Fraktion der CDU sieht nicht aus arbeitsmarktpolitischen, sondern aus
grundsatzlichen Erwagungen eine Aufhebung des sog. Kopftuchverbotes skeptisch
und schliel3t negative Folgen fir die politische und religibse Neutralitét an den
Schulen sowie fur die (bisher bestehende) Rechtssicherheit nicht aus.

. Hurden zum Eintritt in den Arbeitsmarkt abbauen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Hurden, die einen Eintritt in den Arbeitsmarkt verhindern oder erschweren, missen abgebaut
werden. Dazu sind nicht deutsche Abschliisse, Ausbildungen und Qualifikationen wo immer
mdglich anzuerkennen. Die Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschliissen muss
weiter vereinfacht werden. Dazu gehort eine Zentrale Anerkennungsberatung, die die
vorhandenen Kompetenzen bindelt und den Menschen aufzeigt, mit Hilfe welcher Fort- und
Nachqualifikationen sie ihre Anerkennung erhalten.

Das Hamburger Stipendienprogramm zur Forderung auslandischer Qualifikationen, zeigt
beispielhaft, wie die Finanzierung der Fortbildungen und Nachqualifikationen in Anlehnung
an das BAfoG (50% Zuschuss, 50% Darlehen) erfolgreich dargestellt werden kann. Auch fur
Bremen ist ein solches Stipendienprogramm oder andere Formen verbindlicher
Unterstitzung zu prifen (siehe Nummer 8.1.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE fordert dariiber hinaus eine generelle Ubernahme der
Kosten fir Nachqualifikationskurse durch das Land. Die oft hohen Kosten fir die
Kurse schreckten haufig von der Teilnahme ab oder sind fur viele Menschen schlicht
nicht erschwinglich, was letztendlich zu einer Nichtanerkennung der Qualifikation
fuhre (siehe Nummer 8.1.2.2).

o Erprobung von Instrumenten gegen Diskriminierung
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Instrumente gegen Diskriminierung, wie z. B. das anonymisierte Bewerbungsverfahren bei
der Senatorin fir Finanzen, sollen als Pilotprojekt(e) erprobt werden.

o Menschen mit Migrationshintergrund fur den 6ffentlichen Dienst gewinnen
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Anstrengungen, Menschen mit Migrationshintergrund in Bremen und Bremerhaven fir
den o6ffentlichen Dienst zu gewinnen, missen beibehalten und ggfs. verstarkt werden.
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6.2.3 Malnahmen im Bereich Inneres:

o Aufenthaltsperspektiven sichern

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Eine gesicherte Aufenthaltsperspektive ist eine Basis fUr erfolgreiche Integration. Der
langfristige Aufenthaltstitel ist der Turdffner zum Arbeitsmarkt.

Die sogenannten  Kettenduldungen muissen  weiter reduziert werden. Die
Ermessensspielrdume des Landes missen weiter ausgeschopft werden, um sie zu
vermindern. Speziell fiir Kinder und Jugendliche kénnen so Zukunftsperspektiven geschaffen
werden, die sich positiv auf den schulischen oder beruflichen Werdegang auswirken.

Nach Auffassung der Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grinen und DIE LINKE
missen Kettenduldungen abgeschafft werden, denn Kettenduldungen verfestigen und
vermehren Armut.

Die Fraktion der CDU tritt dafir ein, Zugange zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt zu
vereinfachen; auch durch eine schnellere Klarung der aufenthaltsrechtlichen Situation
und einer Vermeidung jahrelanger Unsicherheiten durch  sogenannte
Kettenduldungen.

Die Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und DIE LINKE schlagen aul3erdem
folgende Maflinahmen vor:

Das Asylbewerberleistungsgesetz ist abzuschaffen und stattdessen habe eine Verankerung
der Leistungen fir alle des Sozialschutzes bedurftigen Migrantinnen und Migranten in der
Grundsicherung zu erfolgen.

Die Legalisierung der ,Papierlosen*, also der Menschen, die ohne Aufenthaltstitel in Bremen
leben, ist ein wichtiger Schritt zur existenzsichernden Lebensgestaltung. Ein Aufenthaltsrecht
trage unmittelbar zur Armutsbekampfung bei.

6.2.4 MalBnahmen im Bereich Integration:

o Integration von Fluchtlingen férdern

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Integration von Fluchtlingen muss von Anfang an erfolgen. Sie sollen so schnell wie
mdglich an den Regelangeboten, wie z. B. Schule, Gesundheit und Arbeit teilnehmen, um
ihre Chancen an der gesellschaftlichen Teilhabe zu erh6hen. Dafir braucht es sowohl
qualifiziertes Personal, als auch die Unterstitzung der vielen ehrenamtlichen Helferinnen
und Helfern, die wichtige Funktionen bei der ersten Orientierung in den Stadtteil
ubernehmen.

Die Instrumente zur Forderung von Flichtlingen, insbesondere von (unbegleiteten)
Flichtlingskindern missen verbessert und professionalisiert werden.
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o Starkung der sozialen Teilhabe

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Migrantinnen und Migranten sollen gezielt in soziale Strukturen eingebunden werden. lhre
soziale und gesellschaftliche Verantwortung und Beteiligung soll aktiviert werden. Die
~Willkommenskultur® muss verbessert und soziale sowie kulturell-herkunftsbezogene
Segregation vermieden werden.

Dazu gehort eine verbesserte und intensivere Einbindung von Migrantinnen und Migranten
z. B. in ehrenamtliche Strukturen. Hierbei miissen Sportvereine und kulturelle Einrichtungen
in ihrer Angebotsorientierung auf Menschen mit Migrationshintergrund untersttitzt werden.

Zur Férderung des Integrationserfolgs sind Patenschaften zur individuellen Unterstitzung zu
fordern und die Netzwerkarbeit ist zu verbessern.

o Transparenz bei den Bezeichnungen der Angebote in der Sozial- und
Bildungslandschaft

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es ist zu prifen, ob die Bezeichnungen der Einrichtungen in der Sozial- und
Bildungslandschaft transparenter gestaltet und sprachlich deutlicher ihren Tatigkeitsfeldern
zugeordnet werden kdnnen.

o Aufsuchende Altenarbeit fir Menschen mit Migrationshintergrund im
Rentenalter

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die besondere Zielgruppe der alteren Menschen mit Migrationshintergrund muss in die
Angebote der aufsuchenden Altenarbeit verankert werden. Hierzu bedarf es der Erarbeitung
eines Konzepts zur besseren gesellschaftlichen und sozialen Teilhabe von Menschen mit
Migrationshintergrund im Rentenalter. Die Erfahrungen aus bewdahrten Projekten der
Altenhilfe, die Bricken bauen zwischen den Tragern der Altenhilfe und den Menschen mit
Migrationshintergrund, sollen hierbei als ,Best-Practice’ Beispiele dienen. Die Anerkennung
interkultureller Einrichtungen als Weiterbildungstrager ist dabei ein wichtiger Schritt.

o Beratungsangebote fur siidosteuropaischen Birgerinnen und Burger

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die bestehenden Beratungsangebote fir Menschen mit Migrationshintergrund mussen im
Hinblick auf die ,neue” Zielgruppe der sudosteuropéischen Burgerinnen und Birger evaluiert
und verbessert werden. Dies gilt auch bezogen auf die Bek&mpfung ausbeuterischer
Arbeitsverhdltnisse und/oder illegaler Beschaftigung und die damit veranderten
Anforderungen, z. B. durch starkere Hinzuziehung von Kultur- und Sprachmittlerinnen und
Kultur- und Sprachmittlern sowie externen Fachleuten.
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o Beriicksichtigung der Unterschiede nach Herkunft und Migrationsgrund

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Um ein Hochstmald von Integration zu erreichen, sind in allen Bereichen (z. B. in den
Bereichen Bildung und frahkindlicher Forderung) bei der Konzeption von Malnahmen
verstarkt herkunftsbezogene und kulturelle Aspekte sowie unterschiedliche Migrationsmotive
zu bertcksichtigen.

o Gesetz fur Integration und Partizipation

Nach Auffassung der Fraktion DIE LINKE braucht Bremen ein Gesetz zur
Partizipation und Integration, wie es bereits in anderen Bundeslandern besteht.
Dadurch wirde bereits bestehenden integrationspolitischen Vorgaben, Anséatzen und
Initiativen ein Ubergreifender gesetzlicher Rahmen gegeben. So kénnten
Teilhaberechte festgeschrieben und Diskriminierung friihzeitig erkannt und bek&mpft
werden. Die bisherige Integrationspolitik koénne so als Partizipationspolitik
weiterentwickelt werden.

7. Armut und Bildung
7.1 Ergebnisse der Anhdrung

Der Ausschuss befasste sich in seiner sechsten Sitzung am 1. Oktober 2014 mit dem
Themenkomplex Armut und Bildung und hat dazu Herr Detlef von Lihrte, Senatorin fiir
Bildung und Wissenschaft und Frau Maresi Lassek, Leiterin der Grundschule am Pfalzer
Weg als Sachversténdige gehort.

7.1.1 Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut und
Bildung wurden von den Sachverstandigen getroffen:

Herr von Luhrte leitete seine Ausfiihrung mit dem Hinweis ein, dass Bildung als Thema von
Armutsbekdmpfung ein allseits bekanntes Dilemma beschreibe. Einerseits sei Bildung
Voraussetzung, um die Verfestigung von Armut zu durchbrechen, andererseits sei Armut das
grof3te Hindernis beim Nutzen adaquater Bildungschancen und beim Erwerb von
Lernerfolgen. Es bestinden drei Risikofaktoren, die in der Kombination dem Lernerfolg
entgegenstehen:

1. Geringer Bildungsstand der Eltern: Hier belege Bremen im Bundesvergleich mit
Abstand den letzten Platz. Betroffen seien 26,2% der Schilerinnen und Schuler
gegeniber 11,5% im Bundesdurchschnitt).

2. Risiko der Arbeitslosigkeit: Hier belege Bremen den vorletzten Platz (18,6%
gegenuber 9,4% im Bundesdurchschnitt).

3. Armutsrisiko: Bremen belege hier mit 33,6% gegeniuber einem Bundesdurchschnitt
von 18,8% den letzten Platz.
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Die Kombination dieser drei Risikofaktoren bedeute eine besondere Bundelung der
Probleme insbesondere fir Bremen. Hier sei jedes 8. Kind von diesen Risikofaktoren
betroffen. In den Siegerlandern der PISA-Studie sei es nur jedes 50. Kind.

Diese genannten Risikofaktoren wirden in der Wissenschaft als gréf3tes Hindernis flr den
Lernerfolg bezeichnet. Seit den Ergebnissen der PISA-Studie, die den Zusammenhang
sozialer Lage und Bildungserfolg fiir die Bundesrepublik insgesamt, aber insbesondere fir
Bremen deutlich gemacht habe, stelle die Bildungspolitik einen Schwerpunkt der jeweiligen
Senatspolitik dar.

Bremen belege bei den Schulabgangern, die keinen Abschluss erreichten, mit Rang 10 und
6,8% gegeniber 5,9% bundesweit einen Platz etwas unter dem Durchschnittsrang.

Bei den Ausgaben fur die 6ffentlichen Schulen liege Bremen mit 6 100 Euro pro Schilerin
bzw. Schiler etwas Giber dem Bundesdurchschnitt von 6 000 Euro.

7.1.2 Folgende Feststellungen wurden zum Bereich Bildung getroffen:

Herr von LUhrte merkte an, dass Ganztagsschulen wegen des zeitlich langeren Verbleibs in
einer lernférdernden Umgebung einerseits, und wegen der zusatzlichen Bildungsangebote
andererseits den Zusammenhang zwischen Bildungsarmut und Armut auflésen kénnten. Aus
diesem Grund liege in der Entwicklung der Ganztagsschulen ein Schwerpunkt der Politik.

Im Bereich der Ganztagsbetreuung in den Schulen habe Bremen eine Betreuungsquote von
32,9%, wobei der Bundesdurchschnitt bei 32,5% liege.

Daran anschlielend sei davon auszugehen, dass die gebundenen Ganztagsschulen
besonders wirksam seien. Kennzeichnend seien rhythmisierte Unterrichtsformen in denen
zusatzliche und veranderte Bildungsangebote gemacht werden koénnten. Entsprechend sei
der Schwerpunkt auf die gebundenen Ganztagsschulen ausgerichtet. Hier liege Bremen mit
29,2% gegentber allen anderen Bundeslandern mit 14% deutlich vorne.

Herr von LuUhrte betonte, dass die Oberschulen per se durchlassiger seien. Die
Durchlassigkeit hin zu weiteren Bildungsabschlissen bestehe auch im beruflichen System.
Hier gebe es vielfache Moglichkeiten Abschliisse nachzuholen oder bessere Abschliisse zu
erreichen. Hier benannte er z. B. den Weg uUber Fachoberschulen, tber Fachschulen und
Uber das System des 2. Bildungsweges.

Ein weiterer Aspekt der Schulreform sei das Thema der Inklusion. Auch wenn hier keine
unmittelbare Beziehung bestehe, sei eine Verbindung zwischen sozialer Lage und
besonderem Forderbedarf gegeben. Es bestehe ein Zusammenhang zwischen den
Sozialindikatoren von Schilerinnen und Schilern in den Stadtteilen und der HOhe des
sonderpadagogischen Forderbedarfs. Bremen zeichne sich durch eine Inklusionsquote von
63,1% aus. Bundesweit betrage diese Quote 28,2%. In Bremen hatten nur noch 2,3% der
Schilerinnen und Schiler Unterricht in Férderzentren. Diesbezlglich sei die Entscheidung
fur die inklusive Beschulung auch als Mal3nahme im Kontext mit dem Ausschussthema zu
betrachten.

Bei der Lehrkraftzuweisung finde ein spezifischer schulischer Férder- und
Unterstitzungsbedarf durch die Ressource ,Sozialstrukturbedarf’ Berticksichtigung. Dadurch
kénnten Schulen mit einem schlechten Sozialindikator vergleichsweise mehr Lehrerinnen
und Lehrer zugewiesen werden. Dieser Anteil betrage in Bremen 2,5%. Auch wirden
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Klassenbedarfsgrof3en Uber den Sozialindikator gesteuert. Die meisten Stunden seien
allerdings festgelegt. Es gebe wenig Spielraum.

Als weiteren Schwerpunkt hob der Sachverstdndige die Problematik der Sprachférderung
heraus und betonte, dass sie erkennbar ein Schlissel zum Erwerb hoherer
Bildungsabschlisse sei. Auf dieser Grundlage sei es angezeigt, zu einer starkeren
Verzahnung von Kindertagesstatten und Grundschulen zu kommen.

Frau Lassek leitete ein mit dem Hinweis, dass ihre Schule eine Grundschule sei und einen
Schilerinnen- und Schileranteil von 90% mit Zuwanderungshintergrund habe. Dies
entspreche auch dem prozentualen Anteil der betroffenen Kinder, die eine sog. ,Blaue Karte’
hatten.

Grundschulen hatten feste Einzugsgebiete und seien viel klarer an ihr Wohnumfeld
gebunden als jede weiterfihrende Schule. Es sei auch von Wichtigkeit zwischen
Grundschilerinnen bzw. Grundschilern und Oberschilerinnen sowie Oberschilern zu
differenzieren, da fir Grundschulen im Verhaltnis zur Sekundarstufe | und der Oberstufe zum
Teil andere Konditionen bei der Finanzierung pro Schilerin und Schiler bestiinden. Eine
Oberstufenschilerin  bzw. ein Oberstufenschiler erlebe aufgrund unterschiedlicher
Ressourcenausstattung der Schulstufen ein Stick staatlich finanzierter exklusiver Stellung.
Hier musse in Richtung auf Grundschulen in armeren Stadtteilen Ressourcen anders verteilt
werden. Die Grundschule sei die einzige Fast-Gesamtschule im Lande Bremen. Dem sei im
Zusammenhang mit der Entwicklung zur inklusiven Schule nicht ausreichend Rechnung
getragen worden.

Es sei aber wichtig, betont Frau Lassek, die individuelle Armut von Kindern, Eltern und
Familien von dem Aspekt zu unterscheiden, dass aus Armut wiederum Bildungsarmut
entstehe. Die Unterbrechung von Kreislaufen sei vordringlich.

Die Armut, die Kinder individuell mit in die Schule brachten, bedeute, dass diese Armut auch
die Schule ein Stuck arm mache, wenn sie in der Uberwiegenden Zahl arme Kinder habe.
Den Kindern fehle es an Erfahrungen, weil ihr Erfahrungsraum auf ihr direktes Wohnumfeld
eingeschrankt sei. Die notwendige Erarbeitung von Wissen Uber Bremen und die Welt
fordere viele zusétzliche Ressourcen von der Schule.

Armut fir die Schule bedeute auch, dass eine Vielzahl der Schiilerinnen und Schiler keine
ausreichenden Arbeitsmittel mit zur Schule bréachten. Es sei eine Behinderung fur die Kinder,
wenn sie kein ordentliches Arbeitsmaterial hatten. Dies kénne die Schule derzeit nicht
ausgleichen.

Der fur die Erstausstattung zur Einschulung bzw. zum Schuljahresbeginn den Eltern im
Grundsicherungsbezug zur Verfigung gestellte Betrag von 70 Euro und fur das zweite
Halbjahr von 30 Euro kénne von der Schule nicht gesteuert werden. Nicht bekannt sei, ob
die Gelder von den Eltern fir die notwendigen Anschaffungen der Unterrichtsmittel
eingesetzt werden.

Hieraus ergebe sich ein Nachteil von Schulen, die in einem Umfeld mit sozialen
Herausforderungen tatig seien. Ein Ausgleich durch das Bildungs- und Teilhabepaket
gelange nicht in die Schule. Deshalb misse im Bereich Sachmittel und personelle
Ausstattung nachgesteuert werden.

Ein weiterer Bereich sei die Sprachférderung. Frau Lassek stellte fest, dass sich die
Sprachfoérderkonzepte des vorschulischen und des schulischen Bereiches nicht aufeinander
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bezbgen; die Verzahnung fehle. Der Cito-Test sei infrage zu stellen, da Bremen auch ohne
den Test Kenntnis davon habe, wie viel Prozent der Kinder eine Sprachférderung bendétigten.
AulRerdem banden erneute Sprachtests in der Grundschule viele Ressourcen. Ein roter
Faden in den Sprachkonzepten ware hilfreich. Zweisprachig Aufwachsende hatten oft hdhere
Kompetenzen.

Frau Lassek fiuhrte weiter aus, dass bei den Eltern mit Zuwanderungshintergrund das
Interesse an Bildung fur deren Kinder gewonnen werden muisse. Wenn sie keine
Unterstutzung durch die Schule erfiihren, seien diese oft aul3en vor.

Das Elternprojekt Kinder, Eltern, Schule im Dialog (KESch), welches an ihrer Schule seit
vielen Jahren durchgefiihrt werde, fordere die Elternmitarbeit und -teilhabe durch
gemeinsame Aktivitdten mit den Schilerinnen und Schulern. Ein Ergebnis sei eine starkere
Teilhabe der Eltern dieser Gruppe an der Schule. Allgemein sei die Bedeutung der
Grundschule fur den Bildungsweg hervorzuheben, was nicht nur den Eltern gegeniber zu
vermitteln sei. Sozialemotionale Auffalligkeiten z. B. entwickelten sich nicht erst mit dem
Eintritt in die 5. Klasse oder spater. Praventive und friihzeitige MaflRnahmen in den
Grundschulen seien notwendig.

Ihre Schlussforderung sei, dass Konzepte fiir eine andere Beteiligung der Eltern und
diesbezigliche Entwicklungen implementiert werden miussten. Schulen mussten
Bildungszentren sein; dazu seien ldeen und Ressourcen notwendig. Allerdings miisse man
sich zurtickhalten, sog. Leuchtturmschulen zu schaffen. Die Erfahrung diesbezliglich zeige,
dass durch die Fokussierung auf einen Standort die gegenteilige Wirkung erzielt werden
konnte.

Frau Lassek wies darauf hin, dass Reformprozesse nicht nur im Ubergang von der
Grundschule zur weiterfiihrenden Schule, sondern auch von der Kindertagesstatte zur
Grundschule entwickelt und koordiniert werden mussten; dafur gebe es keine Leitlinien.

Die Kooperation der Grundschulen mit dem gesellschaftlichen und sozialen Umfeld sei
wichtig. Dies schaffe Synergieeffekte, die sich auf die Bildungsgestaltung auswirkten und die
Schulen bereicherten.

7.1.3 Folgende Feststellungen zu berufsvorbereitenden MaRnahmen in
der Schule wurden getroffen:

Herr von Lihrte benannte als einen weiteren Schwerpunkt die Berufsorientierung. Es gebe
eine neue Richtlinie die besage, dass die Berufsorientierung in allen Schularten anzusetzen
habe. Beginnend mit der Grundschule schliel3e sich die Sekundarstufe | an und erfasse dort
nicht nur die Oberschule, sondern auch das Gymnasium. Dies sei insoweit bedeutungsvoll,
als das Gymnasium nicht nur das Abitur, sondern auch die anderen Abschliisse zu
gewabhrleisten habe. Mit der Richtlinie wirden fur alle Schilerinnen und Schiiler sogenannte
Potenzialanalysen vorgesehen. Das bedeute eine starkere Fokussierung und ein besseres
Herausarbeiten der eigenen Starken. Dieses sei eine wichtige Voraussetzung dafir, die
Starken schlieBlich auch mit den eigenen Winschen kompatibel machen zu kdnnen. Die
Schulen seien aufgefordert, das konzeptionell zu hinterlegen.

Hinsichtlich des Konzeptes der Jugendberufsagentur wies Herr von Lihrte darauf hin, dass
dieses gemeinsam mit der Ausbildungsgarantie die Zielsetzung verfolge, keine Schulerin und
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keinen Schiler auf dem Weg von der Schule in den Beruf verloren gehen zu lassen. Die hier
beteiligten Akteurinnen und Akteuren sollten deshalb starker miteinander vernetzt werden.
An drei Standorten in der Stadt Bremen und an einem Standort in Bremerhaven entstiinden
sogenannte Jugendberufsagenturen. In ihnen sollen die Agentur fir Arbeit, das Jobcenter,
die Beratungseinrichtungen der allgemeinen Berufsschule, die Schulen insgesamt mit
weiteren Beratungsangeboten und Sozialeinrichtungen zusammenarbeiten, damit es einen
einheitlichen Zugang und ein gemeinsames Vorgehen gebe.

7.1.4 Folgende Feststellungen wurden im ressortiibergreifenden
Bereich getroffen:

Frau Lassek merkte an, dass eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
hier insbesondere eine Ermdglichung von beruflicher Tatigkeit und sozialer Eigenstandigkeit,
gefordert werden musse.

Die stadtteilnahe und intensive Forderung von (unbegleiteten) minderjahrigen Flichtlingen
sei angezeigt.

Zusammenfassend ausgedruckt brauche es Reformen, Konzepte und Ressourcen. Hier
ware eine Verbesserung der Ressortzusammenarbeit zwischen ,Bildung” und ,Soziales"
notwendig.

7.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:

7.2.1 MaRRnahmen im Bereich Bildung:

Es gilt der Grundsatz: Bildung ist ein wichtiger Faktor zur nachhaltigen und préaventiven
Bekampfung von Armut und Armutsursachen.

o Bildungseinrichtungen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grunen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Ausstattung von Bildungseinrichtungen, insbesondere im Bereich der frihkindlichen
Bildung wund gezielt in regionalen Problemlagen ist weiter (z. B. auch mit
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern) zu starken. Dabei ist auch der Einsatz
von ,Bafdg-Mitteln“ zu berticksichtigen.

Hierzu bedarf es einer Evaluation der Ausstattung der Ressourcen von Schulen und
Kindertagesstatten insgesamt.

Die Ganztagsschulen - inshesondere in der gebundenen Form - sind schnellstmoglich
auszubauen.

Die Lernmittelfreiheit muss sichergestellt werden.
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Das Kooperationsverbot, das die finanzwirksame Zusammenarbeit des Bundes mit den
Landern im Bereich Bildung verhindert, muss als Beitrag der Verbesserung der
Finanzierungsgrundlagen auch im allgemeinen Bildungswesen abgeschafft werden.

Die Fraktionen von SPD und Bindnis 90/Die Griinen schlagen folgende Mal3hahme vor:
In  benachteiligten Stadtteilen sind mehr personelle Ressourcen ndétig, um die
sozialpraventive Tatigkeit zu verbessern; dafir ist der Personalmix auszubauen.

Die CDU-Fraktion schlagt folgende Maflinahme vor:

Standards, wie z.B. Klassenfrequenzen oder Unterrichtsverpflichtung muissen
Uberproft und flexibilisiert werden. Dies gelte insbesondere fir sozial schwierige
Bereiche, mit dem Ziel, dass Lehrkrafte dadurch entlastet werden. Zur sozialen und
allgemeinen Unterstitzung der Schilerinnen und Schiler, der Kinder und
Jugendlichen missten Kompetenzen, Zeit und Ressourcen im Sinne einer
multikompetenten Schule geschaffen werden. Hierbei missten die Sozialindikatoren
evaluiert und kleinraumige Indikatoren beriicksichtigt werden.

Die Fraktion DIE LINKE schlagt eine gezielte Férderung von Bildungseinrichtungen
in armeren Stadtteilen vor. Schulen und andere Bildungseinrichtung miissten sowohl
guantitativ als auch qualitativ besser und bedarfsgerecht ausgestattet werden.
AuBRerdem miussten Lehrerinnen und Lehrer in armeren Stadtteilen von der
Unterrichtsverpflichtung entlastet werden, um ihren zunehmenden
sozialarbeiterischen und erzieherischen Téatigkeiten gerecht werden zu kodnnen.
Klassenleitungen seien oft auch Mittler zwischen Familien und staatlichen
Institutionen, hierunter diurfe der Bildungsauftrag nicht leiden, indem zum Beispiel
Unterricht nicht mehr erteilt werde. Deswegen misse das Lehrpersonal in diesen
Stadtteilen deutlich aufgestockt werden. Die Sozialindikatoren alleine seien
unzureichend fiir die gezielte Steuerung der Ressourcen. Die Kriterien missten zu
Beginn der nachsten Legislatur dringend Uberprft werden.

. Uberprifung der ,, Schule von Heute*

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es bedarf einer Uberpriifung der ,Schule von Heute* und ggf. der Konzeption einer ,Schule
von Morgen®. Die Uberpriifung soll sowohl qualitativ, die soziale Einbindung und den
Kompetenzrahmen betreffend, als auch padagogisch, die Ausbildung von Lehrerinnen und
Lehrern betreffend, erfolgen.

Die Einbindung und Vernetzung in Ubergeordnete Strukturen, (Stadtteil, Jugendarbeit,
Vereine, Beratungsstellen etc.) und die Foérderung der allgemeinen Teilhabe steht im
Vordergrund. Hierzu gehdren auch die verstarkte Einbeziehung und Integration der Arbeit
von Jugendhilfetragern. Zudem missen uberregionale Anregungen und Erfahrungen auch
im Sinne eines ,Bench-Marks’ einbezogen werden.

o Einbindung von Menschen mit Migrationserfahrungen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Menschen mit Migrationserfahrung mussen starker in die Bildungsarbeit eingebunden
werden, um die Transparenz und Information der Angebote sowie der Orientierung Uber
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Verfahren fiir die Betroffenen zu verbessern. Die Ubergénge in die berufliche Ausbildung
bzw. in den Beruf missen diskriminierungsfrei gestaltet werden.

o Leuchtturmprojekte

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Zur Forderung der Attraktivitdt, z. B. von Schulen und Kindertagesstatten in sozialen
Brennpunkten, mussen ,Leuchtturmprojekte* auch als Impulsgeber fir das allgemeine und
bildungsbezogene Umfeld entwickelt werden; dieses fordert nicht nur schulische Qualitat im
engeren Sinne, sondern durch die Uberregionale Strahl- und Anziehungskraft und damit auch
die soziale Durchmischung.

7.2.2 MalBnahmen im Bereich der Berufsvorbereitung in der Schule:

o Ubergang von Schule zu Ausbildung und Beruf

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die ,Ubergabe“ von Schule in den Beruf muss durch Férderangebote, die sich flexibel an die
Bedarfe junger Menschen anpassen, verbessert werden. Nach der Devise ,Niemand darf
verloren gehen* muss das Monitoring und die Begleitung in diesem Ubergang verbessert
werden und ein System der Angebote und Zielvereinbarungen etabliert werden. Die
Jugendberufsagentur ist diesbeziiglich ein Ansatz. Betreuungs- und Praventionsketten sowie
eine weitere Vernetzung von Strukturen sind zu schaffen bzw. kontinuierlich zu verbessern.

Die Jugendberufsagentur muss deshalb schnellstmdglich etabliert werden, da sie dazu
beitragen kann, einen mdoglichst nahtlosen Ubergang von der Schule in den berufs- und
Ausbildungsmarkt zu gestalten. Falls die Agentur die in ihr verankerte Zielsetzung nicht
erreicht, soll nachgesteuert werden.

Die Fraktionen von SPD, Bindnis 90/Die Grinen und der CDU streben eine
Sanktionsfreiheit fiir junge Erwachsene an.

Die Fraktion der CDU schlagt dazu erganzend vor:

Bei der Schaffung der Jugendberufsagentur ist die Zusammenfassung von Personal
und Ressourcen in einer geschlossenen Struktur unter einer Ressortverantwortung
als Option nicht auszuschliel3en (siehe dazu auch Nummer 8.1.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE tritt flr eine Sanktionsfreiheit flr junge Erwachsene, die im
Zusammenhang mit der Jugendberufsagentur in eine Ausbildung oder
ausbildungsvorbereitende Malnahme vermittelt werden, ein. Auf3erdem solle die
Jugendberufsagentur auch wie die Jobcenter dezentrale Angebote vorhalten (siehe
dazu auch Nummer 8.1.2.2).
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o Berufsbezug in der Sekundarstufe | erhdéhen.

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

In der Sekundarstufe | mussen sowohl der Berufsbezug als auch die praktischen
Unterrichtsanteile weiter erhdht werden.

Die Fraktion der CDU schlagt dazu erganzend vor:

Es bedarf einer Profilierung von Schwerpunkten in den Zielen von Oberschulen
(berufliche Ausbildung) und Gymnasium (Studium). Auch misse der Berufsbezug
und die Zusammenarbeit mit Unternehmen insbesondere in den Oberschulen
verbessert werden.

7.2.3 MalRnahmen im Bereich Kinder und Jugendliche:

o Frihkindliche Bildung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Der Bildungsgedanke muss sich bei der frihkindlichen Bildung in den Kindertagesstétten im
Verhaltnis zum Betreuungsziel starker etablieren.

Die Zusammenarbeit von Kindertagesstatten und Grundschulen zur Férderung der Kinder
von 0 bis 10 Jahren muss verbessert werden. Hierzu sollen die verbindlichen Vorgaben des
noch zu erstellenden Rahmenbildungsplans als Grundlage dienen. Hierbei ist die
Sprachférderung besonders zu bericksichtigen und deren Durchgangigkeit von der
Kindertagesstatte bis einschlie3lich der weiterfilhrenden Schulen zu gewdhrleisten. Die
Instrumente der Sprachstandserhebung sind zu evaluieren.

Die Fraktion der CDU schlagt zusatzlich folgende MaRnahmen vor:

Gute Bildung fihrt zu guten Schulabschliissen und diese zu besseren Chancen auf
eine Berufsausbildung oder ein Studium, was letztlich zu einem Beruf verhilft, der
dauerhaft ein auskémmliches Einkommen sichert. Deshalb sollten diejenigen Kinder,
denen absehbar die Fahigkeit dem Unterricht zu folgen, nach Abschluss des dritten
Kindergartenjahres fehlen werde, in einem verpflichtenden und kostenlosen
Vorschuljahr vorbereitet werden auf den Beginn der Schullaufbahn und der Teilhabe
an Bildung. Die Teilnahme solle mit rechtlich hdchstmdglicher Verbindlichkeit
gewabhrleistet werden (siehe auch die Nummer 5.2.2).

o Kinderbetreuungspléatze in benachteiligten Quartieren
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

In benachteiligten Quartieren ist die Versorgung mit Platzen in der Kindertagesbetreuung im
Sinne einer aufholenden Entwicklung auszuweiten.
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Die Fraktion der CDU schlagt ergénzend folgende Malinahmen vor:

Fur arbeitssuchende Alleinerziehende soll im Rahmen eines Modellprojektes die
Bedarfsprifung fur die Kindertageseinrichtungen aufgehoben werden. Nur wenn
Alleinerziehende ein Anrecht auf eine Ganztagsbetreuung hétten, kénne fir sie der
Einstieg ins Berufsleben gelingen (siehe auch Nummern 5.2.2, 8.1.2.2 sowie 8.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt erganzend folgende MalRhahmen vor:

Die Bedarfspriifung in den Bremer Kindertageseinrichtungen und den Krippen ist
aufzuheben; dazu sei das Aufnahmeortsgesetz zu andern. Dies solle insbesondere
Alleinerziehenden die Mdbglichkeit der Suche und Aufnahmen von Erwerbsarbeit
erleichtern (siehe auch Nummern 5.2.2, 8.1.2.2 sowie 8.2.2).

o Starkung der Eltern- und Familienarbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Eltern- und Familienarbeit ist auch durch aufsuchende Elternarbeit zu starken.

7.2.4 MalRnahmen im ressortiubergreifenden Bereich:

. Evaluation der Wirksamkeit von Instrumenten

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Der Ausschuss pladiert fur eine Evaluation der Wirksamkeit von Instrumenten der sozialen
und bildungspolitischen Interventionen bzw. Malinahmen und betont die Notwendigkeit des
Vergleichs zwischen Schulen mit dem Ziel des gemeinsam voneinander Lernens. Ziel ist die
Verallgemeinerung von erfolgreichen Projekten.

o Kulturelle Bildung und schulische Bildungsangebote
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Neben qualifizierenden und schulischen Bildungsangeboten soll auch die Férderung der
kulturellen Bildung insbesondere in benachteiligten Stadtteilen intensiviert werden.

o Verbesserung der Ressortzusammenarbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es bedarf der Verbesserung der Ressortzusammenarbeit zwischen Bildung und Soziales. Zu
prufen ist eine institutionelle Unterstiitzung dieser Zusammenarbeit.
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Die Fraktion der CDU schlagt zusatzlich folgende MaRhahme vor:

Die Kinder, Jugend und Bildung betreffenden Zustandigkeiten sind in der
Verantwortung des Bildungsressorts zusammenzufassen (siehe auch Nummer 5.2.3
und 6.2.1).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt darlber hinaus vor, ein ressortibergreifendes
Referat ,frihkindliche Bildung® mit eigenem Budget zu schaffen (siehe auch
Nummern 5.2.3 und 6.2.1).

. Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss gefordert, damit berufliche
Tatigkeit und soziale Eigenstandigkeit erméglicht werden.

. Unbegleitete minderjahrige Flichtlinge

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Unbegleitete minderjahrige Fliichtlinge missen stadtteilnah und intensiv geférdert werden.

8. Armut und Beschaftigung
8.1 Sozialer Arbeitsmarkt, Lohnliicken, Aufstockung

8.1.1 Ergebnisse der Anhdrungen

Der Ausschuss beschaftigte sich in seiner siebten Sitzung am 12. November 2014 mit dem
Themenkomplex Armut und Beschaftigung mit den Schwerpunkten ,zweiter Arbeitsmarkt’/
Lohnliucken/Aufstockung.

Hierzu wurden die Sachverstandigen Frau Dr. Irene Dingeldey, Universitat Bremen, Institut
fur Arbeit und Wirtschaft und Herr Helmut Westkamp, Geschaftsfihrer des Jobcenters
Bremen angehort.

8.1.1.1 Zu der allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Lage in
Bremen wurden von den Sachverstandigen folgende
Ausfihrungen gemacht:

Frau Dr. Dingeldey beschrieb eine positive Entwicklung am Arbeitsmarkt auch fir Bremen
und Bremerhaven. Seit 2009 steige die Beschaftigung im Bund wie im Land.

Trotz der sinkenden Arbeitslosigkeit liege der Anteil von Langzeitarbeitslosen allerdings
konstant hoch; 2013 lag er in Bremen bei 44,6% im Vergleich zu einem Bundesdurchschnitt
von 35,6%.

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt in Deutschland und Bremen sei insbesondere
gekennzeichnet durch folgende Aspekte:
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e die Polarisierung der Erwerbsteilhabe nach Haushalten unter folgenden
Gesichtspunkten: Zunahme von Zweiverdiener-Haushalten (1996: 50%; 2012:
55%) und von Haushalten ohne Erwerbstatigkeit (1996: 6%; 2012: 10%) bzw. der
steigenden Erwerbsteilhabe vielfach Gber atypische Erwerbsformen;

e die steigenden Lohnungleichheiten und Niedriglohne (Anstieg der
Niedriglohnquote in Deutschland von ca. 12% in 2004 auf 24% in 2010);

e der Zunahme von Aufstockerinnen und Aufstockern (Haufung von atypischer
Beschéftigung mit Leistungsbezug) und Zunahme von Armut mit dem Hinweis,
dass Aufstocker und Aufstockerinnen auch durch zusétzliche Transferleistungen
wie Arbeitslosengeld Il nicht die Armutsgefahrdungsschwelle Gberschreiten.

Eine Zunahme der Beschéftigung am Arbeitsmarkt erfolge Uberwiegend in atypischer
Beschaftigung, wobei die Regelarbeitsverhaltnisse aber nicht zundhmen; 80% der Manner
sowie 70% der Frauen Uberwinden mit ihnrem Einkommen die Armutsschwelle.

Als Ursachen fir die materielle Armut und soziale Polarisierung nannte Frau Dr. Dingeldey
die Auseinanderentwicklung der Léhne durch Segmentierung des Arbeitsmarktes, in Bezug
auf Tarifbindung und Beschaftigungsformen. Hinzu komme eine geringe Erwerbsintensitat
bei vielen Haushalten trotz hoher (finanzieller) Bedarfe sowie Langzeitarbeitslosigkeit
einhergehend mit einer zu geringen Héhe an (aufstockenden) Transferleistungen.

Herr Westkamp berichtete, dass das Jobcenter Uber ca. 280 Integrationskréfte verflige. Es
bestehe eine Relation von 300 erwerbfahigen Leistungsberechtigten pro Mitarbeiter und
Mitarbeiterin. Ziel des Jobcenters sei es, Perspektiven zu gestalten, um Menschen aus dem
Leistungsbezug zu helfen. Das Jobcenter stehe dabei vor groRen Herausforderungen. Von
hoher Bedeutung seien die personellen Potentiale und Moglichkeiten des Jobcenters.

Herr Westkamp beschrieb das (schwierige) Arbeitsumfeld des Jobcenters Bremen und wies
darauf hin, dass 20% der Arbeitslosen in Bremen Uber die Arbeitsagentur und 80% durch
das Jobcenter betreut wirden. Zu dieser Quote zahlten auch diejenigen Arbeitslosengeld I-
Bezieher, die aufstockend Arbeitslosengeld Il erhielten.

In Zahlen stelle sich dies wie folgt dar: In Bremen lebten 72 000 Leistungsberechtigte, die
Foérderung nach dem SGB Il erhielten. Hiervon seien 52000 erwerbféhige
Leistungsberechtigte, die alter als 15 Jahre, aber unter 65 Jahre alt seien.

Die Zahl der (vorubergehend) Nichterwerbsfahigen sei mit ca. 20 000 zu beziffern. Davon
mafigeblich betroffen seien auch Kinder, die mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft
leben. Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften sei mit 40 000 zu beziffern.

Die Anzahl der Arbeitslosen nach SGB Il betrage 22 900 (80% aller Arbeitslosen im
Stadtgebiet). Arbeitslose nach SGB Il seien mit 5400 Menschen zu berlicksichtigen. Die
Struktur der Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB Il stelle sich dabei wie folgt dar: 54% der
Betroffenen seien Frauen. Der Ausléanderanteil der SGB Il - Bezieherinnen und Bezieher
betrage 30%. Werde nicht nur die Staatsangehorigkeit, sondern auch der
Migrationshintergrund beriicksichtigt, seien es sogar 50%. Ohne abgeschlossene
Berufsaushildung seien 68% der SGB Il - Bezieherinnen und Bezieher, davon seien 52%
Langzeitarbeitslose. 28% der SGB |l - Bezieherinnen und Bezieher seien alter als 50 Jahre
und zwar mit steigender Tendenz.
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Von den 52 000 erwerbfahigen Leistungsberechtigten seien in der Stadt Bremen 22 300
Menschen arbeitslos und 5500 Personen ndahmen an MalRnahmen teil. 14 200
erwerbsfahige Leistungsberechtigte stiinden dem Arbeitsmarkt voribergehend nicht zur
Verfligung. Vielfach seien dies Frauen, Alleinerziehende und/oder Personen, die Angehdrige
pflegten. 9000 Betroffene seien erwerbstatige Leistungsempfangerinnen  und
Leistungsempfanger, die mindestens 15 Stunden in der Woche arbeiteten und als
sogenannte ,Erganzer” gefuhrt wirden.

Zusétzlichen Problemdruck erzeugen Hartz 1V- Stigmatisierung, Langzeitarbeitslosigkeit, ein
hoher Anteil formal nicht ausreichend qualifizierter Menschen sowie Betroffene mit
Migrationshintergrund.

8.1.1.2 Zur Arbeitsmarktpolitik wurden von den
Sachverstandigen folgende Feststellungen getroffen:

Frau Dr. Dingeldey trat zusammenfassend insbesondere fir die Verknidpfung von drei
Aspekten ein:

o Regulierung und Sicherung der L6hne bzw. des Einkommens

Zum einen ginge es um die Regulierung und Sicherung der Léhne bzw. des Einkommens.
Hierbei seien der Mindestlohn und die Unterstiitzung der Tarifabdeckung vor allem auch im
Dienstleistungssektor zu nennen. Bei jeder Sparpolitik sei darauf zu achten, dass sie nicht
auf Kosten der unteren Lohnniveaus, insbesondere auch bei oOffentlich finanzierter
Beschaftigung, ginge.

o 'Weg von Hauptsache Arbeit, hin zu Befahigung fur qualifizierter Arbeit’

Den zweiten Aspekt beschrieb Frau Dr. Dingeldey mit dem Motto ,Weg von Hauptsache
Arbeit™ hin zur ,Befahigung fiir qualifizierte Arbeit’. Hierzu gehoérten Aus- und Weiterbildung
fur Beschaftigung mit einem Lohnniveau deutlich jenseits der Niedriglohngrenze, veranderte
Strategien zur Beratung von Arbeitslosengeld ll-Leistungsbeziehenden, ein zweiter
Arbeitsmarkt mit Marktlohnen und Sozialversicherung sowie eine Anpassung von
Transferleistungen.

o Forderung des ,Adult Worker Modells’

Drittens beschrieb Frau Dr. Dingeldey die Forderung des ,Adult Worker Modells’. Dazu
gehorte u.a. die kostenfreie Kinderbetreuung, die Arbeitszeitreduzierung fiir beide Partner
und die Einschrankung atypischer Beschéftigung.

o Schaffung von Arbeitspléatzen

Herr Westkamp fihrte aus, dass die Teilhabe am ersten Arbeitsmarkt das zentrale Mittel zur
Vermeidung von Armut sei. Aktiv musse die Schaffung von Arbeitsplatzen zur Bek&mpfung
von Armut betrieben werden. Insbesondere gehe es um die Férderung von jungen
Menschen, Alleinerziehenden und Langzeitarbeitslosen.

o Wege zum Berufsabschluss erméglichen

Herr Westkamp hob hervor, dass jungen Eltern und alleinerziehenden Menschen der Weg
zum Berufsabschluss ermoglicht werden misse. Wo es angemessen sei, solle auch eine
Teilzeitausbildung mit flexibler Kinderbetreuung angeboten und bei Menschen mit
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besonderen oder mehrfachen Vermittlungshemmnissen eine offentlich geftrderte
Beschaftigung ermdglicht werden. Auch sei vorrangig die Férderung langzeitarbeitsloser
Eltern zu betreiben. Eine weitere Mal3nahme kénne die Begleitung in Form von Hilfe bei der
Ausbildungsplatz- bzw. Arbeitsplatzsuche sein. Das sei ein geeignetes Mittel, um der
Ruckkehr in einen Leistungsbezug vorzubeugen und entgegenzuwirken.

o Diskriminierungsfreier Zugang zum Arbeitsmarkt

Herr Westkamp fihrte aus, Ziel misse es sein, allen Arbeitssuchenden einen
diskriminierungsfreien Zugang zum Arbeitsmarkt zu verschaffen, unabhangig von
Geschlecht, Herkunft, Aufenthaltstitel und Status. Dies gelte sowohl fiir die Privatwirtschaft
als auch im offentlichen Dienst und insbesondere fir junge Flichtlinge.

o Junge Menschen in Ausbildung bringen

Ziel zur Bekampfung der langfristigen Armut sollte laut Herrn Westkamp sein, junge
Menschen aus dem allgemeinbildenden Schulsystem mit Schulabschluss in Ausbildung zu
bringen. Dies sei insbesondere von Bedeutung, um Karrieren in prekaren
Lebensverhaltnissen und in langerfristiger Arbeitslosigkeit vorzubeugen. Es sei vordringlich
notwendig, den jungen Menschen (ber eine Ausbildung den Zugang zum ersten
Arbeitsmarkt zu verschaffen. Einen weiteren Schwerpunkt stellten die abschlussorientierten
Weiterbildungen dar. Von Wichtigkeit sei eine Ausbildungsgarantie, damit ein Ubergang in
das Ausbildungsverhéltnis besser gelinge.

Herr Westkamp sah in der Jugendberufsagentur einen zentralen Ansatz fir die Bekdmpfung
(entstehender) Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen. Sie sei ein wichtiges
Instrument, um Ubergdnge aus dem allgemeinen Schulsystem in Ausbildung zu organisieren
und zu begleiten. Von hoher Bedeutung sei, zwischen Schule und Ausbildung ,niemanden zu
verlieren’.

o Teilzeitausbildungen und flexible Kinderbetreuungsmodelle auf den Weg
bringen

Herr Westkamp erklarte, dass das Jobcenter ein Foérderzentrum fir Alleinerziehende
eingerichtet hatte. Es werde versucht, Instrumente unter Berlcksichtigung der
Lebensumstande der Betroffenen zu schaffen bzw. anzupassen. Dazu gehore
beispielsweise die Betreuung von kleinen Kindern zu organisieren.

o Verzahnung und Vernetzung im Bereich Arbeitsmarktpolitik

Herr Westkamp trat dafir ein, dass das Jobcenter gemeinsam mit der Agentur fur Arbeit
und den Ressorts Soziales, Bildung und Arbeit ein Konzept zur Vernetzung und Verzahnung
von MalRnahmen erarbeite.

8.1.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:



48

8.1.2.1 MaRnahmen im Bereich Arbeitsmarktpolitik:

. Teilhabe am Arbeitsmarkt

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Teilhabe am Arbeitsmarkt ist eine wichtige Voraussetzung um Armut zu vermeiden. Die
Schaffung von Arbeitsplatzen und die Verknipfung von Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik
bleiben zentrale Herausforderungen der Armutsbekdmpfung. Die FOrderung zur Integration,
besonders von jungen Menschen und Langzeitarbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt, muss
weiter verbessert werden.

Vor Armut schitzt wirkungsvoll und dauerhaft nur qualifizierte, gutbezahlte und
sozialversicherungspflichtige Erwerbsarbeit.

Die Nachfrage des Arbeitsmarktes nach Arbeitskraften ist weiter zu starken. Von
verbesserten Arbeitsmarktrahmenbedingungen profitieren auch Betroffene mit ,besonderen®
Problemen.

Die Fraktion DIE LINKE vertritt die Auffassung, dass die Deregulierung des
Arbeitsmarktes in Folge der Hartz-Gesetzgebung dazu gefuhrt hat, dass sich
atypische Beschaftigung massiv ausgeweitet hat und die Realléhne nur marginal
stiegen oder sogar stagnieren. Es gelte also nicht mehr pauschal, dass Erwerbsarbeit
vor Armut schiitzt.

o Anhebung des Mindestlohns

Die Fraktion DIE LINKE fordert die Anhebung des Mindestlohns, da der jetzige
Mindestlohn lediglich Single-Haushalten aus der Armut helfe.

o Anhebung der Transferleistungen

Die Fraktion DIE LINKE vertritt zudem die Auffassung, dass Transferleistungen fur
Familien mit niedrigem Haushaltseinkommen erhoht werden sollen.

o Verzahnung und Vernetzung im Bereich Arbeitsmarktpolitik

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es muss zu einer engeren Verzahnung und Vernetzung von kommunalen MalRhahmen im
Bereich Arbeitsmarktpolitik und den Maflinahmen der Bundesagentur fur Arbeit kommen: Fur
die Kommunen Bremen und Bremerhaven sind gemeinsam mit der Bundesagentur fir Arbeit
Strategien gegen Langzeitarbeitslosigkeit zu entwickeln, die quartiersbezogen und mit den
einzelnen Ressorts verzahnt sind. Diesbeziglich bieten sich ein Benchmarking und eine
Zusammenarbeit mit anderen Kommunen an (z. B. Dortmund).

o Verstetigung der arbeitsmarktpolitischen Projekte

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Generell muss es zu einer Verstetigung der arbeitsmarktpolitischen Projekte und der
Projektforderung kommen. Geldmittel missen verlasslich und langfristig planbar verfigbar
sein. Bestimmungen missen sowohl aus Sicht der Betroffenen als auch aus Sicht der
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter z. B. in den Jobcentern einfacher und flexibel handhabbar
gestaltet werden.

o Haushaltspolitik nutzen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Haushaltspolitik muss auch genutzt werden als Instrument, um Armut und -ursachen
entgegenzuwirken.

o Atypische Beschaftigungsformen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Werkvertrage sollen in ihrem eigentlichen Sinne ein Instrument der freiberuflichen Arbeit sein
und keine regularen unselbstandigen Téatigkeiten ersetzen.

Die Zahl der sog. ,Minijobs’ muss reduziert und begrenzt werden. Z. B. durch Umwandlung in
Tatigkeiten in Teilzeitarbeit sind sozialversicherungspflichtige Beschéaftigungsverhaltnisse
zurickzugewinnen. Hierzu sind Erfahrungen anderer Jobcenter, z.B. in Dortmund,
einzubeziehen. Hiervon profitieren nicht nur die Betroffenen, sondern auch die Trager der
Sozialversicherung.

Die Fraktionen von SPD, Bindnis 90/Die Grinen und DIE LINKE sind dartber hinaus der
Auffassung, dass Leiharbeit eingeschrankt werden muss, sie soll u. a. grundsatzlich zeitlich
befristet sein fur die Abarbeitung von Produktionsspitzen.

Auch andere atypische Beschaftigung muss zurtickgedrangt und prekare Beschaftigung
eingeschrankt werden. Gesellschaftlich sei eine Diskussion Uber Arbeitszeitverkiirzung zu
fihren. Allgemeinverbindliche Tarifvertrdge, gerade fiir den Dienstleistungssektor seien
notwendig.

o Beteiligung der Wirtschaft intensivieren

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Beteiligung der Wirtschaft und der Personalverantwortlichen der Betriebe ist durch
geeignete MalRRnahmen und gezielte Informationen an die Arbeitgeberin sowie den
Arbeitgeber zu intensivieren.

o Altersbedingte Armut verhindern

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Um eine altersbedingte Armut zu verhindern, missen Strategien entwickelt werden, die ein
alters- und alternsgerechtes Arbeiten ermdéglichen sowie frihzeitiges Ausscheiden aus der
Erwerbstétigkeit vermeiden. Dies gilt insbesondere fur korperlich und psychisch besonders
belastende Berufe. Eine armutsfeste Rente ist notwendig.
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8.1.2.2 MaRRnahmen im arbeitsmarktpolitischen Bereich fir
spezielle Zielgruppen:

o Jugendberufsagentur

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Junge Menschen brauchen Uber eine Ausbildung den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt als
wichtigsten Schritt zur Armutsvermeidung. Der Weg in die Transfersysteme ist eine
Sackgasse. Daher stellen die Ausbildungsgarantie und die erfolgreiche Etablierung einer
Jugendberufsagentur eine wichtige Voraussetzung fir die berufliche Zukunft und damit die
Vermeidung von Armut dar (siehe auch Nummer 7.2.2).

o Sanktionsfreiheit fir Junge Erwachsene

Die Fraktionen von SPD, Blindnis 90/Die Grinen und der CDU streben eine
Sanktionsfreiheit fir junge Erwachsene an.

Die Fraktion der CDU schlagt dazu erganzend vor:

Bei der Schaffung der Jugendberufsagentur ist die Zusammenfassung von Personal
und Ressourcen in einer geschlossenen Struktur unter einer Ressortverantwortung
als Option nicht auszuschliel3en (siehe auch Nummer 7.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE tritt fiir eine Sanktionsfreiheit fir Junge Erwachsene, die im
Zusammenhang mit der Jugendberufsagentur in eine Ausbildung oder
ausbildungsvorbereitende MalBnhahmen vermittelt werden, ein. AulRerdem solle die
Jugendberufsagentur auch wie die Jobcenter dezentrale Angebote vorhalten (siehe
auch Nummer 7.2.2).

. Sozialer Arbeitsmarkt

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Vorrang behalt der Anspruch der Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt. Die Grenze der
LAktivierung“ bei einer Untergruppe der Betroffenen ist jedoch erreicht, was auch mit den
Vermittlungserfolgen der Vergangenheit zu tun hat.

Um eine Partizipation am Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft fir alle Menschen zu
ermoglichen, auch jenen mit besonderen Vermittlungshemmnissen und zur besseren
Vorbildwirkung von arbeitenden Eltern fir Kinder, wird auch kinftig offentlich geforderte
Beschaftigung gesichert sein missen.

Fur Menschen, die aufgrund langer Arbeitslosigkeit, ihrer sozialen Situation oder aufgrund
gesundheitlicher Probleme, absehbar auch langfristig nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt Fufd
fassen konnen, darf ein sozialer Arbeitsmarkt nicht ausgeschlossen sein. Aul3erdem werden
schwerpunktmaflig Angebote benétigt, die sozialintegrativ ausgerichtet sind und einen
spateren Einstieg in arbeitsférdernde oder berufsqualifizierende MaRnahmen vorbereiten.

Fur Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen soll auch der Passiv-Aktiv-Transfer
ermdglicht werden. Zudem mussen in 6ffentlich geforderter Beschaftigung mehr spezielle
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Programme fur Frauen und Alleinerziehende aufgelegt werden (z. B. Mdutterzentrum -
Ausbildung zur Kraftfahrerin, im Handwerk).

Besonderes Augenmerk muss einer konsequenten, schnellen und friihzeitigen Nutzung bzw.
Beteiligung von Bundesprogrammen gelten, z. B. auch als ,Modellregion“ zur Erprobung des
Passiv-Aktiv-Transfers. Hier sind die Vorteile der Selbststandigkeit und Kleinheit starker als
bisher zu nutzen. Die Gefahren, z. B. von Fehlanreizen und Mitnahmeeffekten, missen
minimiert werden.

o Integration von Langzeitarbeitslosen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Langzeitarbeitslosen muss ermdglicht werden, eine Vorbildfunktion fir ihre Kinder
auszuiben, um ,Armutskarrieren vorzubeugen. Betroffen sind bundesweit 340 000 Kinder.
Langzeitarbeitslose als Eltern missen deshalb eine bevorzugte Zielgruppe sein.

Die Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grtinen und der CDU sind der Ansicht:

An der Verbesserung der Integration von Langzeitarbeitslosen muss sich auch verstarkt die
private Wirtschaft beteiligen. Die ,Bremer Vereinbarung zur Ausbildung” kann dabei als
Vorbild dienen.

Die Fraktion DIE LINKE ist hingegen der Meinung, dass es statt der unverbindlichen
.Bremer Vereinbarung zur Ausbildung® klarer Regelungen in Bezug auf
Ausbildungsplatzangebote  geben muss. Deshalb  fordere  sie  eine
Ausbildungsplatzabgabe.

o Engmaschigere Begleitung von Langzeitarbeitslosen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Eine engmaschigere Begleitung bei der Integration von Langzeitarbeitslosen ist notwendig.
Diese kann beispielsweise in Form von Patenschaften (z. B. auch durch inzwischen gut
Integrierte, um am positiven Beispiel zu lernen, Coaches oder sozialpéadagogischer
Begleitung) und durch assistierte Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche sowie durch assistierte
Ausbildung erfolgen. Ein ,Verlorengehen" von Betroffenen nach Abschluss von Maflinahmen
oder beim Wechsel in andere Rechtskreise (z. B. vom SGB 11l zum SGB II) ist wirkungsvoller
als bisher zu verhindern, auch um eine ,Rickkehr* in den Leistungsbezug mdglichst zu
verhindern.

. Situation von Alleinerziehenden verbessern

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Kinderbetreuungspflichten dirfen kein Hindernis bei der Aufnahme einer Ausbildung oder
Erwerbstatigkeit sein.

Die Fraktion der CDU schlagt ergdnzend folgende Malinahmen vor:
Fir arbeitssuchende Alleinerziehende soll im Rahmen eines Modellprojektes die
Bedarfsprifung fur die Kindertageseinrichtungen aufgehoben werden. Nur wenn
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Alleinerziehende ein Anrecht auf eine Ganztagsbetreuung hétten, konne fir sie der
Einstieg ins Berufsleben gelingen (siehe auch Nummern 5.2.2, 7.2.3 sowie 8.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt erganzend folgende MalRhahmen vor:

Die Bedarfsprifung in den Bremer Kindertageseinrichtungen und den Krippen ist
aufzuheben; dazu sei das Aufnahmeortsgesetz zu &ndern. Dies solle insbesondere
Alleinerziehenden die Mdglichkeit der Suche und Aufnahmen von Erwerbsarbeit
erleichtern (siehe auch Nummern 5.2.2, 7.2.3 sowie 8.2.2).

o Diskriminierungsfreier Zugang zum Arbeitsmarkt

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Ziel muss ein diskriminierungsfreier Zugang zum Arbeitsmarkt fir alle Menschen,
unabhangig von Geschlecht, Herkunft, Aufenthaltsstatus und -titel, sowie fir Menschen mit
und ohne Behinderung, sein. Zugangsbarrieren fir die Beschéaftigung muissen weiter
konsequent abgebaut werden - sowohl im &ffentlichen Dienst, als auch in der
Privatwirtschaft. Insbesondere jungen Fliichtlingen muss die Chance zur Ausbildung und
damit zu einer Berufsperspektive erdffnet werden.

o Anerkennung von auslandischen Berufsabschliissen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Anerkennung von auslandischen Berufsabschlissen muss weiter erleichtert werden.
Hierzu missen zudem berufsbezogene Sprachkurse - auch direkt im Betrieb - besser
gefordert werden.

Hurden, die einen Eintritt in den Arbeitsmarkt verhindern oder erschweren, miissen abgebaut
werden. Dazu sind Nicht-deutsche Abschliisse, Ausbildungen und Qualifikationen wo immer
mdglich anzuerkennen. Die Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlissen muss
weiter vereinfacht werden. Dazu gehoért eine Zentrale Anerkennungsberatung, die die
vorhandenen Kompetenzen bindelt und den Menschen aufzeigt, mit Hilfe welcher Fort- und
Nachqualifikationen sie ihre Anerkennung erhalten.

Das Hamburger Stipendienprogramm zur Forderung ausléandischer Qualifikationen, zeigt
beispielhaft, wie die Finanzierung der Fortbildungen und Nachqualifikationen in Anlehnung
an das BAfoG (50% Zuschuss, 50% Darlehen) erfolgreich dargestellt werden kann. Auch fir
Bremen ist ein solches Stipendienprogramm oder andere Formen verbindlicher
Unterstltzung zu prifen (siehe Nummer 6.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE fordert dariiber hinaus eine generelle Ubernahme der
Kosten fir Nachqualifikationskurse durch das Land. Die oft hohen Kosten fir die
Kurse schreckten haufig von der Teilnahme ab oder sind fur viele Menschen schlicht
nicht erschwinglich, was letztendlich zu einer Nichtanerkennung der Qualifikation
fuhre (siehe Nummer 6.2.2).
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8.1.2.3 MaRnahmen, die die Arbeit des Jobcenters betreffen:

o Beratungs-, Vermittlungs- und Qualifizierungstatigkeit des Jobcenters

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Beratungs-, Vermittlungs- und Qualifizierungstatigkeit des Jobcenters und der
Bundesagentur fir Arbeit sind zu verbessern.

Es sind gezielte gruppenspezifische und bedarfsgerechte Qualifizierungs- und
Bildungsangebote bei den Jobcentern zu schaffen.

Zudem bedarf es einer strategischen Planung der Qualifikationsmaflinahmen des Jobcenters.

Beim Jobcenter und der Bundesagentur fir Arbeit sollen Qualifizierungen vor der Vermittlung
in ungelernte Tatigkeiten gehen.

Die Qualifizierung von Frauen mit und ohne Migrationshintergrund muss mehr in den
Vordergrund ricken.

Armut wird durch eine Arbeitsmarktpolitik vermieden, die auf Qualifizierungsmalnahmen und
das Erreichen von Berufsabschlissen ausgerichtet ist. Die bestehenden Forderinstrumente
sind starker modular auszurichten und zu individualisieren; einen Schwerpunkt missen die
abschlussorientierten Weiterbildungen haben.

Es bedarf einer starkeren Ausrichtung auf abschlussbezogene Qualifizierung, wie
Weiterbildung bzw. Umschulung oder Malnahmen, die als Trittstein fur eine weitere
Qualifizierung dienen kénnen (Modulsystem), anstatt auf kurzfristige Vermittlung zu setzen.
Ziel ist prioritéar die Hinflhrung auf eine sozialversicherungspflichtige Beschéftigung oder
eine Selbstandigkeit.

Die Fraktionen der SPD, Bindnis 90/ Die Grinen und DIE LINKE pladierten dariiber
hinaus fur die Qualifizierung nur fiir eine sozialversicherungspflichtige Beschaftigung mit
Entlohnung Uber der Niedriglohngrenze oder wenn diese als Trittstein dient fir weitere
Qualifizierungen.

o Steigerung der Beratungsqualitat

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Beratungsqualitat fiir Betroffene ist gezielt und kontinuierlich zu steigern. Dazu bedarf es
einer systematischen Personalentwicklung (z. B. durch Weiterbildung, Supervision oder
Coaching) fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jobcenter.

o Ubertragbarkeit von Budgetresten

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es ist zur prifen, ob Budgetreste des Jobcenters auf das nachste Jahr Ubertragen werden
koénnen.
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8.2 Arbeitsmarkt unter frauenspezifischen Fragestellungen

8.2.1 Ergebnisse der Anhérung

Der Ausschuss hat in seiner achten Sitzung am 10. Dezember 2014 Frau Ulrike Hauffe,
Landesbeauftragte (Bremische Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung
der Frau), Frau Dr. Esther Schroder von der Arbeitnehmerkammer Bremen und Frau
Andrea Schafer, Universitdt Bremen, Zentrum fir Sozialpolitik, zum Themenkomplex Arbeit
und Beschéaftigung mit dem Schwerpunkt Arbeitsmarkt unter frauenspezifischen
Fragestellungen als Sachverstandige gehort.

8.2.1.1 Folgende Feststellungen zur allgemeinen
arbeitsmarktpolitischen Lage von Frauen in Bremen
wurden von den Sachverstandigen getroffen:

Hinsichtlich des Arbeitsmarktes in Bremen trug Frau Dr. Schrdder folgende Sachverhalte
und Daten vor:

Die Erwerbsquote bei Frauen habe im Jahre 2012 bei 67,2% gelegen, die der Manner habe
bei 78,4% gelegen. Dies bedeute eine Stagnation der Erwerbsneigung bei den Mannern,
gegenuber einer erheblichen Steigerung bei den Frauen. Die Anzahl der
sozialversicherungspflichtig Beschéaftigten habe in Bremen Ende 2013 bei Frauen 134 740
und 171.796 bei Mannern betragen. Die Beschaftigungsquote von Frauen habe 46,3%, die
der Manner 52,1% betragen. Diese Zahlen verdeutlichten eine Dominanz der Manner bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung. Jedoch bedeute der Anstieg der Erwerbsquote
(Erwerbsneigung) keinen Anstieg einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung.

Bezogen auf die Strukturmerkmale im Rahmen der sozialversicherungspflichtigen
Beschaftigung wie Geschlecht, Alter, Staatsangehorigkeit sowie Qualifikation bestiinden
keine Unterschiede zwischen Mannern und Frauen. Allerdings sei ein deutlicher Unterschied
bei der Voll- und Teilzeitarbeit zu erkennen: Wéhrend 52% der sozialversicherungspflichtig
beschaftigten Frauen in Vollzeit tatig seien, liege die Quote bei den Mannern bei 87,9%;
46,9% der sozialversicherungspflichtig beschéftigten Frauen seien dagegen in Teilzeit téatig,
wahrend die Quote bei Mannern nur 10,8% erreiche. 60,4% aller in Bremen geringfiigig
Beschaftigten, die ausschlielich Einnahmen aus einem Minijob hatten, seien Frauen. Damit
seien Minijobs insbesondere als Alleinverdienst ein typisch weibliches Phanomen.

Frau Schafer wies weiter darauf hin, dass sich die Armutsgefahrdungsquote fir
Alleinerziehende von 2005 bis 2013 um 11,4% erhoht habe. Trotz steigender
Erwerbsintegration von Frauen am Arbeitsmarkt bestehe weiterhin eine Erwerbsliicke
zwischen Mannern und Frauen. Es sei jedoch eine Zunahme der Erwerbsquote bei den 25
bis 35-Jahrigen Frauen, bzw. bei den 45 bis 55-Jahrigen Betroffenen festzustellen.

Hinsichtlich der Arbeitsmarktpartizipation flihrte Frau Schafer erganzend aus, dass es weiter
15 326 Beschaftigte in der Leiharbeit gebe. 19,7% der Vollbeschaftigten (2010) seien ohne
Ausbildung im Niedriglohnsektor beschaftigt (Westdeutschland: 21,8%); knapp 4 000
Vollzeitbeschaftigte seien Aufstocker/-innen (Aufstocker/-innen 2009: 4%). 9% der
Beschaftigten sei ein Stundenlohn von weniger als 8,50 Euro (2010) bezahlt worden.
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8.2.1.2 Folgende arbeitsmarktpolitische Schlussfolgerungen
wurden unter frauenspezifischen Gesichtspunkten
genannt:

Frau Hauffe wies darauf hin, dass die Armutsgefahrdungsquote von Frauen stetig steige
und in Bremen fast jede vierte Frau betroffen sei. Die Quote der armutsgefdhrdeten Frauen
unter 18 Jahren liege im Jahre 2013 mit 15,4% unter dem Bundesdurchschnitt, aber
vergleichsweise hoher als fur die gleichaltrigen Manner. In der Altersklasse der 18 bis 64-
Jahrigen sei das Armutsrisiko bei den Frauen 2% héher als bei Mannern, bei den Gber 65-
Jahrigen seien das schon fast 5%. Insgesamt betrachtet seien Manner in Bremen allerdings
vergleichbar von Armut bedroht wie Frauen.

Frauenarmut entstehe systematisch an bestimmten biographischen Ubergangen. Hinsichtlich
des Uberganges von der Schule zur Ausbildung hatten trotz h&ufig besserer
Schulabschliisse ca. 10% der Frauen mit 30 Jahren keinen Berufsabschluss (auch hier
vergleichbar hoch dem Anteil bei den Mannern). Hierbei sei das Armutsrisiko bei An- und
Ungelernten am hochsten. In diesem Zusammenhang seien die zweijahrigen
Berufsausbildungen, in denen die Frauen mit einem Uberproportionalen Anteil vertreten
seien, kritisch zu betrachten. Diese Frauen wirden z. B. im Einzelhandel zu Verkauferinnen
ausgebildet, wo sie im Vergleich zu dreijahrig ausgebildeten Einzelhandelskauffrauen
anschlieRend zu schlechteren Konditionen eingestellt und bezahlt wiirden. Eine besondere
hier zu nennende Risikogruppe seien Migrantinnen: Fast 60% der 30-Jahrigen Migrantinnen
in Bremen hatten keinen, oder keinen in Deutschland anerkannten Berufsabschluss.

Besonders schwierig seien frauentypische zweijahrige Ausbildungen an Fachschulen, die
nur im Bundesland Bremen anerkannt werden. Die daran anschlielenden Berufshilder
zeichnen sich durch schlechte Bezahlung und eine hohe Teilzeit- bzw. Minijobquote aus.

Beim Ubergang in die Elternschaft drohe laut Frau Hauffe den Miittern die Exklusion vom
Arbeitsmarkt. Das Bundesprogramm ,Perspektive Wiedereinstieg" (PWE) habe gezeigt, dass
die Frauen im Durchschnitt tber eine Dauer von 10 Jahren nach der Geburt von Kindern aus
der Erwerbstatigkeit ausschieden. Das ,Alleinerndhrermodell* habe ausgedient. Die
traditionelle Absicherung durch den Ehemann werde weniger. Zudem werde in Bremen jede
zweite Ehe geschieden. Immer mehr Frauen erndhrten ihre Familien allein oder
hauptsachlich allein. Kinder seien ein Armutsrisiko fur Eltern, aber vor allem fur Mutter. In
Bremen sei der Anteil an Alleinerziehenden Uberproportional hoch. Kinderarmut sei immer
eine abgeleitete Elternarmut. Die Rickkehr in das Erwerbsleben sei haufig erschwert: So
gebe es noch zu wenig offentliche Kinderbetreuung und Ganztagsschulen. Diese seien vor
allem in den verfligbaren Zeiten zu unflexibel.

Staatliche Regelungen fir Frauen in Paarbeziehungen bdten Anreize fur den Zuverdienst:
Mit Ehegattensplitting, Mitversicherung, Betreuungsgeld und der Madglichkeit der
geringflgigen Beschaftigung, belohne der Staat Paare, die Erwerbstatigkeit sehr ungleich
verteilten. Viele finanzielle Risiken wirden dagegen von den Frauen getragen. Die
Absenkung der gesetzlichen Rente z. B. treffe mehr Frauen, weil sie nicht die Chance
hétten, diese Rentenabsenkung Uber andere Einkommensquellen auszugleichen.

Frau Hauffe empfahl folgende MafRRnahmen gegen Frauenarmut: Notwendig sei die
Angleichung der frauentypischen zweijahrigen Ausbildungen an Fachschulen an das duale
System sowie die bundesweit Anerkennung dieser Fachschulabschlisse. Zudem sollten
keine ,Sackgassenberufe” mit niedrigem Qualifikationsniveau geschaffen werden. Es sei
wichtig, mehr Frauen in MINT-Berufe (Mathematik, Informatik, Natur- und
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Ingenieurwissenschaft und Technik) zu bringen. Gleichzeitig sei der Ausbau der 6ffentlichen
Kinderbetreuung und der Ganztagsschulen  notwendig, um  Frauen  (mit
Betreuungsverpflichtungen) verbesserte Mdglichkeiten der Teilnahme am Arbeitsmarkt zu
eroffnen. Auch misse die Unterstitzung fir Frauen in Richtung Erwerbstéatigkeit und
Qualifikation und eine angemessene Bezahlung von frauentypischen Berufen sichergestellt
werden. Der Pflegebedarf sei nicht tber die unbezahlte Sorgearbeit von Frauen in den
Familien und im Ehrenamt zu I6sen. Hier sollten staatliche Losungen sicherstellen, dass fur
gute Arbeit eine angemessene Bezahlung und professionell ausgebildete Pflegekrafte zur
Verfiigung stinden. Notwendig sei die Uberpriifung der Arbeitsmarktpolitik und
Wirtschaftsforderung hinsichtlich der Forderungsmoglichkeiten von Frauen. Zu kritisieren sei
aber an der Entwicklung von Projekten, die interessante und gute Ergebnisse lieferten, dass
sie dann nicht in eine Verstetigung tberfihrt wirden.

Frau Dr. Schroder fuhrte aus, dass Ausbildungs- und Erwerbsunterbrechungen fiir Frauen
eine erhebliche Rolle spielten und den gesamten Werdegang sowie den Berufs- und
Lebensverlauf beeinflussten.

Eine Studie belege, dass die Motivation von Frauen, in Teilzeit zu arbeiten, immer mit der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Zusammenhang stehe.

Die ,Top Ten“ der typischen Berufe von Frauen in Bremen seien gekennzeichnet durch
flexible Arbeitszeiten, einen hohen Anteil von Teilzeit- und Minijobs, kaum vorhandenen
Aufstiegschancen und schlechter Bezahlung. Dies produziere einerseits Armut (-risiko) und
andererseits Altersarmut.

Frauen (26%) gelinge seltener als Mannern (33%) aus der Arbeitslosigkeit die Riuckkehr in
die Erwerbstétigkeit. Die Verweildauer in der Arbeitslosigkeit liege bei Frauen im
Durchschnitt hoher als bei Mannern. Frauen beféanden sich im Verhéaltnis (45,1%) ofter in
Nichterwerbstatigkeit als Manner (39,6%).

Die Arbeitslosigkeit nach Strukturmerkmalen stelle sich laut Frau Dr. Schroder wie folgt dar:
21,1% der arbeitslosen Frauen seien alleinerziehend; 61% hatten keine abgeschlossene
Berufsausbildung. Von Familien mit Kindern unter 18 Jahren (2013) seien in Bremen 18.000
alleinerziehende Haushalte (29,7%); im Bundesdurchschnitt nur 20%. Alleinerziehende
hatten eine hdéhere Erwerbsneigung als Frauen generell. Das sei damit zu begrinden, dass
sie starker am Arbeitsmarkt aktiv sein missten, um als Alleinverdienerin das Einkommen
sicherzustellen. Von Bedeutung sei zudem, dass Bremen im Bundesvergleich die niedrigste
Erwerbsquote bei den Alleinerziehenden habe.

65,2% der arbeitslosen alleinerziehenden Frauen in Bremen verfiigten im Jahre 2013 Uber
keine abgeschlossene Berufsausbildung (2012: 66%, Bundesdurchschnitt: 52%). 21,5% der
arbeitslosen Alleinerziehenden seien dabei 12 bis 24 Monate arbeitslos gewesen, 31,5% der
arbeitslosen Alleinerziehenden 24 Monate und langer, was gleichbedeutend mit
Langzeitarbeitslosigkeit sei

Auf der Grundlage ihrer Ausfuhrungen erhob Frau Dr. Schroder die Forderung nach einer
Berufsbildungsoffensive fur Alleinerziehende, wobei das Angebot sich am Bedarf der
Alleinerziehenden orientieren misse. Dies bedeute, dass es eine verbesserte
Kinderbetreuung und die Mdglichkeit einer Teilzeitausbildung geben musse.

Insgesamt seien in Bremen 17,8% aller Bedarfsgemeinschaften von Transferleistungen nach
SGB Il oder SGB XlI abhangig. Dies sei der Fall bei insgesamt 52,7% aller alleinerziehenden
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Bedarfsgemeinschaften: Bei einem Kind waren dabei 49,0% aller alleinerziehender
Bedarfsgemeinschaften auf Transferleistungen angewiesen. Bei zwei oder mehr Kindern
seien es sogar 58,2% gewesen. (2012: 70%). Dies bedeute, dass im Jahre 2013 mehr als
die Halfte aller alleinerziehenden Haushalte in Bremen von Grundsicherungsleistungen
abhangig gewesen seien. Daraus ergebe sich ein deutlicher Hinweis von erhdhten
Armutsrisiken fir Alleinerziehende mit ihren Kindern.

Frau Dr. Schroder stellte zusammenfassend fest, dass sich das Problem der
Nichtvereinbarkeit von Familie und Beruf in unserer Gesellschaft in traditionell verteilten
Rollen bei Mannern und Frauen manifestiere und dies mit erhdhtem Armutsrisiko fur Frauen,
insbesondere fir Alleinerziehende, im Zusammenhang stiinde. Sie trat dafir ein, Frauen
starker in unterschiedlichen Politikfeldern als Zielgruppe in den Fokus zu riicken.

Frau Schafer fluhrte aus, dass sich aus den Verdienstabstanden zwischen Frauen und
Méannern (z. B. im Gesundheits- und Sozialwesen: 28%, im verarbeitenden Gewerbe: 25%)
ergebe, dass Frauen weniger als Manner in gleicher Position und Branche verdienten.
Gleicher Lohn fir gleiche Arbeit misse fiir Frauen Realitat werden.

Die Lohnentwicklung in atypischen Beschaftigungsverhaltnissen, in denen Frauen stark
vertreten seien, verzeichne zwischen 1995 und 2010 einen Anstieg von 21,4%. Die
Lohnentwicklung fir méannertypische Branchen betrage im gleichen Zeitraum 67,5%. Auch
daraus ergebe sich eine hohe Armutsgefahrdungsquote und dies insbesondere bei
Beschaftigungsverhéltnissen, in denen Frauen starker vertreten seien (atypische und
geringflgige, befristete, in Teilzeit ausgelibte Beschéaftigungen, Niedriglohnsektor). Aber
auch bei den \Vollzeitbeschaftigten’ seien risiko- und ungerechtigkeitsverursachende
Tendenzen zu beobachten: Hier erreichten nur 15% der Méanner, aber mehr als 30% der
Frauen lediglich ein Niedrigeinkommen.

20% der weiblichen Vollzeitbeschaftigten und ca. 5-10% der mannlichen
Vollzeitbeschaftigten muissten mit einem Einkommen von weniger als 13.000 Euro
auskommen. Das Einkommen des Partners sei in Paarhaushalten ein wesentliches Element
zur Armutsvermeidung. Bei Alleinerziehenden reiche das eigene Einkommen oft nicht aus.
Daher spielten staatliche Transferleistungen eine wichtige Rolle. Im Dienstleistungssektor
Gesundheit sei das Partnereinkommen zuziglich der familienbezogenen Leistungen ein
wesentlicher Bestandteil von Armutsvermeidung.

Frau Schéafer wies in diesem Zusammenhang auf die Betreuungsquoten von Kindern im
Land Bremen hin: Diese betrage* im U3-Bereich insgesamt rund 23%, allerdings seien nur
12,5% Ganztagsplatze. Bei den 3- bis 6-Jahrigen betrage die Betreuungsquote 90,2%, aber
nur 30,2% in der Ganztagsbetreuung. Bei den Grundschulen verzeichne man eine
Ganztagsbetreuung von 42%, davon 60% in der gebundenen Form. In der Oberschule
bestehe eine Ganztagsbetreuungsquote von 69%, davon ein Anteil von 20% in
vollgebundener Ganztagsbetreuung; im Gymnasium habe man 20% Ganztagsbetreuung,
allerdings keine in der vollgebundenen Variante. In die Betreuungseinrichtungen muisse
zudem der Gedanke des Bildungsauftrages hineingetragen werden.

Frau Hauffe warf des Weiteren die Frage einer vorprogrammierten Altersarmut auf und
fuhrte dazu folgende Beispiele an: 6,6% der Frauen Uber 65 Jahre bezdgen in Bremen
Grundsicherung, die Tendenz sei steigend. Bundesweit sei dies der zweithtchste Wert.
16,3% der Frauen Uber 65 Jahre im Land Bremen seien armutsgefahrdet. Auch profitierten

L Stand: 1.3.2013, Statistisches Landesamt.
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Frauen kaum von Betriebsrenten. Die Absenkung der gesetzlichen Rentenniveaus betreffe
Frauen starker als Manner.

Frau Hauffe verwies weiter darauf, dass auf Bundesebene die Abschaffung von
Ehegattensplitting und Betreuungsgeld sowie die Reformierung der geringflgigen
Beschaftigung notwendig seien. Ein Entgeltgleichheitsgesetz trage dazu bei, auch fir Frauen
eine auskémmliche Rente wahrscheinlicher zu machen.

Frau Schéafer sah folgende Moglichkeiten der kommunalen Strategie zur Pravention von
Armut bei Frauen:

Zunachst komme die Erhéhung des Einkommens durch existenzsichernde Erwerbsarbeit
bzw. durch gesetzlich zustehende Transferleistungen in Betracht. Bezogen auf die
Ausgestaltung des Familienlastenausgleichs solle es eine angemessene Berticksichtigung
der Kindererziehung geben.

Auch in der Erweiterung des Potentials im Bereich des sog. Humanvermdgens durch
berufliche (Weiter-) Qualifikation und in der Mobilisierung sozialer Netzwerke durch
Inanspruchnahme professioneller Hilfe bzw. Nutzung von Infrastruktur im Umfeld der
Haushalte, sehe sie Handlungsspielraume, der Armutsgefdhrdung entgegenzutreten. Ein
Beispiel seien passgerechte Hilfen zur Alltagsbewaltigung.

Hinsichtlich des ,Targeting’ missten genau zugeschnittene Transfers einzelner Leistungen
stattfinden. Studien verweisen darauf, dass in fast 40% aller Haushalte finanzielle
Entscheidungen nicht gemeinsam getragen wirden. Dahinter stecke der Gedanke,
Bedarfsgemeinschaften bei der Grundsicherung aufzuheben und diese Leistungen an
einzelne Betroffene zu binden.

Kooperationen der verschiedenen Teilstrukturen der Hilfesystems seien anzuregen. Zudem
wies sie auf die offentlichen Arbeitgeber und auf Arbeitgeber im Non-Profit-Bereich hin und
bemerkte, dass sowohl das Land Bremen, wie auch bundesweit, der Staat als Arbeitgeber
zunehmend atypische und schlecht bezahlte Beschaftigung anbiete. Hier sei eine
Uberprufung und Anderung der Beschaftigungsformen angezeigt. Nicht zuletzt misse in
Bezug auf die Arbeitszeit auf die Tarifpolitik eingewirkt werden. Auch bei den L6hnen musse
eine Tarifpolitik initiilert werden, die sich starker an einem egalitédren Zweiverdiener-Modell
orientiert.

Zum Abschluss ihres Vortrages verwies Frau Schafer auf den sozialen Wohnungsbau. Der
Bedarf an Wohnungen fir Alleinerziehende in Bremen werde derzeit mit ca. 1200
Sozialwohnungen beziffert.

8.2.2. Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:
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o Gleicher Lohn fur gleiche Arbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Frauen sind nach wie vor haufiger von prekarer Arbeit sowie Arbeitslosigkeit betroffen und
erzielen geringere Einkommen als Manner. ,Gleicher Lohn fur gleiche Arbeit* muss fir
Frauen Realitat werden.

Da die Frauenarbeitslosenquote  hoher ist;, muss gezielt auskémmliche
Frauenerwerbstatigkeit starker als bisher geférdert werden.

Die Unterschiede in Ausbildung, Bezahlung (Abschaffung der Entgeltdiskriminierung) und bei
den Aufstiegschancen von Frauen und Mannern sollen vermindert werden.

In ,frauentypischen* Berufen fallen Lohnzuwéachse deutlich geringer aus, als in mannlich
dominierten Branchen. Hier muss vorwiegend von den Tarifvertragsparteien gegengesteuert
werden. Dies gilt sowohl fur den privaten als auch fir den 6éffentlich finanzierten Bereich.

Daruber fordert die Fraktion DIE LINKE, dass der Bremer Senat seinen Einfluss
dahingehend geltend macht, dass im Bereich der offentlich finanzierten
Beschéftigung armutsfeste Léhne gezahlt werden.

° Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss weiter verbessert werden. Flexible
Kinderbetreuungsmodelle und die Einfilhrung familiengerechter Arbeitsstrukturen sind daftr
wichtige Eckpfeiler.

Bremen bendtigt ein gezieltes Programm zur Forderung von alleinerziehenden Frauen. Dazu
ist ein Programm zur (assistierten) Aus- und Weiterbildung in Teilzeit noétig.

Die Kindertagestatten und Ganztagsschulen missen gerade in &rmeren Stadtteilen
quantitativ und qualitativ deutlicher ausgebaut werden.

Es bedarf einer mdglichst betriebsnahen Versorgung mit Betreuungsangeboten.

Die Fraktion der CDU schlagt ergéanzend folgende Mal3nahmen vor:

Fir arbeitssuchende Alleinerziehende soll im Rahmen eines Modellprojektes die
Bedarfsprifung fur die Kindertageseinrichtungen aufgehoben werden. Nur wenn
Alleinerziehende ein Anrecht auf eine Ganztagsbetreuung hatten, kénne fir sie der
Einstieg ins Berufsleben gelingen (sie auch Nummern 5.2.2, 7.2.3 sowie 8.1.2.2).

Die Fraktion DIE LINKE schlagt erganzend folgende Maflinahmen vor:

Die Bedarfsprifung in den Bremer Kindertageseinrichtungen und den Krippen ist
aufzuheben; dazu sei das Aufnahmeortsgesetz zu andern. Dies solle insbesondere
Alleinerziehenden die Mdglichkeit der Suche und Aufnahmen von Erwerbsarbeit
erleichtern (sie auch Nummern 5.2.2, 7.2.3 sowie 8.1.2.2).
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o Aufwertung sozialer Berufe

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Soziale Berufe, in denen vorwiegend Frauen beschéftigt werden, missen aufgewertet
werden. Dafur ist vor allem die verstarkte Ausbildung im dualen System ein wesentlicher
Schritt.

. Frauen bei der Berufswahl unterstiitzen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Frauen missen schon frihzeitig ermutigt und unterstitzt werden, die haufig besser
entlohnten gewerblich-technischen oder handwerklichen Berufe zu ergreifen. Hierzu missen
gezielte Beratungsangebote unterstitzt werden, die bereits in der Berufsorientierung in den
Schulen ansetzen.

Das Fachkraftepotenzial dieser Frauen muss fur den Arbeitsmarkt erschlossen werden.

o Arbeitsmarktpolitische Instrumente Uberprifen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Arbeitsmarktpolitische Instrumente missen - wie bisher - verstarkt auf die Integration von
Frauen in den ersten Arbeitsmarkt hin Gberprift werden. Gleiche Chancen schaffen gleiche
Teilhabe am Arbeitsmarkt.

o Abbau struktureller Benachteiligung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bundnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Zur Reduzierung von geschlechtsbezogener Armut muss der Abbau struktureller
Benachteiligung von Frauen als Querschnittsaufgabe verstanden und u. a. die Ansatze zur
Frauenforderung in zukunfts- und existenzsichernden Branchen weiterentwickelt werden.

o Zusatzliche Vorqualifizierungsangebote entwickeln

Die Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen schlagen folgende MalRnahme vor:
Es sollen zusatzlichen Vorqualifizierungsangebote entwickelt werden, die den Zugang zu
abschlussorientierten einzelbetrieblichen und Gruppen-Umschulungen im gewerblichen
Bereich (z. B. Hafenwirtschaft und Logistik, Wind, Erndhrungswirtschaft) eréffnen.

. Uberfiihrung von fachschulischen Ausbildungen in das Duale System

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es ist zu prifen, welche fachschulischen Ausbildungen in das duale System Uberfiihrt
werden kénnen. Kurzfristig muss nach einer zweijahrigen Ausbildung das BAf6G bei weiter
aufbauenden Qualifizierungsmalnahmen weitergezahlt werden.
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o Prifung der Erweiterung der bestehenden Cluster in der Wirtschaftsférderung
des Landes

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es bedarf einer Prifung der Erweiterung der bestehenden Cluster in der Wirtschafsforderung
des Landes, in die bisher Gberwiegend Méanner vermittelt wurden, um ein weiteres Cluster,
das faktisch mehr Frauen beschéftigt. Dieses konnte beispielsweise in der
Gesundheitswirtschaft, Lebensmittelindustrie oder im Dienstleitungsbereich liegen.

o Arbeitsplatzforderung

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es ist sicherzustellen, dass bei der Umsetzung des Beschaftigungspolitischen
Aktionsprogramms (BAP) und im bestehenden Landesinvestitionsférderprogramm (LIP)
starker als bisher die Arbeitsplatzférderung fir mannerdominierte Branchen durch

Frauenarbeitsplatzforderung ersetzt wird. Interventionen des neuen
Beschaftigungspolitischen Aktionsprogramms sind so auszuschreiben, dass sie zu den
bisherigen geschlechtergerechten Merkmalen einen zusatzlichen

frauenarbeitsmarktpolitischen Forderansatz beinhalten.

o Existenzgrindungen und Betriebstibernahmen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Nachhaltige Existenzgriindungen und Betriebstibernahmen - besonders fiir Frauen - sind zu
fordern.

o Evaluierung der Fordermittel

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es soll eine Evaluierung und Kennziffernentwicklung aller vom Land Bremen flr Frauen
verausgabten Fordermittel erfolgen, die den Verbleib der Frauen nach MafRRnahme-Ende
beinhalten, da die reinen Teilnehmerinnenzahlen fur die Erfolgsaussage der eingesetzten
Instrumente nicht aussagefahig sind.

o Schaffung eines Entgeltgleichheitsgesetz und Gleichstellungsgesetz

Die Fraktionen der SPD, BUndnis 90/ Die Grunen und DIE LINKE schlagen folgende
MalRnahme vor:

Schaffung eines Entgeltgleichheitsgesetzes mit verbindlichen Regelungen, wirksamen
Sanktionen und einem Verbandsklagerecht. Zudem treten sie fir Gleichstellungsgesetz fir
die  Privatwirtschaft ein, in dem Betriecbe und Tarifpartner zu aktiven
GleichstellungsmalRnahmen verpflichtet werden sollen.

o Verstetigung von bewéahrten Projekte

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Projekte, die sich bewahrt haben, sind vermehrt zu verstetigen.
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Qualifikations- und Forderprojekte fur Madchen und Frauen sind durchgéngig und
bedarfsgerecht zu finanzieren.

Die berufliche Weiterbildung fiir Frauen ist gezielt und passgenau auszuweiten.

o Rentenabsicherung von Frauen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Rentenabsicherung von Frauen ist zu verbessern, um diese vor Armut zu schitzen.

Es ist zu prifen, inwieweit Pflege- und Fursorgearbeit im Rentenpunktesystem anerkannt
werden konnen.

Es bedarf einer Abkehr von der ,Zuverdienerinnen-Theorie".

o Neugestaltung der Kinderbetreuungsgebuhren

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Es ist zu prifen, ob bei der Neugestaltung der Kinderbetreuungsgebihren zur Feststellung
des Haushaltseinkommens das Nettoeinkommen heranzuziehen ist.

Darlber hinaus ist es Auffassung der Fraktion der CDU, dass bei der Neugestaltung
der Kinderbetreuungsgebihren das Kindergeld und andere familienpolitische
Leistungen zur Feststellung des Haushaltseinkommens nicht berlcksichtigt werden
darfen.

. Unterhaltsvorschiisse

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Bei den Unterhaltsvorschissen ist zu prifen, ob eine Verlangerung des Bezuges maoglich ist
und dies sowohl beziiglich der Aufhebung der Altersgrenze als auch bei der 6-Jahrigen
Befristung.

o Ehegattensplitting

Die Fraktionen der SPD, Bindnis 90/ Die Griunen und DIE LINKE schlagen folgende
Mal3nahmen vor:

Jeder Mensch sollte eigenstandige Anspriiche haben. Deshalb sind das Ehegattensplitting
und das Betreuungsgeld abzuschaffen. Rollenstereotypen sind schon bei Kindern und
Jugendlichen abzubauen.

Die Fraktion der CDU schlagt folgende Mal3hahme vor:
Bei einer Reform des Ehegattensplittings ist ein besonderes Augenmerk auf die
Belange von Alleinerziehenden zu legen.

. Mehr Frauen in MINT Berufe

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

In Schule und Beruf sind Rollenklischees und —stereotype zu beseitigen. Dieses heildt z. B.:
Mehr Madchen und Frauen fir die sog. MINT-Facher und das Handwerk zu gewinnen.
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Dieses bedeutet umgekehrt, mehr mannliche Erzieher und Grundschullehrer zu gewinnen
und Jungen und Méanner fir Berufe im sozialen Bereich zu interessieren. Dazu missen in
Kindertagesstatten, Schule und beruflicher Bildung entsprechend veréndert frihzeitig
Weichen gestellt werden.

9. Armut und sozialrAumliche Instrumente

9.1 Ergebnisse der Anhérung

In seiner neunten Sitzung am 29. Januar 2015 befasste sich der Ausschuss mit dem
Themenkomplex Armut und sozialrAumliche Instrumente.

Im Rahmen eines Vor-Ort-Besuchs in Bremen-Blumenthal wurden Frau Carola Schulz vom
Quartiersmanagement Bremen-Blumenthal, Frau Heike Binne vom Management des
Hauses der Zukunft in Bremen Lissum und Frau Petra Warneke-Bies, Leiterin des Kinder-
und Familienzentrums Wasserturm als Sachverstandige gehort.

Frau Schulz und Frau Binne gaben einen Uberblick tiber die Situation im Quartier und
stellten die Tatigkeiten und Angebote ihrer Einrichtungen vor.

Ihre Arbeit sei in erster Linie ausgerichtet auf die Verbesserung der Lebensumstande und
Bildungschancen der Menschen im Stadtteil, besonders von Kindern und Jugendlichen,
deren Anteil in den Gebieten grol3 sei. Ziel ihrer Arbeit sei, durch niederschwellige Gruppen-
und Beratungsangebote eine Unterstltzungsstruktur im Quartier voranzubringen.

Sie verdeutlichten die Finanzierungsstruktur ihrer Einrichtungen und wiesen darauf hin, dass
das Verfahren bzgl. der Mittelakquisition aus den unterschiedlichsten Finanzierungstopfen,
wie z. B. Wohnen in Nachbarschaft (WIN), Lokales Kapital fir soziale Zwecke (LOS) und
,S0ziale Stadt®, viele zeitliche Ressourcen binde. Eine gesicherte kontinuierliche
Grundfinanzierung sei aber nétig. Fundraising sei gelegentlich die letzte Mdglichkeit der
Mittelbeschaffung, wenn staatliche Zuwendungen nicht ausreichten.

Frau Binne berichtete von einem kontinuierlichen Wegzug aus dem Quartier. Jahrlich sei
der Austausch eines Viertels der Bewohnerinnen und Bewohner zu verzeichnen. Dies sei
einerseits ein Hinweis darauf, dass sich die Menschen weiterentwickelten. Die hohe
Fluktuation erschwere andererseits sozial stabile und kontinuierliche Strukturen und erhdhe
den Bedarf fur MaBnahmen zur Erstintegration. Betroffen seien insbesondere integrations-
und berufsorientierte Deutschkurse.

Zudem bedurfe es aufgrund vieler neuankommender osteuropaischer EU-Blrgerinnen und -
blrger eines Pools an Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie Integrationsmittlerinnen
und Integrationsmittler.

Frau Binne wies darauf hin, dass z.B. durch einen Sportraum in ihrer Einrichtung
niedrigschwellige Angebote durch gesundheitsfordernde und sportliche Aktivitaten mdglich
seien und durch dieses Angebot auch Manner erreicht werden kdnnten, die sich ansonsten
schwer fir die Bildungs- und Teilhabearbeit gewinnen lieRen. Sie empfahl, dies bei der
Konzeption neuer Einrichtungen zu bertcksichtigen.
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Frau Schulz erklarte, dass auch fir ihr Quartier in einer neuen Kindertagesstatte
Bewegungsraume und Elternbildungsangebote wiinschenswert seien. Zudem bestehe ein
Bedarf an breiter angelegten Sprachkursen und mehr Integrations- bzw. Kulturmittlerinnen
und Kulturmittlern sowie fir ein Angebot wohnortnaher Spielplatze. Auch sei es
erstrebenswert, die Zielgruppe der Manner besser zu erreichen.

Frau Warneke-Bies gab ebenfalls einen Einblick in ihre Arbeit vor Ort und beschrieb an
Bespielen, wie sich Armut im Bereich ihrer Einrichtung darstellt. Neben der eigentlichen
Bildungsarbeit liege ein Hauptaugenmerk der Tatigkeiten der Einrichtungen im
Beziehungsaufbau zu den Muttern und Vater der Kinder. Vertrauensschaffende und
begleitende Malinahmen der Einrichtung verursachten einen zusétzlichen Bedarf an
zeitlichen Ressourcen, aber auch an raumlicher Ausstattung.

Es sei daher kein Festhalten am Gewohnten, sondern ein gutes Zusammenspiel der
einzelnen Ressorts, unabhéngig von Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten, notwendig.

Frau Binne erlauterte zudem die Eigentiimerstruktur von Wohnungen in Bremen Nord.
Lissum habe durch einen breit angelegten Kauf von Wohnungen durch die GEWOBA eine
deutliche Aufwertung erfahren. Die GEWOBA habe fiir die Sanierung und Instandhaltung der
Wohnungen gesorgt und beteilige sich finanzielle an Projekten im Quartier.

Frau Schulz fuhrte dem Ausschuss das Problem des grol3en Leerstandes in Blumenthal vor
Augen. Sie wies darauf hin, dass sich bisher keine grof3e Wohnungsbaugesellschaft im
Stadtteil engagiere. Ein hoher Anteil von privaten Eigentimern verhindere aus ihrer Sicht,
dass Sanierungen und Unterstitzungen ausblieben. Es sei deshalb winschenswert
Wohnungsbaugesellschaften fir Blumenthal zu gewinnen.

9.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses

Auf der Grundlage der Anhérung der Sachverstandigen und seiner Beratungen kommt der
Ausschuss zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen:

9.2.1 MaRRnahmen im Bereich der Kindertagesstatten:

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Kindertagesstatten in den benachteiligten Wohngebieten sind zu Kinder- und
Familienzentren mit sozialarbeiterischer Kompetenz und starker Sozialraumorientierung
auszubauen.

In den Kindertagesstatten sollen Strukturen geschaffen werden, die absichern, dass die
Erzieherinnen und Erzieher ihren zusatzlichen Aufgaben, insbesondere die der
aufwandigeren Kinder- und Elternarbeit, gerecht werden kénnen. Gesundheitlichen Risiken
soll durch gezielte Préavention begegnet werden. Hierzu ist auch ein angemessener
Vertretungspool in den Kinderbetreuungseinrichtungen abzusichern.

Fur die Kindertagesstatten, deren Raumlichkeiten beispielsweise nicht fir eine differenzierte
Betreuung, fur Elterngesprache oder Mitarbeiterraume ausreichen, soll gepruft werden, wie
diese zur Verfugung gestellt werden kdnnen. Beim Neubau von Kindertagesstatten bzw.
Kinder-, Familien- und Quartierszentren ist moglichst auch eine Sportraumlichkeit
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einzuplanen, da dies eine gute Mdoglichkeit der unbefangenen Kontaktaufnahme mit Eltern
und Kindern ist. Dieses gilt insbesondere auch im Verhéaltnis zu den Vatern, die flr soziale
Fragen und Beratung eher schwer erreichbar sind.

9.2.2 MalRnahmen im Bereich der Finanzierung der Arbeit vor Ort:

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Mittelbewirtschaftung, Antragstellung und Dokumentation sind so einfach und unbirokratisch
wie moglich zu gestalten, um den Beteiligten in ihrer Arbeit in den Quartieren so viel Raum
wie moglich zu geben. Hierzu sind harmonisierte, kontinuierliche und méglichst aufeinander
abgestimmte Programme und Projekte mit moglichst einfach und klar gehaltenen
Bedingungen notwendig.

Insgesamt sind erfolgreiche sozialraumlich ausgerichtete Projekte zu verstetigen und ggf. in
die bestehende Regelversorgung zu integrieren, um eine verlassliche Infrastruktur zu
gewahrleisten.

Die Mittel fur die stadtteilbezogenen Projekte muissen mdoglichst langfristig planbar
bereitgestellt werden.

Fundraising und Drittelmitteleinwerbung dirfen keine (Haupt-) Aufgabe fur die
Quartierszentren sein. Die vorhandenen personellen Ressourcen missen fir die Arbeit mit
den Menschen vor Ort eingesetzt werden.

Die Fraktion DIE LINKE stellt heraus, dass Fundraising grundséatzlich kein Mittel der
Finanzierung von stadtteilbezogenen Projekten sein darf. Die Projekte mussten durch
die oOffentlichen Haushalte voll ausfinanziert sein, damit die Arbeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter direkt dem Stadtteil zugutekomme.

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Das Programm ,Wohnen in Nachbarschaft (WIN)' muss weiterentwickelt und auch weiterhin
durch eine Verknipfung mit anderen Programmen, wie u. a ,Lokales Kapital fir soziale
Zwecke (LOS)’, gestarkt werden.

Auch die voraussichtlich ab dem Jahr 2016 zusatzlich zur Verflgung stehenden
Bundesmittel fur die Stadtebauférderung und fur das Programm ,Soziale Stadt” sollen im
gesamten Umfang durch bremische Mittel gegenfinanziert und im Schwerpunkt fir Wohnen
in Nachbarschaft-Gebiete eingesetzt werden. Es muss sichergestellt werden, dass alle Mittel
abgerufen und genutzt werden.

Fir die Forderperiode 2016 - 2022 des WIN-Programms soll geprift werden, ob ein neuer
Gesundheitsschwerpunkt entwickelt und dieser finanziell mit den Bundesmitteln, die nach
dem neuen Praventionsgesetz in den Stadtteilen eingesetzt werden kdnnen, abgesichert
werden kann.

Auch fir die neue Forderperiode sollte sorgfaltig gepruft werden, in welchem Mal3e und in
welchem Zeitraum bei ,WIN-Gebieten’, die sich gut entwickelt haben, die Forderung wirklich
herabgesetzt werden sollen. Dabei ist auch der bereits jetzt absehbare kontinuierliche Zuzug
von Flichtlingen und Zuwanderern zu beriicksichtigen. Das ,Lokales Kapital fir soziale
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Zwecke-Programm (LOS)' muss erhalten bleiben, weil dafir keine Ko-Finanzierung der
Antragstellenden bendétigt wird.

9.2.3 MalRnahmen im Bereich Wohnungsbau:

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Im Quartier ist eine ,ganzheitliche* Entwicklung von hoher Bedeutung: Insbesondere die
Gestaltung, Pflege und Nutzung der  Geb&audeinfrastruktur ist  wichtig.
Verwahrlosungstendenzen, hoher Fluktuation, Leerstanden und dem Verfall der baulichen
Substanz mussen starker als bisher, auch praventiv, entgegengewirkt werden.

Problematische Ortsteile  profitieren von  Wohnungsbaugesellschaften, die ihre
Wohnbestande pflegen, sich um das Wohnumfeld sorgen wund sich auch an
Ortsteilverbesserungen beteiligen; und dieses sowohl finanziell als auch mit guter
Nutzerinnen- und Nutzerbeteiligung. Deshalb sollen private Wohnungsbaugesellschaften
Uiberzeugt werden, sich an ortsteilverbessernden MalRnahmen zu beteiligen, ggf. auch durch
Schaffung eines Vorkaufsrechtes fur die Stadt.

Nach Auffassung der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/ Die Griinen und DIE LINKE
durfen keine 6ffentlichen Wohnungsbaugesellschaften, oder Teile davon, verkauft werden.

Die Fraktion DIE LINKE ist der Auffassung, dass die Méglichkeit geschaffen werden
muss, notfalls private Wohnungsbaugesellschaften zu Gbernehmen.

9.2.4 MalRnahmen im Bereich sozialraumlicher Instrumente:
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Projekte, die den sozialen und kulturellen Erfahrungshorizont auf3erhalb des eigenen
Stadtteils erweitern und der allgemeinen Teilhabe von Kindern und Jugendlichen dienen,
sind zu férdern.

Die konkrete Unterstiitzung der Kinder und Jugendlichen im Alltag sollte intensiviert werden.
Hierfar sind z. B. Gesundheitsférderung und schulische Nachhilfe geeignete Felder.

o Sprach- und Kulturmittlerinnen und -mittler
Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Tatigkeit der Sprach- und Kulturmittlerinnen und -mittler ist von hoher Bedeutung und soll
verstarkt werden. Eine Verstetigung ihrer Tatigkeiten ist notwendig, insbesondere muss
gepruft werden, ob eine sozialversicherungspflichtige Beschéaftigung moglich ist.

o Seniorenwohneinrichtungen und Seniorenbegegnungsstatten

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen, der CDU
und DIE LINKE:

Seniorenwohneinrichtungen und Seniorenbegegnungsstatten sollten sich intensiver zum
Stadstteil hin 6ffnen, um ihre sozialraumlichen Wirkung zu starken.
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o Starkung von gemeinschaftlichem Leben

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Quartiersbildungszentren  und  Mehrgenerationenhauser  sowie  gemeinschaftliche
Wohnformen, insbesondere in benachteiligten Stadtteilen, mussen gestéarkt und ausgebaut
werden.

o Entwicklung von quartiersbezogenen Mallnahmen

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grinen, der CDU
und DIE LINKE:

Die Entwicklung von quartiersbezogenen MafRnahmen ist insgesamt weiter voranzutreiben.
Zwischen den quartiersbezogenen Konzepten und den damit Beteiligten ist weiterhin
verstarkt und stadtteilibergreifend eine Vernetzung herzustellen. Ziel muss ein
Lvoneinander-Lernen“ im Sinne eines ,Best-Practice”, die Vermeidung von Redundanzen,
die Verbesserung der Ressourcenbewirtschaftung sowie eine  kontinuierliche
Wirkungskontrolle sein.

o Einbeziehung von Mannern in die Quartiersarbeit

Gemeinsame Vorschlage der Fraktionen der SPD, Blndnis 90/Die Grunen, der CDU
und DIE LINKE:

Neben allen gesellschaftlichen Gruppen und Kulturen sind insbesondere Manner in die
Quartiersarbeit einzubeziehen.

10. Zusammenfassung

Die Arbeit des Ausschusses hat gezeigt, dass Armut und Armutsgefahrdung in Deutschland,
insbesondere aber in Bremen und Bremerhaven, zu gravierenden Problemen geworden
sind, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefahrden kdnnen. Viele Kennziffern zeigen,
dass Bremen und Bremerhaven auch im Uberregionalen Vergleich in einer schwierigen
Situation sind. Exemplarische Zahlen wie 72 000 Personen im SGB II-Bezug oder 43 000
Uberschuldete Haushalte stehen fir eine sich dramatisch entwickelnde Lage. Oftmals
einhergehend damit bergen sich auseinander entwickelnde Bildungschancen hohe soziale
und gesellschaftliche Risiken. Die Situation wird durch die Kumulation von Problemlagen -
regional oder auch personenbezogen - verscharft. Segregation, Wohlstandsunterschiede,
unterschiedliche Zugange zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, reduzierte Teilhabe,
Perspektiviosigkeit sowie sich verfestigende Chancenungerechtigkeiten sind wesentliche
politische Herausforderung der Gegenwart und Zukunft. Es ist eine gesellschaftliche,
insbesondere aber eine politische Aufgabe, die Armutsbekampfung und -pravention mehr als
in der Vergangenheit in den Fokus zu nehmen. Die Bekdmpfung von Armut muss auf allen
Ebenen politischer und sozialer Verantwortung zu einem Leitmotiv 6ffentlicher Gestaltung
werden. Tendenzen der Verfestigung in bestimmten Regionen oder gesellschaftlichen
Gruppen ist ebenso entgegenzuwirken wie dem beobachtbaren Phanomen von ,Karrieren in
Armut’ oder einem ,Teufelskreis von durch Armut reproduzierter Armut’. Armut beschreibt
dabei nicht nur eingeschrankte materielle und finanzielle Mdglichkeiten, sondern eine
systematische Begrenzung sozialer Teilhabe und Chancen. Diesem entgegenzuwirken, wird
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viele einzelne Schritte - regional und tberregional - erfordern. Viele von ihnen sind bekannt,
missen aber konsequenter und schneller als bisher angegangen und umgesetzt werden.

Kinder und Jugendliche sind im besonderen Opfer von Armut, insbesondere von der Armut
ihrer Eltern. Sie sind nicht nur betroffen in ihrer aktuellen Lebenssituation und
Lebensqualitdt, sondern benachteiligt, wenn es darum geht, schulische und berufliche
Chancen angemessen wahrnehmen zu koénnen. lhre Situation ist in Bremen und
Bremerhaven auch im bundesweiten Vergleich besonders bedrickend. Es ist eine
Zukunftsfrage, inwieweit es gelingt, hier zu substantiellen Verbesserungen zu kommen. Zu
starken ist insbesondere die (moglichst frih anzusetzende) Erhebung des
Sprachentwicklungsstandes und eine entsprechende Foérderung. Insgesamt muss die
frihkindliche Betreuung und Bildung verbessert werden, indem sie mehr als bisher unter
dem bildungsvorbereitenden Aspekt gesehen wird. Dazu bedarf es auch einer verbesserten
und angemessenen Ausstattung von Bildungseinrichtungen, insbesondere in hauptsachlich
betroffenen Stadtteilen und Quartieren. Hier ist in dreifacher Hinsicht nicht nur ein ,Mehr’,
sondern auch ein ,Anders’ erforderlich: Einerseits wird die (soziale) Unterstiitzung der Kinder
z. B. auch in Schulen notwendig. Das erfordert an den Schulen veranderte und erweiterte
Qualifikationen wie auch eine Weiterentwicklung z.B. der Ganztagsschulangebote.
Andererseits werden Eltern auch verstarkt anzusprechen sein und enger begleitet werden
mussen, was ebenfalls ,Zeit kostet'. Es ist notwendig, dass die beteiligten Ressorts zukuinftig
enger zusammenarbeiten, um am Ende eine engere Verzahnung der einzelnen
Kompetenzbereiche sicherzustellen sowie Krafte zu bindeln und aufeinander abzustimmen.
Im Bereich der beruflichen Qualifizierung ist mit der Jugendberufsagentur diesbeziglich
bereits ein Schritt getan, der nicht nur dazu fihren muss, Jugendliche den Weg von der
Schule in die Ausbildung zu erleichtern, sondern der auch verhindern muss, dass
Jugendliche ,aus den Augen verloren’ werden. Denn: Abschlusslosigkeit in Schule und Beruf
gehort zu den haufigsten Armutsrisiken, die zudem besonders schwierig zu kompensieren
sind und nicht selten den Einstieg in eine ,Karriere von Armut’ darstellen. Auch deshalb ist es
zuklnftig wichtig, in Praventionsketten zu denken, um die verschiedenen Lebens- (und Lern-)
Phasen zu verbinden.

Der Begriff des ,Migrationshintergrundes’ wird nicht selten pauschal mit einem Armutsrisiko
gleichgesetzt. Aufgrund der kulturellen und herkunftsbezogenen Vielfalt sowie z. B. auch
durch die Heterogenitat des Zuwanderungsmotivs, ist diese verbreitete Betrachtung wenig
hilfreich und so generalisiert auch in der Sache falsch. Dennoch kénnen soziale Probleme
durch mit dem Migrationshintergrund in Verbindung stehenden Faktoren verursacht und
verstarkt werden. Hier rlicken immer wieder Defizite im Spracherwerb in den Vordergrund,
die sozialer Teilhabe, insbesondere aber auch adaquaten beruflichen Perspektiven im Wege
stehen. Der Erwartung, die deutsche Sprache zu beherrschen, sollte gegeniberstehen,
Mehrsprachigkeit zu fordern, interkulturelle Kompetenzen zu nutzen und zu entwickeln sowie
eine verbesserte Anerkennungspraxis fur vorhandene, aber in Deutschland nicht anerkannte
Qualifikationen, voranzubringen. Nachholbedarf besteht auch bei der Beseitigung beruflicher
Hurden: So missen z. B. Aufenthaltsperspektiven schneller und gesichert eréffnet werden
und Benachteiligungen z. B. bei der Aufnahme einer beruflichen Bildung abgebaut werden.
Hierzu konnen auch Instrumente einer aufsuchenden, einer vereinfachten und
verstandlicheren Beratung (z. B. unter Beteiligung ehemals Betroffener) hilfreich sein. Es
bedarf insgesamt aber auch einer verbesserten Unterstiitzung, bestehende Angebote
insbesondere fur Kinder wahrzunehmen und Eltern dabei zu begleiten. Dieses gilt z. B. fur
den Kindertagesstatten- und den Schulbereich.
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Eine besondere Sorge bereitet die Gruppe der sog. Langzeitleistungsbezieherinnen und
-bezieher, die im Land Bremen in besonders hoher Zahl zu verzeichnen sind. Sie ist nicht
nur gepragt durch eine lange Dauer von Arbeitslosigkeit und eine verminderte
Vermittelbarkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt, sondern auch durch ein besonders hohes
Risiko, in Arbeitslosigkeit zurtickzufallen. Haufig sind verschiedene und kumulierte Faktoren
Ursache von Langzeitarbeitslosigkeit, die besonders von sozialer Desintegration begleitet
sein kann. Neben einer individualisierten und verbesserten, d. h. engmaschigeren Férderung
und Begleitung der Betroffenen, wird insgesamt eine starkere Kooperation und Vernetzung
der beteiligten Institutionen fur notwendig erachtet. Dadurch soll und kann insgesamt ein
Beitrag zur Steigerung der Effektivitdt der arbeitsmarktpolitischen Instrumente geleistet
werden. Dieses bedarf aber auch einer Verstetigung und einer verbesserten Transparenz
der zur Verfigung stehenden Mittel und einer strategischen Ausrichtung der Instrumente. Die
schwierige Arbeit in den ,Jobcentern’ ist durch eine verbesserte personelle Entwicklung und
Supervision zu unterstiitzen. Aber auch neue oder erganzende Instrumente kdnnen hilfreich
sein: Offentlich geforderte Arbeitsmarkte oder auch ein Passiv-Aktiv-Austausch kénnen ein
Zurtickdrangen von Langzeitarbeitslosigkeit unterstiitzen. Gerade hier sollte verstarkt der
Austausch zwischen den Kommunen in unserem Land gesucht werden, denn in diesem
Bereich liegen vielfaltige Konzepte und Erfahrungen vor. Nicht nur ein Voneinander-Lernen,
sondern auch die gegenseitige Unterstiitzung kann gerade hier wichtig sein. Zudem kann
eine erfolgreiche Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik wichtige Beitrdge zu einer
wirkungsvollen Sozialpolitik leisten, ohne den sozialen Ausgleich zu ersetzen.

Gesellschaftliche Veradnderungen haben dazu gefuhrt, dass immer mehr Erwachsene
alleinerziehend sind. Betroffen sind zumeist Frauen. Hiermit sind nicht nur Risiken fur Armut
verbunden; Betreuungspflichten hindern auch haufig an der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit
oder einer beruflichen (Weiter-) Bildung. Um die Chancen dieser Personengruppe zu
verbessern, sind nicht nur materielle Absicherungen erforderlich. Zusatzlich sind
Betreuungsmoglichkeiten fur Kinder auszuweiten und zu flexibilisieren, ebenso wie Wege
z. B. einer Ausbildung in Teilzeit. Insgesamt ist nicht hinnehmbar, dass Frauen - nicht nur als
Alleinerziehende - ein erhéhtes Armutsrisiko haben. Struktureller Benachteiligungen muissen
abgebaut werden, z. B. im Bereich der Bezahlung oder der Altersvorsorge. Eine wesentliche
Zukunftsaufgabe ist deshalb, die eigenstdndige und selbstbestimmte Berufstatigkeit von
Frauen, z. B. durch eine verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sicherzustellen,
aber auch die Abhangigkeit vom ,Zwei-Verdiener-Modell' zu reduzieren. Zusétzlich muss es
gelingen, den Grundsatz ,gleicher Lohn fir gleiche Arbeit’ zu realisieren und Frauen den
Zugang zu allen Berufsbildern zu ebnen. Es gilt hier anzumerken, dass Kinder und
Jugendliche Armutsrisiken mit diesen Ursachenhintergrinden, und damit das verminderter
Chancen, immer mittragen. Es ist mitursachlich fir die Gefahr eines ,Teufelskreises in
Armut’, denn Armut reproduziert nicht selten weitere Armut.

Um Armut und Armutsrisiken zu bekampfen, bedarf es nicht nur einer Vielzahl von
Instrumenten und eines langen Atems. Die vielfaltigen Erscheinungsformen und
unterschiedlichen Ursachen erfordern ein quartiersbezogenes Vorgehen. Sozialrdumlichen
Unterschieden muss mit entsprechend ausgestatteten und ausgepragten Instrumenten
begegnet werden. Auch hier gilt: Die Ausstattung ist nicht nur in der Héhe, sondern auch in
ihrer Ausgestaltung von Bedeutung: Transparenz, Kontinuitat und birokratischer Aufwand
fur Verwaltung, Dokumentation und Beantragung missen so bemessen sein, dass sie
mdglichst wenig an der eigentlichen Aufgabe vor Ort ,hindern’. Eine verbesserte Vernetzung
kann zudem dazu fihren, die Effektivitdit von MalRnahmen und Strukturen zu verbessern.
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Das quartiersbezogene Vorgehen ermdglicht auch das kleinrdumliche Zusammenwirken
unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure mit eng abgestimmten MaRnahmen bezogen auf
ganzheitliche Ziele, die beriicksichtigen, dass vielfaltige Faktoren, z. B. der Zustand der
(Wohn-) Infrastruktur und die soziale Situation, in einem Zusammenhang stehen. Nur so
kann auch erreicht werden, aus Betroffenen Beteiligte zu machen. Armutsbekdmpfung und -
préavention kann aber nur gelingen, wenn auch die notwendigen finanziellen Mittel
bereitgestellt werden. Gut funktionierende Projekte missen maglichst langfristig finanziert
und auf andere Stadtteile mit &hnlichen Problemlagen Ubertragen werden.
Armutsbekdmpfung bedeutet, auch unter den Bedingungen der Sanierungsvereinbarung
finanzielle SpielrAume zu nutzen, um fur alle Menschen in Bremen Perspektiven und
Angebote fir Wege aus der Armut zu schaffen.

Entscheidend ist am Ende in allen Bereichen die Wirksamkeit der MafRnahmen und
Instrumente. Diese erfordert starker als bisher eine kontinuierliche Evaluation und ein
konstruktives Hinterfragen. Dafir bedarf es nicht nur seinerseits eines spezifischen
Instrumentariums und der stetigen Bereitschaft zur Weiterentwicklung. Es bedarf auch einer
verbesserten Zusammenarbeit der beteiligten Ressorts, einer strategischeren Vorgehens
und eines erweiterten Erfahrungsaustausches mit denjenigen, die Uberregional an den
gleichen Problemfeldern arbeiten. Es bedarf aber auch der Uberregionalen Einflussnahme
aus Bremen und Bremerhaven heraus, Armut und ihren Erscheinungsformen mehr als bisher
auf allen Ebenen politischer und sozialer Gestaltung entgegenzutreten und dabei mit allen
Akteurinnen und Akteuren, auch denen auBerhalb staatlicher Verantwortung,
zusammenzuwirken. Nur so werden Bremen und Bremerhaven schrittweise den Trend der
sich progressiv entwickelnder Armut stoppen und schlieZlich umkehren kénnen. Wenn Senat
und Bremische Blrgerschaft dabei verstarkt und kontinuierlich zusammenwirken und ihre
z. T. parallelen Aktivitdten verzahnen (siehe Entwurf des Berichtes ,Lebenslagen in Bremen
— Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Freien Hansestadt Bremen’), wird es schneller
als bisher gelingen, fir unsere Gemeinwesen, insbhesondere aber fur die Betroffenen, eine
schrittweise Verbesserung der Situation und der Perspektiven zu erreichen.

Es darf nie politisch hingenommen werden, dass Menschen in unserem Land an
elementaren Dingen des taglichen Lebens wie z.B. Nahrung, Wohnung, Kleidung oder einer
Gesundheitsvorsorge nicht angemessen teilhaben konnen oder dass sie von
Beteiligungsmoglichkeiten z.B. in den Bereichen der Bildung oder auch des Sports nicht
erreicht werden. Zu den offentlichen Einrichtungen, die direkt oder indirekt mit
Armutserscheinungsformen befasst oder davon betroffen sind, gehdren mittlerweile nicht nur
Einrichtungen z. B. der Jugendhilfe oder die Jobcenter, sondern es sind zunehmend auch
Kindertagesstatten und Schulen. Sie bendtigen quantitativ, aber auch qualitativ eine
erganzte und eine verbesserte Ausstattung. Armutsbekampfung wird deshalb eine politische,
aber auch eine gesellschaftliche Kraftanstrengung und Schwerpunktsetzung erfordern. Diese
war und ist nicht nur eine Verantwortung der offentlichen Hand. Sie ware nicht nur
angesichts ihrer finanziellen Situation Uberfordert. Soziale Gerechtigkeit, Teilhabe zu
organisieren und flr gerechte Chancen zu sorgen, ist eine allgemeine gesellschaftliche
Aufgabe, von der am Ende alle profitieren und die als allgemeines Interesse starker betont
werden muss. Das bedeutet, gesellschaftiches Engagement flr soziale Aufgaben
ausdrucklich anzuerkennen. Es bedeutet aber auch, die Kréafte zu bindeln und die
Verantwortung aller noch starker als bisher einzufordern. Es bedeutet schlief3lich,
Armutsbekdmpfung und Armutsprévention mehr als bisher gezielt, langfristig orientiert,
verstetigt und strategisch zusammengebunden anzulegen und umzusetzen.
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11. Beschlussempfehlung

Der Ausschuss zur Bekdmpfung und Pravention von Armut und sozialer Spaltung empfiehlt
der Burgerschaft (Landtag) wie folgt zu beschlie3en:

Die Birgerschaft (Landtag) nimmt den Bericht des Ausschusses zur Bekampfung und
Pravention von Armut und sozialer Spaltung zur Kenntnis.
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	Viele Migrantengruppen erreichten laut Herrn Dr. Luft bessere Ergebnisse in den Funktionssystemen Bildung und Arbeitsmarkt als der Durchschnitt der nicht-zugewanderten Deutschen. Als Beispiel sei das Erreichen der Hochschulreife von Bedeutung. In dies...

	6.1.2 Folgende Feststellungen wurden im Bereich Arbeit getroffen:
	 Hürden bei Eintritt in den Arbeitsmarkt abbauen
	Herr Dr. Fantini sah Handlungsbedarf zur Reduzierung der herkunftsbezogenen Diskriminierungseffekte bei der Ausbildungsplatzsuche oder am Arbeitsmarkt.
	Als Problem bezeichnete Herr Dr. Luft die Diskriminierung durch die Zuschreibung negativer Eigenschaften. Das führe zu ungleichen Chancen bei der Bewerbung auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, insbesondere bei kleinen und mittleren Betrieben.
	 Anerkennung von Berufsabschlüssen
	Für Herrn Dr. Luft war es weiter von Bedeutung, die hier lebenden Ausländer in gesicherte Arbeitsverhältnisse zu vermitteln. Im Zusammenhang mit der Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen und Konzentration auf aufnahmelandspezifische Qu...
	 Menschen mit Migrationshintergrund für den öffentlichen Dienst gewinnen
	Herr Bagarkasi vom Bremer Rat für Integration betonte, dass eine Schwierigkeit darin bestehe, dass die Migrantinnen und Migranten in der Berufshierarchie unterschiedlich repräsentiert seien. Gerade ab der mittleren Führungsebene seien sie deutlich unt...

	6.1.3 Folgende Feststellungen wurden im Bereich Inneres getroffen:
	6.1.4 Folgenden Feststellungen wurden im Bereich Integration getroffen:
	 Stärkung der sozialen Teilhabe
	Als besonderes Problem bezeichnete Herr Dr. Luft die Kumulation von Defiziten. Diese seien: Soziale Probleme, Sprachprobleme und mangelnde Integration schon der Eltern, Zuzug in bereits strukturschwache Gebiete der Städte und Diskriminierung durch die...
	Herr Tasan führte aus, dass die zielgruppenspezifische Arbeit z. B. mit Menschen mit Migrationshintergrund mit der Heranführung und Einbindung in vorhandene lokale Strukturen erfolgen müsse. Diese würden im Stadtteil mit niederschwelligen Angeboten bz...
	 Stärkung und Transparenz der Angebote in der Sozial- und Bildungslandschaft
	Herr Bagarkasi erläuterte, dass unterschiedliche Bezeichnungen für Angebote in den Stadteilen, die ähnliche Felder abdeckten, zu fehlender Orientierung und Nachvollziehbarkeit (nicht nur bei den Migrantinnen und Migranten) führten. Zudem sei das beste...
	 Aufsuchende Altenarbeit für Menschen mit Migrationshintergrund
	Herr Bagarkasi erläuterte die Notwendigkeit der Installierung von aufsuchenden Angeboten bzw. flächendeckend verfügbarer Beratung, speziell für altersarme Menschen.

	6.1.5 Folgende Feststellungen wurden zu sozialräumlich Instrumenten getroffen:
	Herr Bagarkasi forderte die Einbindung von Beteiligten bei Projektentscheidungen und -konzeptionen vor Ort in den Stadtteilen.
	Herr Tasan führte aus, dass negative Wirkungen durch die Reduzierung der Förderung von sozialem Mietwohnungsbau und dem Abbau bzw. der Privatisierung von Sozialwohnungsbeständen bestünden. Daher sei ein integriertes Handlungskonzept „Soziale Stadt“ zu...


	6.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses
	6.2.1 Maßnahmen im Bereich frühkindlicher und schulischer Bildung:
	6.2.2 Maßnahmen im Bereich Arbeit:
	6.2.3 Maßnahmen im Bereich Inneres:
	6.2.4 Maßnahmen im Bereich Integration:


	7. Armut und Bildung
	7.1 Ergebnisse der Anhörung
	Der Ausschuss befasste sich in seiner sechsten Sitzung am 1. Oktober 2014 mit dem Themenkomplex Armut und Bildung und hat dazu Herr Detlef von Lührte, Senatorin für Bildung und Wissenschaft und Frau Maresi Lassek, Leiterin der Grundschule am Pfälzer W...
	7.1.1 Folgende allgemeine Feststellungen zum Thema Armut und Bildung wurden von den Sachverständigen getroffen:
	7.1.2 Folgende Feststellungen wurden zum Bereich Bildung getroffen:
	7.1.3 Folgende Feststellungen zu berufsvorbereitenden Maßnahmen in der Schule wurden getroffen:
	7.1.4 Folgende Feststellungen wurden im ressortübergreifenden Bereich getroffen:

	7.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses
	7.2.1 Maßnahmen im Bereich Bildung:
	7.2.2 Maßnahmen im Bereich der Berufsvorbereitung in der Schule:
	7.2.3 Maßnahmen im Bereich Kinder und Jugendliche:
	7.2.4 Maßnahmen im ressortübergreifenden Bereich:


	8. Armut und Beschäftigung
	8.1 Sozialer Arbeitsmarkt, Lohnlücken, Aufstockung
	8.1.1 Ergebnisse der Anhörungen
	Der Ausschuss beschäftigte sich in seiner siebten Sitzung am 12. November 2014 mit dem Themenkomplex Armut und Beschäftigung mit den Schwerpunkten ‚zweiter Arbeitsmarkt’/ Lohnlücken/Aufstockung.
	Hierzu wurden die Sachverständigen Frau Dr. Irene Dingeldey, Universität Bremen, Institut für Arbeit und Wirtschaft und Herr Helmut Westkamp, Geschäftsführer des Jobcenters Bremen angehört.
	8.1.1.1 Zu der allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Lage in Bremen wurden von den Sachverständigen folgende Ausführungen gemacht:
	Herr Westkamp berichtete, dass das Jobcenter über ca. 280 Integrationskräfte verfüge. Es bestehe eine Relation von 300 erwerbfähigen Leistungsberechtigten pro Mitarbeiter und Mitarbeiterin. Ziel des Jobcenters sei es, Perspektiven zu gestalten, um Men...
	Herr Westkamp beschrieb das (schwierige) Arbeitsumfeld des Jobcenters Bremen und wies darauf hin, dass 20% der Arbeitslosen in Bremen über die Arbeitsagentur und 80% durch das Jobcenter betreut würden. Zu dieser Quote zählten auch diejenigen Arbeitslo...
	In Zahlen stelle sich dies wie folgt dar: In Bremen lebten 72 000 Leistungsberechtigte, die Förderung nach dem SGB II erhielten. Hiervon seien 52 000 erwerbfähige Leistungsberechtigte, die älter als 15 Jahre, aber unter 65 Jahre alt seien.
	Die Zahl der (vorübergehend) Nichterwerbsfähigen sei mit ca. 20 000 zu beziffern. Davon maßgeblich betroffen seien auch Kinder, die mit ihren Eltern in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften sei mit 40 000 zu beziffern.
	Die Anzahl der Arbeitslosen nach SGB II betrage 22 900 (80% aller Arbeitslosen im Stadtgebiet). Arbeitslose nach SGB III seien mit 5 400 Menschen zu berücksichtigen. Die Struktur der Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB II stelle sich dabei wie folgt d...
	Von den 52 000 erwerbfähigen Leistungsberechtigten seien in der Stadt Bremen 22 300 Menschen arbeitslos und 5 500 Personen nähmen an Maßnahmen teil. 14 200 erwerbsfähige Leistungsberechtigte stünden dem Arbeitsmarkt vorübergehend nicht zur Verfügung. ...
	Zusätzlichen Problemdruck erzeugen Hartz IV- Stigmatisierung, Langzeitarbeitslosigkeit, ein hoher Anteil formal nicht ausreichend qualifizierter Menschen sowie Betroffene mit Migrationshintergrund.
	8.1.1.2 Zur Arbeitsmarktpolitik wurden von den Sachverständigen folgende Feststellungen getroffen:
	Frau Dr. Dingeldey trat zusammenfassend insbesondere für die Verknüpfung von drei Aspekten ein:
	 Regulierung und Sicherung der Löhne bzw. des Einkommens
	Zum einen ginge es um die Regulierung und Sicherung der Löhne bzw. des Einkommens. Hierbei seien der Mindestlohn und die Unterstützung der Tarifabdeckung vor allem auch im Dienstleistungssektor zu nennen. Bei jeder Sparpolitik sei darauf zu achten, da...
	 ’Weg von Hauptsache Arbeit, hin zu Befähigung für qualifizierter Arbeit’
	Den zweiten Aspekt beschrieb Frau Dr. Dingeldey mit dem Motto „Weg von Hauptsache Arbeit’“ hin zur ‚Befähigung für qualifizierte Arbeit’. Hierzu gehörten Aus- und Weiterbildung für Beschäftigung mit einem Lohnniveau deutlich jenseits der Niedriglohngr...
	 Förderung des ‚Adult Worker Modells’
	Drittens beschrieb Frau Dr. Dingeldey die Förderung des ‚Adult Worker Modells’. Dazu gehörte u.a. die kostenfreie Kinderbetreuung, die Arbeitszeitreduzierung für beide Partner und die Einschränkung atypischer Beschäftigung.
	 Schaffung von Arbeitsplätzen
	Herr Westkamp führte aus, dass die Teilhabe am ersten Arbeitsmarkt das zentrale Mittel zur Vermeidung von Armut sei. Aktiv müsse die Schaffung von Arbeitsplätzen zur Bekämpfung von Armut betrieben werden. Insbesondere gehe es um die Förderung von jung...
	 Wege zum Berufsabschluss ermöglichen
	 Junge Menschen in Ausbildung bringen
	Ziel zur Bekämpfung der langfristigen Armut sollte laut Herrn Westkamp sein, junge Menschen aus dem allgemeinbildenden Schulsystem mit Schulabschluss in Ausbildung zu bringen. Dies sei insbesondere von Bedeutung, um Karrieren in prekären Lebensverhält...

	8.1.2 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses
	8.1.2.1 Maßnahmen im Bereich Arbeitsmarktpolitik:
	8.1.2.2 Maßnahmen im arbeitsmarktpolitischen Bereich für spezielle Zielgruppen:
	8.1.2.3 Maßnahmen, die die Arbeit des Jobcenters betreffen:


	8.2 Arbeitsmarkt unter frauenspezifischen Fragestellungen
	8.2.1 Ergebnisse der Anhörung
	Der Ausschuss hat in seiner achten Sitzung am 10. Dezember 2014 Frau Ulrike Hauffe, Landesbeauftragte (Bremische Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau), Frau Dr. Esther Schröder von der Arbeitnehmerkammer Bremen und Frau...
	8.2.1.1 Folgende Feststellungen zur allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Lage von Frauen in Bremen wurden von den Sachverständigen getroffen:
	8.2.1.2 Folgende arbeitsmarktpolitische Schlussfolgerungen wurden unter frauenspezifischen Gesichtspunkten genannt:
	Frau Hauffe wies darauf hin, dass die Armutsgefährdungsquote von Frauen stetig steige und in Bremen fast jede vierte Frau betroffen sei. Die Quote der armutsgefährdeten Frauen unter 18 Jahren liege im Jahre 2013 mit 15,4% unter dem Bundesdurchschnitt,...
	Frauenarmut entstehe systematisch an bestimmten biographischen Übergängen. Hinsichtlich des Überganges von der Schule zur Ausbildung hätten trotz häufig besserer Schulabschlüsse ca. 10% der Frauen mit 30 Jahren keinen Berufsabschluss (auch hier vergle...
	Besonders schwierig seien frauentypische zweijährige Ausbildungen an Fachschulen, die nur im Bundesland Bremen anerkannt werden. Die daran anschließenden Berufsbilder zeichnen sich durch schlechte Bezahlung und eine hohe Teilzeit- bzw. Minijobquote aus.
	Beim Übergang in die Elternschaft drohe laut Frau Hauffe den Müttern die Exklusion vom Arbeitsmarkt. Das Bundesprogramm „Perspektive Wiedereinstieg" (PWE) habe gezeigt, dass die Frauen im Durchschnitt über eine Dauer von 10 Jahren nach der Geburt von ...
	Staatliche Regelungen für Frauen in Paarbeziehungen böten Anreize für den Zuverdienst: Mit Ehegattensplitting, Mitversicherung, Betreuungsgeld und der Möglichkeit der geringfügigen Beschäftigung, belohne der Staat Paare, die Erwerbstätigkeit sehr ungl...
	Frau Hauffe empfahl folgende Maßnahmen gegen Frauenarmut: Notwendig sei die Angleichung der frauentypischen zweijährigen Ausbildungen an Fachschulen an das duale System sowie die bundesweit Anerkennung dieser Fachschulabschlüsse. Zudem sollten keine „...
	Frau Dr. Schröder führte aus, dass Ausbildungs- und Erwerbsunterbrechungen für Frauen eine erhebliche Rolle spielten und den gesamten Werdegang sowie den Berufs- und Lebensverlauf beeinflussten.
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